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Schutz der Berufsbezeichnungen
„Architektin“, „Architekt“,
„Innenarchitektin“, „Innenarchitekt“,
„Landschaftsarchitektin“,
„Landschaftsarchitekt“,
„Stadtplanerin“ und „Stadtplaner“;
Architektenkammer des Saarlandes

Abschnitt 1

Berufsaufgaben und
Berufsbezeichnungen

§ 1 Berufsbezeichnungen
(1) Die Berufsbezeichnung „Architektin“, „Ar-
chitekt“, „Innenarchitektin“, „Innenarchitekt“,
„Landschaftsarchitektin“, „Landschaftsarchi-
tekt“, „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“ darf
nur führen, wer unter der entsprechenden Be-
zeichnung in die von der Architektenkammer
des Saarlandes geführte Architektenliste oder
in die von der Ingenieurkammer des Saarlandes
geführte Liste der Stadtplanerinnen und -pla-
ner (§ 26) oder in die entsprechende Liste
einer anderen deutschen Architekten- oder
Ingenieurkammer eingetragen ist oder zur
Führung der Berufsbezeichnung nach § 2 be-
rechtigt ist.

(2) Die Berufsbezeichnung mit dem Zusatz
„frei“ oder „freischaffend“ darf nur führen, wer
mit diesem Zusatz eingetragen ist und seinen
Beruf eigenverantwortlich und unabhängig
ausübt. Eigenverantwortlich tätig ist, wer
1. die berufliche Tätigkeit als alleinige Inhabe-

rin oder alleiniger Inhaber eines Büros
selbständig auf eigene Rechnung und Ver-
antwortung ausübt oder

2. sich mit freien oder freischaffenden Beruf-
sangehörigen nach Absatz 1 oder Angehö-
rigen anderer freier Berufe zusammenge-
schlossen hat und innerhalb dieses Zusam-
menschlusses eine Rechtsstellung besitzt,
kraft derer sie oder er die Berufsaufgaben
unbeeinflusst durch Rechte berufsfremder
Dritter innerhalb oder durch Rechte Dritter
außerhalb des Zusammenschlusses aus-
üben kann, wobei die freien oder freischaf-
fenden Berufsangehörigen nach Absatz 1
und Berufsangehörige nach § 20 über die
Stimmenmehrheit innerhalb dieses Zusam-
menschlusses verfügen müssen.

TEIL 1 Unabhängig tätig ist, wer bei Ausübung der
Berufstätigkeit weder eigene Produktions-,
Handels- oder Lieferinteressen hat noch
fremde Interessen dieser Art vertritt, die unmit-
telbar oder mittelbar im Zusammenhang mit
der beruflichen Tätigkeit stehen.
(3) Wortverbindungen mit den Bezeichnungen
nach den Absätzen 1 und 2 oder ähnliche
Bezeichnungen sowie ihre fremdsprachlichen
Übersetzungen dürfen nur Personen verwen-
den, die zur Führung der entsprechenden Be-
rufsbezeichnung berechtigt sind.
(4) Das Recht zur Führung akademischer
Grade bleibt unberührt.

§ 2 Führung der geschützten
Berufsbezeichnung durch
auswärtige Dienstleistende,
Bauvorlageberechtigung
auswärtiger Dienstleistender
ohne Berechtigung zur
Führung der geschützten
Berufsbezeichnung

(1) Personen, die in einem anderen Staat nieder-
gelassen sind und sich zu einer vorübergehen-
den und gelegentlichen Dienstleistungserbrin-
gung gemäß § 3 in das Saarland begeben (aus-
wärtige Dienstleistende), dürfen die Berufsbe-
zeichnung nach § 1 Absatz 1 oder eine Wort-
verbindung nach § 1 Absatz 3 ohne Eintragung
in die Architektenliste führen, wenn sie die Ein-
tragungsvoraussetzungen nach § 4 Absatz 1 bis
3 erfüllen. § 4 Absatz 4 und 5 findet keine An-
wendung. Auswärtige Dienstleistende dürfen
den Zusatz „frei“ oder „freischaffend“ führen,
wenn sie die Voraussetzungen nach § 1 Absatz
2 erfüllen. Das Recht zur Führung der Berufs-
bezeichnung des Niederlassungsstaates nach
Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom
30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18,
L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009,
S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115, L 177
vom 8.7.2015, S. 60, L 268 vom 15.10.2015,
S. 35, L 95 vom 9.4.2016, S. 20), zuletzt geän-
dert durch den Delegierten Beschluss (EU)
2016/790 vom 13. Januar 2016 (ABl. L 134 vom
24.5.2016, S. 135), in der jeweils geltenden Fas-
sung bleibt unberührt. Die Berufsbezeichnung
des Niederlassungsstaates ist so zu führen,
dass keine Verwechslung mit der Berufsbe-
zeichnung nach § 1 Absatz 1 möglich ist.
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(2) Auswärtige Dienstleistende, die zur Aus-
übung des Berufs der Architektin oder des
Architekten oder der Innenarchitektin oder des
Innenarchitekten in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelas-
sen sind, sind zum Zweck einer vorüberge-
henden und gelegentlichen Dienstleistungs-
erbringung im Saarland in dem Umfang der
Bauvorlageberechtigung des Niederlassungs-
staates bauvorlageberechtigt, wenn
1. der Beruf oder die Ausbildung zu diesem

Beruf im Niederlassungsstaat reglementiert
ist oder

2. sie diesen Beruf mindestens ein Jahr
während der vorhergehenden zehn Jahre in
einem oder mehreren Mitgliedstaaten der
Europäischen Union oder einem oder meh-
reren nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staaten ausgeübt
haben.

Bei der Tätigkeit als Bauvorlageberechtigte
oder Bauvorlageberechtigter ist die Berufsbe-
zeichnung des Niederlassungsstaates in der
Amtssprache oder einer der Amtssprachen
des Niederlassungsstaates so zu führen, dass
keine Verwechslung mit der Berufsbezeich-
nung nach § 1 Absatz 1 möglich ist. Falls eine
entsprechende Berufsbezeichnung im Nieder-
lassungsstaat nicht existiert, ist der Ausbil-
dungsnachweis in der Amtssprache oder einer
der Amtssprachen des Niederlassungsstaates
anzugeben.

(3) Auswärtige Dienstleistende im Sinne von
Absatz 1, die Dienstleistungen unter einer Be-
rufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 oder einer
Wortverbindung nach § 1 Absatz 3 erbringen
wollen, müssen das erstmalige Tätigwerden
nach Absatz 1 Satz 1 bei der Architekten-
kammer des Saarlandes vorher anzeigen. Sie
haben die Anzeige einmal jährlich zu erneuern,
wenn sie beabsichtigen, während des betref-
fenden Jahres im Saarland Dienstleistungen
nach Absatz 1 Satz 1 zu erbringen. Auswärtige
Dienstleistende nach Absatz 1, die nicht die
Voraussetzungen des § 4 Absatz 2 erfüllen,
dürfen die Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1
oder eine Wortverbindung nach § 1 Absatz 3
erst führen, wenn ihnen die Architektenkam-
mer bestätigt hat, dass sie die Eintragungsvor-
aussetzungen nach § 4 Absatz 1 oder 3 erfül-
len. Für das Verfahren gilt § 4 Absatz 7 Satz 3
bis 8 und Absatz 8 entsprechend.

(4) Für auswärtige Dienstleistende im Sinne
von Absatz 2 gilt Absatz 3 Satz 1 und 2 ent-

sprechend. Sie müssen der Anzeige bei der
erstmaligen Meldung und bei wesentlicher Än-
derung der in den Dokumenten bescheinigten
Situation folgende Dokumente beifügen:

1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in
einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten Staat
rechtmäßig als Bauvorlageberechtigte nie-
dergelassen sind und ihnen die Ausübung
dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage
der Bescheinigung nicht, auch nicht vorü-
bergehend, untersagt ist,

2. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 2 darüber hinaus einen Nachweis in
beliebiger Form darüber, dass sie die be-
treffende Tätigkeit mindestens ein Jahr
während der vorhergehenden zehn Jahre
ausgeübt haben und

3. einen Nachweis über eine ausreichende
Berufshaftpflichtversicherung (§ 47 Absatz
1 Satz 2 Nummer 5).

Auswärtige Dienstleistende im Sinne von Ab-
satz 2 haben die Berufspflichten zu beach-
ten. Sie sind hierfür wie Mitglieder der Archi-
tektenkammer zu behandeln.

(5) Auswärtige Dienstleistende sind in ein ent-
sprechendes Verzeichnis (Auswärtigenverzeich-
nis) einzutragen. Die Architektenkammer stellt
über die Eintragung in das Auswärtigen-
verzeichnis eine auf höchstens fünf Jahre
befristete Bescheinigung aus, die auf Antrag
verlängert werden kann; § 4 Absatz 7 Satz 6
und Absatz 8 gilt entsprechend. In der Be-
scheinigung für auswärtige Dienstleistende im
Sinne von Absatz 2 ist der Umfang der Bau-
vorlageberechtigung und die Berufsbezeich-
nung des Niederlassungsstaates oder der Aus-
bildungsnachweis anzugeben. Meldungen nach
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 sowie
Bescheinigungen nach Satz 2 sind nicht er-
forderlich, wenn bereits in einem anderen
Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Be-
scheinigung erteilt wurde; eine Eintragung in
das Auswärtigenverzeichnis erfolgt in diesem
Fall nicht.

(6) Die Architektenkammer kann auswärtigen
Dienstleistenden im Sinne von Absatz 1 die
Führung der Berufsbezeichnung nach § 1
Absatz 1 oder des Zusatzes „frei“ oder
„freischaffend“ und auswärtigen Dienstleis-
tenden im Sinne von Absatz 2 das Tätigwer-
den als Bauvorlageberechtigte untersagen,
wenn Versagungsgründe entsprechend § 5
oder Löschungsgründe entsprechend § 6
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Absatz 1 Nummer 4 bis 6, Absatz 2 oder 3
vorliegen. Wird die Führung der Berufsbe-
zeichnung oder das Tätigwerden als Bauvor-
lageberechtigte oder Bauvorlageberechtigter
untersagt, ist die Eintragung im Auswärtigen-
verzeichnis zu löschen. Satz 2 gilt für die Ein-
tragung des Zusatzes „frei“ oder „freischaf-
fend“ entsprechend.

§ 3 Berufsaufgaben
(1) Berufsaufgabe der Architektinnen und Ar-
chitekten ist insbesondere die gestaltende,
technische, wirtschaftliche, umweltgerechte
und soziale Planung von Bauwerken unter
besonderer Beachtung der die Sicherheit der
Nutzerinnen und Nutzer sowie der Öffentlich-
keit betreffenden Gesichtspunkte.

(2) Berufsaufgabe der Innenarchitektinnen und
Innenarchitekten ist insbesondere die gestal-
tende, technische, wirtschaftliche, umweltge-
rechte und soziale Planung von Innenräumen
und der damit verbundenen baulichen Ände-
rung von Gebäuden.

(3) Berufsaufgabe der Landschaftsarchitektin-
nen und Landschaftsarchitekten ist insbeson-
dere die gestaltende, technische, wirtschaft-
liche, umweltgerechte und soziale Planung
von Landschaft, Freianlagen und Gärten.

(4) Berufsaufgabe der Stadtplanerinnen und
Stadtplaner ist insbesondere die gestaltende,
technische, wirtschaftliche, umweltgerechte
und soziale Stadt- und Raumplanung.

(5) Zu den Berufsaufgaben der in den Absätzen
1 bis 4 genannten Personen gehören die Bera-
tung, Betreuung und Vertretung der Auftrag-
oder Arbeitgeberschaft oder des Dienstherrn in
allen die Planung, Ausführung und Überwa-
chung eines Vorhabens betreffenden Ange-
legenheiten. Die Berufsaufgaben umfassen
ferner die Generalplanung, Projektentwick-
lung, Projektsteuerung und Objektunterhal-
tung sowie die Sachverständigen-, Lehr-, For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten und
sonstigen Dienstleistungen bei der Vorberei-
tung und Steuerung von Planungs- und Bau-
maßnahmen, bei der Nutzung von Bauwerken
sowie die Wahrnehmung der damit verbunde-
nen sicherheits- und gesundheitstechnischen
Belange. Zu den Berufsaufgaben der in den
Absätzen 1 und 3 genannten Personen gehört
auch die Mitwirkung bei der Stadt- und Raum-
planung.

(6) Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit ist in
allen Fachrichtungen die geistig-schöpferische

Bewältigung der Berufsaufgaben unter Berück-
sichtigung ihrer vollen Komplexität, insbeson-
dere auch im Hinblick auf technisch-funktio-
nale, sozioökonomische, baukulturelle, recht-
liche und ökologische Belange. Die Tätigkeit
berücksichtigt die Bedürfnisse der Auftragge-
berinnen und Auftraggeber und des Gemein-
wesens und achtet dabei das architektonische
Erbe sowie die natürlichen Lebensgrundlagen.

§ 4 Voraussetzungen
für die Eintragung in die
Architektenliste

(1) In die Architektenliste wird eingetragen, wer
1. ein der Fachrichtung Architektur, Innenar-

chitektur, Landschaftsarchitektur oder Stadt-
planung entsprechendes Studium mit einer
mindestens vierjährigen Regelstudienzeit an
einer deutschen Hochschule gemäß den in
der Anlage 1 geregelten Leitlinien zu Ausbil-
dungsinhalten erfolgreich abgeschlossen
hat und

2. danach eine mindestens zweijährige prakti-
sche Tätigkeit in der betreffenden Fachrich-
tung ausgeübt hat; dabei sind die für die
spätere Berufsausübung nach Maßgabe
der Verordnung nach § 57 Nummer 2 erfor-
derlichen Fortbildungsmaßnahmen wahrzu-
nehmen.

In der Fachrichtung Architektur muss die prak-
tische Tätigkeit nach Satz 1 Nummer 2 unter
Aufsicht einer berufsangehörigen Person oder
der Architektenkammer absolviert werden
(Berufspraktikum); das Berufspraktikum muss
auf den während des Studiums erworbenen
Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen
aufbauen. In einem anderen Mitgliedstaat oder
einem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat absolvierte Beruf-
spraktika werden von der Architektenkammer
anerkannt, soweit sie den Vorschriften nach
§ 57 Nummer 2 entsprechen; in einem Dritt-
land absolvierte Berufspraktika werden berück-
sichtigt. Der Eintragungsausschuss der Archi-
tektenkammer hat das Berufspraktikum nach
Abschluss zu bewerten. Die praktische Tätig-
keit gilt als erbracht, wenn die antragstellende
Person die Befähigung zum höheren techni-
schen Verwaltungsdienst in der jeweiligen
Fachrichtung besitzt.

(2) In der Fachrichtung Architektur gelten als
mit den Anforderungen des Absatzes 1 Satz 1
gleichwertig die nach Artikel 21, 46 und 47 der
Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren
Anhang V Nr. 5.7.1 bekannt gemachten oder
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als entsprechend anerkannten Berufsqualifi-
kationsnachweise sowie die Nachweise nach
Artikel 23, 48 und 49 in Verbindung mit An-
hang VI der Richtlinie 2005/36/EG .

(3) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1
erfüllt unbeschadet Artikel 10 Buchstabe b, c,
d und g der Richtlinie 2005/36/EG auch
1. in Bezug auf die Studienanforderungen,

wer einen gleichwertigen Studienabschluss
an einer ausländischen Hochschule oder an
einer sonstigen ausländischen Einrichtung
nachweisen kann,

2. in Bezug auf die Studienanforderungen und
die praktische Tätigkeit, wer vorbehaltlich
der Absätze 4 und 5

a) über einen Berufsqualifikationsnachweis
verfügt, der in einem anderen Mitglied-
staat oder einem nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten Staat
erforderlich ist, um dort die Erlaubnis zum
Führen der Berufsbezeichnung zu erhalten,
oder

b) denselben Beruf vollzeitlich ein Jahr lang
oder in einer entsprechenden Zeitdauer
in Teilzeit in den vorhergehenden zehn
Jahren in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem nach dem
Recht der Europäischen Union gleich-
gestellten Staat, der diesen Beruf nicht
reglementiert, ausgeübt hat, sofern die
antragstellende Person im Besitz eines
oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbil-
dungsnachweise ist, die den Anforderun-
gen nach Artikel 13 Absatz 2 der Richtli-
nie 2005/36/EG entsprechen; die einjäh-
rige Berufserfahrung ist nicht erforderlich,
wenn der vorgelegte Nachweis einen
reglementierten Ausbildungsgang bestä-
tigt.

Für die Anerkennung nach Satz 1 Nummer 2
müssen die übrigen Anforderungen an die
Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise
nach Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG
erfüllt sein; dabei sind Ausbildungsgänge oder
-nachweise im Sinne der Artikel 3 Absatz 3
und Artikel 12 der Richtlinie 2005/36/EG
gleichgestellt.

(4) Wenn sich die Berufsqualifikation der an-
tragstellenden Person im Sinne von Artikel 14
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesentlich
von den Eintragungsvoraussetzungen nach Ab-
satz 1 unterscheidet, kann die antragstellende
Person zu Ausgleichsmaßnahmen in Form
eines höchstens dreijährigen Anpassungslehr-
gangs oder einer Eignungsprüfung verpflichtet

werden, um wesentliche Abweichungen in den
Ausbildungsinhalten nach Absatz 1 Satz 1
auszugleichen. Entspricht der Ausbildungs-
nachweis dem Qualifikationsniveau des Arti-
kels 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/
36/EG, hat die antragstellende Person sowohl
einen Anpassungslehrgang als auch eine Eig-
nungsprüfung abzulegen; in der Fachrichtung
Architektur kann die Architektenkammer die
Eintragung versagen. In den Fällen von Artikel
11 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG
sowie in der Fachrichtung Architektur erfolgt
die Überprüfung der Fähigkeiten der antrag-
stellenden Person durch Eignungsprüfung. Im
Übrigen hat die antragstellende Person die
Wahl zwischen der Teilnahme an einem
Anpassungslehrgang oder einer Eignungs-
prüfung.

(5) Die Architektenkammer prüft vor der Ent-
scheidung über die Ausgleichsmaßnahme, ob
die von der antragstellenden Person durch
Berufspraxis oder lebenslanges Lernen erwor-
benen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die hierfür von einer einschlägigen
Stelle formell als gültig anerkannt wurden, we-
sentliche Unterschiede in den Ausbildungsin-
halten nach Absatz 1 Satz 1 ausgleichen. Art
und Umfang einer Ausgleichsmaßnahme sind
gegenüber der antragstellenden Person hin-
reichend zu begründen; insbesondere ist die
antragstellende Person im Hinblick auf das
Niveau der verlangten und der vorgelegten Be-
rufsqualifikation nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG sowie die wesentlichen Unter-
schiede in den Ausbildungsinhalten, die nicht
durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen nach Satz 1 ausgeglichen werden können,
zu informieren. Ist eine Eignungsprüfung erfor-
derlich, ist sicherzustellen, dass diese spätes-
tens sechs Monate nach Unanfechtbarkeit der
Entscheidung über die Verpflichtung abgelegt
werden kann. Die Architektenkammer erstellt
ein Verzeichnis der Sachgebiete, die aufgrund
eines Vergleichs der Ausbildungsinhalte nach
den in der Anlage geregelten Leitlinien zu Aus-
bildungsinhalten mit der bisherigen Ausbildung
sowie den als gültig anerkannten Kenntnissen,
Fähigkeiten und Kompetenzen nach Satz 1
nicht abgedeckt werden. Die Prüfung erstreckt
sich auf ausgewählte Sachgebiete, deren
Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für
die Führung der Berufsbezeichnung darstellt.
Die Architektenkammer bewertet abschlie-
ßend das Ergebnis der Ausgleichsmaßnahme
im Hinblick auf die Anerkennung der Berufs-
qualifikation. Die Architektenkammer kann lan-
desübergreifende Vereinbarungen zur Durch-
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führung von Ausgleichsmaßnahmen absch-
ließen. Die Vereinbarung bedarf der Genehmi-
gung des Ministeriums für Inneres, Bauen und
Sport.

(6) Ist die Eintragung in einem anderen Land
nur deshalb gelöscht worden, weil die Woh-
nung oder die berufliche Niederlassung oder
die überwiegende Berufsausübung in diesem
Land aufgegeben wurde, ist eine antragstel-
lende Person innerhalb eines Jahres nach
Löschung aus der Liste ohne Prüfung der Be-
rufsbefähigung nach Absatz 1 in die Architek-
tenliste einzutragen, sofern keine Versagungs-
gründe nach § 5 vorliegen. Satz 1 findet auch
Anwendung, wenn die Eintragung in dem an-
deren Land beibehalten wird.

(7) Die Eintragung erfolgt auf Antrag. Sie setzt
voraus, dass die antragstellende Person im
Saarland ihre Hauptwohnung oder eine Nie-
derlassung hat oder ihren Beruf überwiegend
ausübt. Dem Antrag sind die zur Beurteilung
der Eintragungsvoraussetzungen erforder-
lichen Unterlagen beizufügen. Soweit es um
die Beurteilung der in den Absätzen 2 bis 4
genannten Voraussetzungen geht, dürfen nur
die in Anhang VII Ziffer 1 Buchstabe b und d
der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unter-
lagen und Bescheinigungen verlangt werden;
Unterlagen und Bescheinigungen nach An-
hang VII Ziffer 1 Buchstabe d der Richtlinie
2005/36/EG dürfen nicht älter als drei Monate
sein. Die Architektenkammer bestätigt der an-
tragstellenden Person binnen eines Monats
den Eingang der Unterlagen und teilt ihr gege-
benenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Das
Verfahren kann elektronisch geführt werden.
Im Fall begründeter Zweifel und soweit un-
bedingt geboten, können später beglaubigte
Kopien verlangt werden; die Aufforderung zur
Vorlage von beglaubigten Kopien gilt nicht als
Aufforderung zur Vervollständigung der Unter-
lagen. Über den Antrag ist innerhalb kürzester
Frist, spätestens jedoch innerhalb von drei
Monaten nach Vorlage der vollständigen Un-
terlagen zu entscheiden; in den Fällen des
Absatzes 3 kann die Frist um einen Monat ver-
längert werden.

(8) Das Verfahren kann mit Ausnahme der
Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen
nach Absatz 5 über eine einheitliche Stelle im
Sinne des Gesetzes über den Einheitlichen An-
sprechpartner für das Saarland vom 10. Fe-
bruar 2010 (Amtsbl. I S. 23), geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember
2012 (Amtsbl. I S. 1553), in der jeweils gelten-
den Fassung abgewickelt werden.

(9) Über die Eintragung wird eine Urkunde
ausgestellt, die bei der Löschung zurückzuge-
ben ist.

§ 5 Versagung der Eintragung
(1) Die Eintragung in die Architektenliste ist
zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, aus
denen sich ergibt, dass die antragstellende
Person nicht die für den jeweiligen Beruf erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt.

(2) Die Eintragung ist auch während des von
dem Ehrenausschuss gemäß § 52 Absatz 1
Satz 2 festgesetzten Zeitraums zu versagen.

§ 6 Löschung der Eintragung
(1) Die Eintragung in der Architektenliste ist zu
löschen, wenn
1. die eingetragene Person dies beantragt,
2. die eingetragene Person verstorben ist,
3. die Eintragungsvoraussetzung nach § 4 Ab-

satz 7 Satz 2 nicht mehr vorliegt,
4. in einem Ehrenverfahren rechtskräftig auf

Löschung der Eintragung erkannt worden
ist,

5. nach der Eintragung Tatsachen eintreten
oder bekannt werden, die im Eintragungs-
verfahren nach § 5 zu einer Versagung der
Eintragung führen müssten oder

6. sich nachträglich herausstellt, dass die Ein-
tragungsvoraussetzungen nicht vorlagen
und auch zum Zeitpunkt der Entscheidung
über die Löschung nicht vorliegen.

(2) Die Eintragung kann gelöscht werden,
wenn keine ausreichende Berufshaftpflichtver-
sicherung (§ 47 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5)
vorliegt.

(3) Die Eintragung des Zusatzes „frei“ oder
„freischaffend“ ist zu löschen, wenn der Beruf
nicht mehr eigenverantwortlich und unabhän-
gig ausgeübt wird.

Abschnitt 2

Gesellschaften

§ 7 Gesellschaften
(1) Die Berufsbezeichnungen nach § 1 Absatz 1
und der Zusatz nach § 1 Absatz 2 dürfen im
Namen einer Partnerschaftsgesellschaft oder
in der Firma einer Kapitalgesellschaft geführt
werden, wenn die Gesellschaft in ein besonde-
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res Verzeichnis bei der Architektenkammer
(Gesellschaftsverzeichnis) oder in ein entspre-
chendes Verzeichnis bei einer Architektenkam-
mer eines anderen Landes eingetragen oder
nach § 8 hierzu berechtigt ist. Mit der Eintra-
gung wird die Gesellschaft nicht Mitglied der
Architektenkammer. Abweichend von Satz 1
dürfen die Berufsbezeichnungen nach § 1 Ab-
satz 1 und der Zusatz nach § 1 Absatz 2 im
Falle des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe b
ohne Eintragung in das Gesellschaftsverzeich-
nis bei der Architektenkammer geführt werden,
wenn die Berufsbezeichnung nach § 20 Ab-
satz 1 im Namen oder in der Firma der Gesell-
schaft an vorderster Stelle steht und die Ge-
sellschaft in das Gesellschaftsverzeichnis bei
der Ingenieurkammer (§ 27) eingetragen ist.

(2) Die Gesellschaft ist auf Antrag in das Ge-
sellschaftsverzeichnis einzutragen, wenn sie
ihren Sitz im Saarland hat, das Bestehen einer
ausreichenden Haftpflichtversicherung nach-
weist und der Gesellschaftsvertrag oder die
Satzung regelt, dass

1. a) im Falle von Nummer 2 Buchstabe a Ge-
genstand des Unternehmens die aus-
schließliche Wahrnehmung der Berufs-
aufgaben nach § 3 ist oder

b) im Falle von Nummer 2 Buchstabe b ein
wesentlicher Gegenstand des Unterneh-
mens die Wahrnehmung der Berufsauf-
gaben nach § 3 ist,

2. a) die Berufsangehörigen nach § 1 mehr als
die Hälfte des Kapitals und der Stimman-
teile innehaben und die weiteren Anteile
von natürlichen Personen gehalten wer-
den, die aufgrund ihrer Berufsausbildung
zum Erreichen des Unternehmenszwecks
beitragen können; die Berufszugehörig-
keit der Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter, die mindestens ein Viertel des
Kapitals und der Stimmanteile an der Ge-
sellschaft innehaben, ist in geeigneter
Weise kenntlich zu machen, oder

b) freie oder freischaffende Berufsange-
hörige nach § 1 und Berufsangehörige
nach § 20 jeweils die Hälfte des Kapitals
und der Stimmanteile innehaben,

3. a) im Falle von Nummer 2 Buchstabe a die
zur Geschäftsführung befugten Personen
mehrheitlich Berufsangehörige nach § 1
sind und gewährleistet ist, dass die Ge-
sellschaft verantwortlich von Berufsan-
gehörigen geführt wird, oder

b) im Falle von Nummer 2 Buchstabe b die
Gesellschaft gemeinschaftlich durch freie

oder freischaffende Berufsangehörige nach
§ 1 und Berufsangehörige nach § 20 ver-
treten wird,

4. Kapitalanteile nicht für Rechnung Dritter ge-
halten und Stimmrechte nicht für Dritte oder
von Dritten ausgeübt werden dürfen,

5. bei Aktiengesellschaften und Kommandit-
gesellschaften auf Aktien die Aktien auf
Namen lauten,

6. die Übertragung von Kapital- und Ge-
schäftsanteilen an die Zustimmung aller
Gesellschafterinnen und Gesellschafter ge-
bunden ist und

7. die für die Berufsangehörigen nach § 1 gel-
tenden Berufspflichten von der Gesellschaft
beachtet werden.

(3) Die Gesellschaft hat zur Deckung der sich
aus ihrer Tätigkeit ergebenden Haftpflicht-
gefahren eine Berufshaftpflichtversicherung
abzuschließen, für die Dauer ihrer Eintragung in
das Verzeichnis aufrecht zu erhalten und eine
Nachhaftung des Versicherers für mindestens
fünf Jahre nach Beendigung des Versiche-
rungsvertrags zu vereinbaren. Die Mindestver-
sicherungssumme beträgt für jeden Versiche-
rungsfall 1,5 Millionen Euro für Personenschä-
den und 500 000 Euro für Sach- und
Vermögensschäden. Die Leistungen des Versi-
cherers für alle innerhalb eines Versicherungs-
jahres verursachten Schäden können auf den
dreifachen Betrag der Mindestversicherungs-
summe begrenzt werden. Das Bestehen eines
ausreichenden Versicherungsschutzes kann
auch durch die Bescheinigung eines in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem nach dem Recht der Europä-
ischen Union gleichgestellten Staat nieder-
gelassenen Versicherungsunternehmens nach-
gewiesen werden, wenn aus ihr hervorgeht,
dass die Versicherung in Bezug auf Deckungs-
bedingungen und -umfang gleichwertig ist.

(4) Über die Eintragung in das Gesellschafts-
verzeichnis entscheidet der Eintragungsaus-
schuss. Mit dem Antrag auf Eintragung ist eine
öffentlich beglaubigte Ausfertigung des Gesell-
schaftsvertrags oder der Satzung vorzulegen
und die Anmeldung zum Handelsregister oder
Partnerschaftsregister nachzuweisen. Der Ein-
tragungsausschuss hat gegenüber dem Regi-
stergericht zu bescheinigen, dass die im Han-
delsregister oder Partnerschaftsregister einzu-
tragende Gesellschaft die Voraussetzungen
zur Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis
erfüllt.



diese oder vergleichbare Berufsbezeich-
nungen in ihrer Firma oder ihrem Namen zu
führen. Die Gesellschaften haben das erst-
malige Erbringen von Leistungen vorher der
Architektenkammer anzuzeigen. Die Architek-
tenkammer untersagt diesen Gesellschaften
das Führen der Berufsbezeichnung, wenn sie
auf Verlangen nicht nachweisen, dass
1. sie oder ihre Gesellschafterinnen, Gesell-

schafter, gesetzliche Vertreterinnen und Ver-
treter die betreffende Tätigkeit nach dem
Recht des Herkunftsstaates der Gesell-
schaft rechtmäßig ausüben und

2. der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung die
Voraussetzungen gemäß § 7 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 7 erfüllt und eine Berufshaftpflicht-
versicherung gemäß § 7 Absatz 3 besteht.

§ 2 Absatz 6 gilt entsprechend.

Abschnitt 3

Architektenkammer

§ 9 Architektenkammer des
Saarlandes

(1) Die in die Architektenliste eingetragenen Ar-
chitektinnen, Architekten, Innenarchitektinnen,
Innenarchitekten, Landschaftsarchitektinnen,
Landschaftsarchitekten, Stadtplanerinnen und
Stadtplaner bilden die Architektenkammer des
Saarlandes.

(2) Die Architektenkammer ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in Saar-
brücken. Sie führt ein Dienstsiegel.

(3) Die Kammer kann durch Satzung örtliche
Untergliederungen bilden.

(4) Gegen Entscheidungen der Architekten-
kammer und ihrer Ausschüsse findet ein Vor-
verfahren nach den §§ 68 ff. der Verwaltungs-
gerichtsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490), in
der jeweils geltenden Fassung nicht statt.

§ 10 Aufgaben der
Architektenkammer

(1) Aufgaben der Architektenkammer sind
1. die Baukultur, die Baukunst, das Bauwesen,

den Städtebau und die Landschaftspflege
unter Beachtung des Schutzes der natür-
lichen Lebensgrundlagen zu fördern,
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(5) Die Eintragung einer Gesellschaft wird ge-
löscht, wenn
1. die Gesellschaft nicht mehr besteht,
2. die Gesellschaft auf die Eintragung verzichtet,
3. die Eintragungsvoraussetzungen nicht mehr

vorliegen,
4. die Gesellschaft in Vermögensverfall geraten

ist oder
5. in einem Ehrenverfahren rechtskräftig auf

Löschung der Eintragung aus dem Gesell-
schaftsverzeichnis erkannt wurde.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 setzt der
Eintragungsausschuss der Gesellschaft eine
Frist von höchstens einem Jahr, innerhalb
derer die Eintragungsvoraussetzungen wieder
erfüllt werden können. Im Fall des Todes einer
Geschäftsführerin, eines Geschäftsführers,
einer Gesellschafterin oder eines Gesellschaf-
ters soll die Frist mindestens ein Jahr und
höchstens zwei Jahre betragen.

(6) Auf Partnerschaftsgesellschaften finden Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 6 und Absatz 3 keine
Anwendung. Die Partnerschaftsgesellschaft
kann ihre Haftung gegenüber der Auftragge-
berschaft für Ansprüche aus Schäden wegen
fehlerhafter Berufsausübung auch durch
vorformulierte Vertragsbedingungen auf den
dreifachen Betrag der Mindestversicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden
und den einfachen Betrag der Mindestver-
sicherungssumme für Personenschäden nach
Absatz 3 beschränken. Partnerschaftsgesell-
schaften haften für Verbindlichkeiten aus
Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung
nur in Höhe ihres Gesellschaftsvermögens,
wenn sie zu diesem Zweck eine Berufshaft-
pflichtversicherung entsprechend Absatz 3
unterhalten und den Namenszusatz „mit be-
schränkter Berufshaftung“ oder die Abkürzung
„mbB“ oder eine andere allgemein verständ-
liche Abkürzung dieser Bezeichnung führen.

§ 8 Auswärtige Gesellschaften
Gesellschaften, die in der Bundesrepublik
Deutschland nicht in einem Gesellschaftsver-
zeichnis eingetragen sind (auswärtige Gesell-
schaften), dürfen in ihrer Firma oder ihrem
Namen die in § 1 Absatz 1 genannten Berufs-
bezeichnungen und den Zusatz nach § 1 Ab-
satz 2, Wortverbindungen damit oder ähnliche
Bezeichnungen sowie ihre fremdsprachlichen
Übersetzungen führen, wenn sie nach dem
Recht ihres Herkunftsstaates befugt sind,
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2. die beruflichen Belange der Gesamtheit der

Mitglieder zu vertreten,
3. die Architektenliste, das Auswärtigenver-

zeichnis nach § 2 Absatz 5 Satz 1 und das
Gesellschaftsverzeichnis nach § 7 Absatz 1
Satz 1 zu führen sowie die für die Berufs-
ausübung notwendigen Bescheinigungen
zu erteilen,

4. die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung
zu fördern,

5. die Behörden und Gerichte durch Vorschlä-
ge und Stellungnahmen oder in sonstiger
Weise zu unterstützen,

6. auf die Beilegung von Streitigkeiten, die
sich aus der Berufsausübung zwischen
Mitgliedern oder zwischen diesen und
Dritten ergeben, hinzuwirken,

7. die Berufsangehörigen in Fragen der Be-
rufsausübung zu beraten,

8. die Einhaltung der Obliegenheiten nach
§ 46 und der Berufspflichten nach § 47 zu
überwachen,

9. die Ausloberinnen und Auslober bei der
Durchführung von Wettbewerben zu un-
terstützen,

10. die Zusammenarbeit mit der Ingenieurkam-
mer des Saarlandes, den Architektenkam-
mern anderer Bundesländer und den Be-
rufsverbänden zu pflegen und zu fördern.

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes
bestimmt, ist die Architektenkammer in allen
Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs
1. zuständige Stelle im Sinne des § 117 Ab-

satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes
vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631),
zuletzt geändert durch Artikel 15 des
Gesetzes vom 19. Februar 2016 (BGBl. I
S. 254), in der jeweils geltenden Fassung,

2. zuständige Behörde im Sinne der Richtlinie
2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember
2006 über Dienstleistungen im Binnen-
markt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36),
in der jeweils geltenden Fassung,

3. zuständige Behörde im Sinne der Richtlinie
2005/36/EG ,

4. einschlägige Stelle nach Artikel 14 Absatz 5
Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG ,

5. zuständige Behörde im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 25.
Oktober 2012 über die Verwaltungszusam-
menarbeit mit Hilfe des Binnenmarktinfor-
mationssystems und zur Aufhebung der
Entscheidung 2008/49/EG der Kommis-

sion („IMI-Verordnung“) (ABl. L 316 vom
14.11.2012, S. 1), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2014/67/EU (ABl. L 159 vom
28.5.2014, S. 11), in der jeweils geltenden
Fassung.

Die Zuständigkeit anderer Behörden bleibt un-
berührt.

(3) Die Architektenkammer kann
1. Sachverständige auf Grund einer Satzung

öffentlich bestellen und vereidigen,
2. zur Durchführung der Aufgaben nach Ab-

satz 1 Nummer 1 und 4 besondere Einrich-
tungen durch Satzung schaffen oder sich
an Einrichtungen Dritter beteiligen,

3. die Durchführung von Prüfungen und Eig-
nungsfeststellungen auf andere Einrichtun-
gen im Einzelfall oder allgemein übertragen.

§ 11 Versorgungswerk,
Versorgungseinrichtungen

(1) Die Architektenkammer kann durch Sat-
zung für ihre Mitglieder, deren Ehegatten, ein-
getragene Lebenspartnerinnen und -partner
oder rechtlich gleichgestellte Personen und
Kinder durch Satzung ein Versorgungswerk
errichten und andere Versorgungseinrich-
tungen schaffen, sich einer anderen berufs-
ständischen Versorgungs- oder Versiche-
rungseinrichtung in der Europäischen Union
anschließen, zusammen mit einer oder mehre-
ren berufsständischen Versorgungseinrichtun-
gen eine gemeinsame Versorgungseinrichtung
schaffen oder andere Versorgungs- oder Ver-
sicherungseinrichtungen aufnehmen.

(2) Die Mitglieder können durch Satzung zur
Teilnahme an der von der Kammer bestimm-
ten Versorgungseinrichtung verpflichtet wer-
den (Pflichtteilnehmerinnen und Pflichtteilneh-
mer). Mitglieder,
1. deren Versorgung nach beamtenrecht-

lichen oder als Bedienstete einer interna-
tionalen oder supranationalen Einrichtung
oder als Amtsträger nach vergleichbaren
anderen gesetzlichen Vorschriften geregelt
ist,

2. die trotz Pflichtteilnahme an der berufsstän-
dischen Versorgungseinrichtung keinen An-
spruch auf Befreiung von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem
Recht der Europäischen Union oder der
Bundesrepublik Deutschland gleichgestell-
ten anderen Staat haben,
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dürfen zur Teilnahme nicht verpflichtet wer-
den; im Fall einer gesetzlichen Rentenversi-
cherungspflicht gilt dies nicht für Zusatzversor-
gungen, die bei Pflichtteilnahme zusammen
mit den Leistungen aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung eine mindestens vergleich-
bare Versorgung gewähren. Der Versorgungs-
einrichtung können nach Maßgabe der Sat-
zung Personen als Pflichtteilnehmerinnen und
Pflichtteilnehmer oder freiwillige Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer angehören, die die Vor-
aussetzungen zur Eintragung in die Architek-
tenliste nach diesem Gesetz mit Ausnahme
der hierzu erforderlichen Berufspraxis erfüllen.
Für Angestellte, die zur Teilnahme verpflichtet
sind, sind die Pflichtbeiträge von der oder dem
Angestellten und ihrer oder seiner Arbeitge-
berschaft im Verhältnis zueinander je zur
Hälfte zu tragen.

(3) Die Satzung muss Bestimmungen enthalten
über
1. Teilnahmepflicht und freiwillige Teilnahme,
2. Art und Höhe der Versorgungsleistungen,
3. Ermittlung und Höhe der Beiträge,
4. Beginn und Ende der Teilnahme,
5. Voraussetzungen einer Befreiung von der

Pflichtteilnahme, insbesondere beim Be-
stand einer Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem nach dem Recht der Europäischen
Union oder der Bundesrepublik Deutsch-
land gleichgestellten anderen Staat oder
einer anderweitigen Teilnahme an einer
berufsständischen Versorgungseinrich-
tung,

6. Bildung, Zusammensetzung, Wahl, Amts-
dauer und Aufgabe der Organe der Versor-
gungseinrichtung

und bestimmen, dass Vermögen und Verwal-
tung der Versorgungseinrichtung unabhängig
und getrennt sind von Vermögen, Verwaltung,
Haushalt und Organen der Architektenkam-
mer oder einer anderen berufsständischen
Einrichtung.

(4) Beim Anschluss an eine andere berufsstän-
dische Versorgungseinrichtung in der Bundes-
republik Deutschland kann die Satzung auf die
für diese Versorgungseinrichtung geltenden
Vorschriften verweisen.

(5) Die Satzung bedarf der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde (§ 55).

(6) Personenbezogene Daten der Mitglieder
dürfen zum Zweck der Durchführung der

Pflichtteilnahme und freiwilligen Teilnahme an
einer Versorgungseinrichtung und der Befrei-
ung von der Pflichtteilnahme verarbeitet und
an andere berufsständische Versorgungsein-
richtungen, öffentliche Versicherungsanstalten
und Versicherungsunternehmen in der Euro-
päischen Union oder in einem nach dem
Recht der Europäischen Union oder der
Bundesrepublik Deutschland gleichgestellten
anderen Staat oder in einem anderen Land, in
dem die aufnehmende Versorgungseinrich-
tung ihren Sitz hat, mitgeteilt und bei diesen
erhoben werden.

§ 12 Organe der
Architektenkammer

(1) Die Organe der Architektenkammer sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.

(2) Dem Vorstand der Architektenkammer
dürfen nur Kammermitglieder angehören. Die
in den Vorstand berufenen Mitglieder sind
zur Annahme und Ausübung ihres Amtes
verpflichtet, soweit nicht ein wichtiger Grund
entgegensteht. Die Pflicht zur Ausübung des
Amtes dauert bis zum Amtsantritt des neuen
Mitglieds. Angehörige der Aufsichtsbehörde,
die mit der Aufsicht über die Architektenkam-
mer befasst sind, dürfen nicht Mitglieder des
Vorstands sein.

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind ehren-
amtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ent-
schädigung für Auslagen und Zeitversäumnis.

§ 13 Mitgliederversammlung
(1) Der Mitgliederversammlung der Architek-
tenkammer gehören alle Mitglieder der Archi-
tektenkammer an. Die Mitgliederversammlung
beschließt über
1. die Satzungen,
2. den Haushaltsplan,
3. die Abnahme der Jahresrechnung und des

Jahresberichts sowie die Wahl der Rech-
nungsprüferinnen und Rechnungsprüfer,

4. die Wahl, Abberufung und Entlastung des
Vorstands,

5. den Erwerb, die Belastung und die Ver-
äußerung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten sowie die Beteili-
gung an Unternehmen und Mitgliedschaft in
Vereinigungen und Verbänden,
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6. die Bildung von Ausschüssen sowie die

Wahl und Abwahl der Mitglieder dieser Aus-
schüsse mit Ausnahme des Eintragungs-
ausschusses,

7. die Höhe der Entschädigung für die Mitglie-
der des Vorstands, des Eintragungsaus-
schusses und der weiteren Ausschüsse
sowie für Sachverständige,

8. die Bildung eines Versorgungswerks sowie
den Anschluss an ein anderes Versor-
gungswerk,

9. die Richtlinien zu den Berufspflichten.

(2) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rück-
sicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder
beschlussfähig. In der Ladung zur Mitglieder-
versammlung ist auf diese Bestimmung aus-
drücklich hinzuweisen.

(3) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit in Ab-
satz 4 nichts anderes bestimmt ist. Eine Ent-
haltung gilt als nicht abgegebene Stimme. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(4) Beschlüsse über die Hauptsatzung, die
Beitragsordnung und die Kostenordnung
sowie zur vorzeitigen Abberufung von Mitglie-
dern des Vorstands bedürfen einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder.

(5) Die Mitgliederversammlung ist mindestens
einmal jährlich einzuberufen. Sie wird von der
Präsidentin, dem Präsidenten, der Vizeprä-
sidentin oder dem Vizepräsidenten geleitet.
Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind
einzuberufen, wenn mindestens ein Viertel der
Mitglieder dies schriftlich oder elektronisch be-
antragt.

(6) Bis zum 31. Dezember 2024 können die
Absätze 7 bis 8 angewendet werden.

(7) Der Vorstand der Architektenkammer kann
abweichend von den Vorschriften dieses Ge-
setzes und anderslautenden satzungsrechtli-
chen Bestimmungen durch Beschluss den
Mitgliedern der Mitgliederversammlung er-
möglichen,
1. an einer Sitzung ohne Anwesenheit am Ver-

sammlungsort teilzunehmen und Mitglie-
derrechte im Wege der elektronischen
Kommunikation auszuüben oder

2. ohne Teilnahme an einer Sitzung ihre Stim-
men vor der Durchführung oder ohne
Durchführung der Sitzung in Textform ge-
genüber dem Vorstand abzugeben.

Zu einer Sitzung oder Beschlussfassung darf
abweichend von anderslautenden gesetzli-

chen oder satzungsrechtlichen Bestimmungen
in Textform eingeladen werden. In der Einla-
dung ist der Beschluss nach Satz 1 bekannt
zu geben.

(8) In den Fällen des Absatzes 7 Satz 1 Num-
mer 2 ist ein Beschluss gültig, wenn
1. alle Mitglieder beteiligt wurden und
2. der Beschluss mit der nach diesem Gesetz

oder der nach der jeweiligen Satzung erfor-
derlichen Mehrheit gefasst wurde.

§ 14 Vorstand
(1) Der Vorstand der Architektenkammer wird
von der Mitgliederversammlung für die Dauer
von vier Jahren gewählt. Er besteht aus der
Präsidentin oder dem Präsidenten und der
Vizepräsidentin (Stellvertreterin) oder dem Vi-
zepräsidenten (Stellvertreter) sowie einer in der
Hauptsatzung zu bestimmenden Zahl weiterer
Vorstandsmitglieder.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Kam-
mer. Der Vorstand kann eine Geschäftsführe-
rin oder einen Geschäftsführer oder mehrere
Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer be-
stellen, die für die Geschäfte der laufenden
Verwaltung zuständig sind.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident, im
Verhinderungsfall die Vizepräsidentin oder der
Vizepräsident, vertritt die Kammer gerichtlich
und außergerichtlich.

(4) Mit Ausnahme der Geschäfte der laufenden
Verwaltung bedürfen Erklärungen, durch wel-
che die Kammer vermögensrechtlich verpflich-
tet werden soll, der Schriftform. Sie sind von
der Präsidentin oder dem Präsidenten zu un-
terzeichnen.

§ 15 Satzungen
(1) Die Architektenkammer kann zur Regelung
ihrer Angelegenheiten Satzungen erlassen. Sie
hat in der Form der Satzung Bestimmungen zu
treffen über
1. die innere Verfassung der Kammer (Haupt-

satzung),
2. die Erhebung von Beiträgen (Beitragsord-

nung),
3. die Erhebung von Kosten (Kostenordnung),
4. die Streitschlichtung zwischen Mitgliedern

untereinander und Dritten (Schlichtungs-
ordnung),

5. das Ehrenverfahren (Ehrenordnung),
6. die Fortbildung (Fortbildungsordnung).
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(2) Die Hauptsatzung muss Bestimmungen
enthalten über

1. die Rechte der Kammermitglieder und die
Pflichten, die sich aus der Mitgliedschaft in
der Kammer ergeben,

2. die Einberufung und die Geschäftsordnung
der Mitgliederversammlung,

3. die Wahl und Zusammensetzung des Vor-
stands,

4. die Geschäftsführung der Kammer,

5. die Bildung von Ausschüssen,

6. die Art und die Form der Bekanntmachun-
gen.

Die Hauptsatzung ist so auszugestalten, dass
die Wahrung der Belange aller Fachrichtungen
und Tätigkeitsarten gesichert ist.

(3) Die Fortbildungsordnung muss mindestens
regeln,

1. zu welchen Themen sich die Mitglieder je-
weils fortbilden müssen,

2. welche Fortbildungsmaßnahmen von der
Architektenkammer anerkannt werden,

3. welchen Umfang die Fortbildungsmaßnah-
men haben müssen,

4. innerhalb welchen Zeitraums die Fortbil-
dungsmaßnahmen besucht werden müs-
sen und

5. wie der Architektenkammer die Teilnahme an
Fortbildungsmaßnahmen nachzuweisen ist.

(4) Die Hauptsatzung, die Beitragsordnung
und die Kostenordnung sowie deren Änderun-
gen bedürfen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde. Satzungen sind in ausgefertigter und
soweit erforderlich genehmigter Fassung in
dem durch die Hauptsatzung bestimmten
Organ zu veröffentlichen.

§ 16 Finanzwesen der
Architektenkammer

(1) Der Finanzbedarf der Architektenkammer
wird, soweit er nicht anderweitig gedeckt ist,
durch Beiträge der Mitglieder gemäß der
Beitragsordnung aufgebracht. Die Beiträge
können insbesondere für einzelne Mitglieder-
gruppen und nach der Höhe der Einnahmen
der Mitglieder aus ihrer Tätigkeit als Berufs-
angehörige unterschiedlich bemessen werden.
Die Beiträge sollen ermäßigt werden, wenn in
anderen Architektenkammern eine weitere
Pflichtmitgliedschaft besteht.

(2) Für die Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen und Gegenständen, Amtshandlungen und
besondere Leistungen kann die Architekten-
kammer Gebühren erheben und Erstattung
der Auslagen verlangen. Das Nähere bestimmt
die Kostenordnung.

(3) Der Vorstand stellt für jedes Rechnungsjahr
einen Haushaltsplan auf. Er erstellt ferner nach
Ablauf jedes Geschäftsjahres eine Jahresrech-
nung über die Einnahmen und Ausgaben. Die
Haushaltsführung muss den Grundsätzen der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entspre-
chen. Der von der Mitgliederversammlung be-
schlossene Haushaltsplan ist der Aufsichts-
behörde vorzulegen.

(4) Beiträge, Gebühren, Zwangsgelder, Geld-
bußen und Auslagen können nach dem Saar-
ländischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz
vom 27. März 1974 (Amtsbl. S. 430), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
1. Dezember 2015 (Amtsbl. I S. 913), in der je-
weils geltenden Fassung beigetrieben werden.
Zuständig für die Beitreibung ist die Ge-
meinde, in welcher die Schuldnerin oder der
Schuldner ihre oder seine Hauptwohnung
oder, wenn sie oder er im Saarland über keine
Hauptwohnung verfügt, ihre oder seine beruf-
liche Niederlassung hat. Die Beitreibung erfolgt
auf Ersuchen der Kammer.

§ 17 Listenführung, Daten-
schutz, Auskünfte,
Verschwiegenheit

(1) Die Architektenkammer führt
1. die Architektenliste getrennt nach Fachrich-

tungen alphabetisch,
2. das Auswärtigenverzeichnis getrennt nach

auswärtigen Dienstleistenden im Sinne von
§ 2 Absatz 1 und auswärtigen Dienstleis-
tenden im Sinne von § 2 Absatz 2 alphabe-
tisch.

(2) Die Architektenkammer darf personen-
bezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
oder anderen Gesetzen oder nach Vorschrif-
ten auf Grund dieses Gesetzes oder anderer
Gesetze erforderlich ist. Zu diesem Zweck
dürfen über
1. Mitglieder der Architektenkammer,
2. Vorstände, Geschäftsführerinnen, Geschäfts-

führer, Abwicklerinnen, Abwickler, Liquida-
torinnen und Liquidatoren von Gesellschaf-
ten nach § 7,
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3. Sachverständige (§ 10 Absatz 3 Nummer 1),
4. Personen, die einen Eintragungsantrag ge-

stellt haben,
5. Personen, die die Erbringung einer Dienst-

leistung angezeigt haben,
6. Personen, die unbefugt eine geschützte

Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 bis 3
führen,

insbesondere folgende Daten verarbeitet wer-
den:
a) Mitgliedsnummer,
b) Familienname, Geburtsname, Vornamen,

Geschlecht und akademische Grade,
c) Geburtsdatum und Geburtsort,
d) Anschriften der Hauptwohnung, der Nieder-

lassung, des Dienst- oder Beschäftigungs-
ortes, weitere Kontaktdaten,

e) Fachrichtung und Tätigkeitsart wie frei oder
freischaffend, selbstständig, gewerblich, an-
gestellt, beamtet,

f) Berufsausbildung und bisherige praktische
Tätigkeit,

g) Tätigkeit als Sachverständige oder Sach-
verständiger,

h) Staatsangehörigkeit und Herkunftsstaat,
i) Berechtigung und, soweit erforderlich,

Dauer der Ausübung der Tätigkeit im jewei-
ligen Herkunftsstaat,

j) Verletzung von Obliegenheiten und Berufs-
pflichten, Maßnahmen in einem Ehrenver-
fahren,

k) Eintragungsversagungen und -löschungen
einschließlich ihrer Gründe,

l) Eintragungen und Dienstleistungsanzeigen
bei anderen Architekten- oder Ingenieur-
kammern,

m) personenbezogene Daten im Zusammen-
hang mit den Richtlinien 2005/36/EG und
2006/123/EG.

Die in Satz 2 Buchstabe b, d und e genannten
Daten sowie die für die Eintragung nach § 4
oder § 2 Absatz 5 jeweils maßgebliche An-
gabe zu Satz 2 Buchstabe h sind in die Archi-
tektenliste oder das Auswärtigenverzeichnis
einzutragen. Mit Einwilligung der betroffenen
Person dürfen weitere Daten, insbesondere In-
teressens- und Tätigkeitsschwerpunkte, verar-
beitet und in die Architektenliste oder das Aus-
wärtigenverzeichnis aufgenommen werden.

(3) Jeder hat bei Darlegung eines berechtigten
Interesses das Recht auf Auskunft aus der
Architektenliste, dem Auswärtigenverzeichnis
und dem Gesellschaftsverzeichnis. Die in der

Architektenliste und den Verzeichnissen ent-
haltenen Angaben dürfen von der Architekten-
kammer veröffentlicht oder an andere zum
Zweck der Veröffentlichung übermittelt wer-
den, sofern die Betroffenen nicht widerspre-
chen. Die Betroffenen sind über die beabsich-
tigte Veröffentlichung sowie über deren Zweck
und Inhalt zu unterrichten. Veröffentlichungen
in elektronischer Form sind nur mit Einwilligung
der Betroffenen zulässig.

(4) Die Architektenkammer ist berechtigt, nach
Maßgabe der Vorschriften des Saarländischen
Datenschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Januar 2008 (Amtsbl.
S. 293), zuletzt geändert durch Artikel 2 Num-
mer 9 des Gesetzes vom 13. Oktober 2015
(Amtsbl. I S. 790), in der jeweils geltenden Fas-
sung Daten an Behörden in Deutschland und in
anderen Staaten zu übermitteln und einzuho-
len. Auf Anfrage der zuständigen Behörde eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder
eines nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staates ist die Architektenkam-
mer nach Maßgabe des Rechtes der Europäi-
schen Union zur Datenübermittlung verpflichtet.
Mit Einwilligung der oder des Betroffenen dür-
fen Daten auch an Dritte übermittelt werden. In
Fällen des § 115 des Versicherungsvertragsge-
setzes ist die Architektenkammer verpflichtet,
Dritten Auskünfte über die bestehende Berufs-
haftpflichtversicherung zu erteilen.

(5) Mit der Löschung aus der Architektenliste
und den von der Architektenkammer geführ-
ten Verzeichnissen sind sogleich sämtliche bei
der Architektenkammer über die betroffene
Person gespeicherten Daten zu sperren. An-
gaben über Maßnahmen in einem Ehrenver-
fahren sind in jedem Fall nach fünf Jahren ab
deren Verhängung zu sperren. Die gesperrten
Daten dürfen nur noch verarbeitet werden,
wenn dies zur Behebung einer bestehenden
Beweisnot, aus sonstigen im überwiegenden
Interesse der Architektenkammer oder im
rechtlichen Interesse einer oder eines Dritten
liegenden Gründen unerlässlich ist oder die
betroffene Person eingewilligt hat.

(6) Bei der Architektenkammer gespeicherte
Daten sind zu löschen, wenn sie zur rechtmäßi-
gen Erfüllung der von der Architektenkammer
wahrzunehmenden Aufgaben nicht mehr er-
forderlich sind und durch die Löschung
schutzwürdige Belange der betroffenen Person
nicht beeinträchtigt werden. Im Fall einer derar-
tigen Beeinträchtigung sind die entsprechen-
den Daten nach Absatz 5 zu sperren. Rügen
nach § 48 und Verweise nach § 52 Absatz 1
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und 2 werden nach Ablauf von zwei Jahren
gelöscht, wenn die betroffene Person sich
innerhalb dieses Zeitraums keiner weiteren
Berufspflichtverletzung schuldig gemacht hat.
Fünf Jahre nach der Löschung nach § 6 oder
§ 7 Absatz 5 sind sämtliche bei der Architek-
tenkammer gespeicherten Daten der betroffe-
nen Person zu löschen, sofern diese nicht die
weitere Speicherung beantragt. Die Architek-
tenkammer ist verpflichtet, die betroffene Per-
son auf diese Möglichkeit hinzuweisen.

(7) Die Mitglieder der Organe, der Ausschüsse
und der Einrichtungen der Architektenkammer,
deren Hilfskräfte sowie die hinzugezogenen
Sachverständigen sind zur Verschwiegenheit
über alle Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen
im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit bekannt
geworden sind. Dies gilt nicht für Mitteilungen
im amtlichen Verkehr und über Tatsachen, die
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach
keiner Geheimhaltung bedürfen. Sie dürfen die
Kenntnis der nach Satz 1 geheim zu haltenden
Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Die
Pflichten nach den Sätzen 1 und 3 bestehen
nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

Abschnitt 4

Eintragungsausschuss,
Schlichtungsausschuss

§ 18 Eintragungsausschuss
(1) Die Architektenkammer bildet einen Eintra-
gungsausschuss. Der Eintragungsausschuss
entscheidet

1. über die Eintragung in die Architektenliste
einschließlich der Auferlegung von Aus-
gleichsmaßnahmen nach § 4 Absatz 4 und
5 und in das Gesellschaftsverzeichnis,

2. über die Eintragung in das Auswärtigenver-
zeichnis sowie über die Untersagung nach
§ 2 Absatz 6 oder § 8 Satz 3, wenn Zweifel
an dem Vorliegen der Voraussetzungen des
§ 2 Absatz 1, 2 oder 6 oder des § 8 Satz 3
vorliegen,

3. über die Löschung einer Eintragung aus der
Architektenliste und den in Nummer 1 und 2
genannten Verzeichnissen in den Fällen des
§ 6 Absatz 1 Nummer 5 und 6 sowie des
§ 7 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 und 4,

4. nach Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie 2005/
36/EG über die Anerkennung der im Rah-
men einer Berufspraxis oder durch lebens-

langes Lernen erworbenen Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen,

5. nach Artikel 46 Absatz 4 Satz 5 der Richt-
linie 2005/36/EG über die Bewertung von
Berufspraktika.

(2) Der Eintragungsausschuss entscheidet auch
über die Ausstellung der Bescheinigung für in
die Architektenliste eingetragene Staatsange-
hörige eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union oder eines nach dem Recht der Euro-
päischen Union gleichgestellten Staates zum
Nachweis

1. der vierjährigen Berufserfahrung von Archi-
tektinnen und Architekten mit abgeschlosse-
ner dreijähriger Ausbildung auf dem Gebiet
der Architektur (Hochbau) an einer deut-
schen Fachhochschule oder deutschen
Gesamthochschule, nachdem er die ent-
sprechenden Voraussetzungen zuvor fest-
gestellt hat,

2. der Berufsbefähigung von Architektinnen
und Architekten mit einem Prüfungszeug-
nis, das vor dem 1. Januar 1973 in einem
Studiengang für Architektur von einer deut-
schen Ingenieur- oder Werkkunstschule
ausgestellt wurde, nachdem er zuvor die
Pläne bewertet hat, die die Architektin oder
der Architekt während einer mindestens
sechsjährigen praktischen Tätigkeit erstellt
und ausgeführt hat.

(3) Der Eintragungsausschuss besteht aus der
oder dem Vorsitzenden, deren oder dessen
Vertreterin oder Vertreter und der erforderlichen
Zahl von Beisitzenden. Die oder der Vorsitzende
und ihre oder seine Vertreterin oder ihr oder sein
Vertreter müssen die Befähigung zum Richter-
amt haben oder die Voraussetzungen des § 110
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. April
1972 (BGBl. I S. 713), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 132 der Verordnung vom 31. August 2015
(BGBl. I S. 1474), in der jeweils geltenden Fas-
sung erfüllen. Die Beisitzenden müssen Mitglie-
der der Architektenkammer sein. Die Mitglieder
des Eintragungsausschusses dürfen weder dem
Vorstand der Architektenkammer angehören
noch Bedienstete der Architektenkammer oder
Angehörige der Aufsichtsbehörde, die mit der
Aufsicht über die Architektenkammer befasst
sind, sein. Die Mitglieder des Eintragungsaus-
schusses sind ehrenamtlich tätig.

(4) Die Mitglieder des Eintragungsausschusses
werden für die Dauer von fünf Jahren vom Vor-
stand der Architektenkammer bestellt.



78

SAIG
(5) Der Eintragungsausschuss entscheidet in
der Besetzung mit der oder dem Vorsitzenden
und vier Beisitzenden. Bei der Entscheidung
sollen mindestens zwei Beisitzende der Fach-
richtung der antragstellenden Person ange-
hören. Unbeschadet dieser Bestimmung soll
mindestens eine Beisitzende oder ein Beisit-
zender der Tätigkeitsart der antragstellenden
Person angehören.
(6) Die oder der Vorsitzende bestimmt vor Be-
ginn eines jedes Geschäftsjahres für dessen
Dauer die Reihenfolge, in der die Beisitzenden
zu den Sitzungen zugezogen werden unter
Berücksichtigung ihrer Fachrichtung und
Tätigkeitsart.
(7) Der Eintragungsausschuss entscheidet mit
Stimmenmehrheit. Seine Sitzungen sind nicht
öffentlich.

(8) Der Eintragungsausschuss ist unabhängig
und nicht an Weisungen gebunden.

(9) In gerichtlichen Verfahren, die Entscheidun-
gen des Eintragungsausschusses betreffen,
wird die Kammer durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Eintragungsausschus-
ses vertreten.

§ 19 Schlichtungsausschuss
(1) Zur gütlichen Beilegung von Streitigkeiten,
die sich aus der Berufsausübung zwischen
Kammermitgliedern oder zwischen diesen und
Dritten ergeben, ist ein Schlichtungsaus-
schuss zu bilden. Der Schlichtungsausschuss
wird in der Besetzung von einer oder einem
Vorsitzenden und zwei Beisitzenden tätig. Die
oder der Vorsitzende muss die Befähigung
zum Richteramt haben oder die Voraussetzun-
gen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richter-
gesetzes erfüllen. Die Beisitzenden müssen
Mitglieder der Architektenkammer sein. Das
Verfahren regelt die Schlichtungsordnung.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen Kammermitglie-
dern hat der Schlichtungsausschuss auf Anruf
durch eine oder einen der Beteiligten oder auf
Anordnung des Vorstands einen Schlichtungs-
versuch zu unternehmen. Ist eine Dritte oder
ein Dritter beteiligt, so kann der Schlichtungs-
ausschuss nur mit deren oder dessen Einver-
ständnis tätig werden.

Schutz der Berufsbezeichnung
„Beratende Ingenieurin“ oder
„Beratender Ingenieur“;
Stadtplanerinnen und -planer,
Bauvorlageberechtigte, Trag-
werksplanerinnen und -planer,
Brandschutzplanerinnen
und -planer; Ingenieurkammer
des Saarlandes

Abschnitt 1

Berufsaufgaben, Berufsbezeich-
nung „Beratende Ingenieurin“
oder „Beratender Ingenieur“,
Liste der Stadtplanerinnen
und -planer

§ 20 Berufsbezeichnung
(1) Die Berufsbezeichnung „Beratende Ingeni-
eurin“ oder „Beratender Ingenieur“ darf nur
führen, wer unter dieser Bezeichnung in die
von der Ingenieurkammer des Saarlandes ge-
führte Liste der Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure oder in die entsprechende
Liste einer anderen deutschen Ingenieurkam-
mer eingetragen ist oder wer zur Führung der
Berufsbezeichnung nach § 21 berechtigt ist.

(2) Wortverbindungen mit der Berufsbezeich-
nung nach Absatz 1 oder ähnliche Bezeich-
nungen sowie ihre fremdsprachlichen Über-
setzungen dürfen nur Personen verwenden,
die zur Führung der Berufsbezeichnung be-
rechtigt sind.

(3) Das Recht zur Führung akademischer Grade
wird durch diese Regelung nicht berührt.

§ 21 Führung der geschützten
Berufsbezeichnung durch
auswärtige Dienstleistende

(1) Personen, die in einem anderen Staat nie-
dergelassen sind und sich zu einer vorüber-
gehenden und gelegentlichen Dienstleistungs-
erbringung gemäß § 22 in das Saarland bege-
ben (auswärtige Dienstleistende), dürfen die

TEIL 2
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Berufsbezeichnung nach § 20 Absatz 1 oder
eine Wortverbindung nach § 20 Absatz 2 ohne
Eintragung in die Liste der Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieure führen, wenn ihnen
die Ingenieurkammer bestätigt hat, dass sie
die Eintragungsvoraussetzungen nach § 23
Absatz 1 bis 2 erfüllen. § 23 Absatz 3 und 4
finden keine Anwendung.

(2) Auswärtige Dienstleistende, die Dienstleistun-
gen unter der Berufsbezeichnung nach § 20
Absatz 1 oder einer Wortverbindung nach § 20
Absatz 2 erbringen wollen, müssen das erstma-
lige Tätigwerden bei der Ingenieurkammer an-
zeigen. Sie haben die Anzeige einmal jährlich zu
erneuern, wenn sie beabsichtigen, während des
betreffenden Jahres im Saarland Dienstleistun-
gen nach Absatz 1 zu erbringen.

(3) Auswärtige Dienstleistende sind in ein ent-
sprechendes Verzeichnis (Auswärtigenver-
zeichnis) einzutragen. Hierüber ist ihnen eine
auf höchstens fünf Jahre befristete Bescheini-
gung auszustellen, die auf Antrag verlängert
werden kann. Anzeigen nach Absatz 2 und
Bescheinigungen nach Satz 2 sind nicht erfor-
derlich, wenn bereits in einem anderen Land
eine Anzeige erfolgt ist oder eine Beschei-
nigung erteilt wurde; eine Eintragung in das
Auswärtigenverzeichnis erfolgt in diesem Fall
nicht.

(4) Dem Antrag sind die zur Beurteilung erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen. Die Ingeni-
eurkammer bestätigt der antragstellenden
Person binnen eines Monats den Eingang der
Unterlagen und teilt ihr gegebenenfalls mit,
welche Unterlagen fehlen. Das Verfahren kann
über eine einheitliche Stelle im Sinne des Ge-
setzes über den Einheitlichen Ansprechpartner
für das Saarland abgewickelt werden. Das
Verfahren kann elektronisch geführt werden.
Im Fall begründeter Zweifel und soweit unbe-
dingt geboten, können später beglaubigte Ko-
pien verlangt werden; die Aufforderung zur
Vorlage von beglaubigten Kopien gilt nicht als
Aufforderung zur Vervollständigung der Unter-
lagen. Über den Antrag ist innerhalb kürzester
Frist, spätestens jedoch innerhalb von drei
Monaten nach Vorlage der vollständigen Un-
terlagen zu entscheiden.

(5) Die Ingenieurkammer kann die Führung der
Berufsbezeichnung untersagen, wenn Versa-
gungsgründe nach § 24 oder Löschungs-
gründe nach § 25 Absatz 1 Nummer 4 bis 7
oder Absatz 2 vorliegen. Wird die Führung der

Berufsbezeichnung nach Satz 1 untersagt, ist
die Eintragung im Auswärtigenverzeichnis zu
löschen.

(6) Das Recht zur Führung der Berufsbezeich-
nung des Niederlassungsstaats nach Artikel 7
Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG bleibt
unberührt. Die Berufsbezeichnung ist so zu
führen, dass keine Verwechslung mit der Be-
rufsbezeichnung nach § 20 Absatz 1 möglich
ist.

§ 22 Berufsaufgaben
(1) Berufsaufgaben der Beratenden Ingenieu-
rinnen und Ingenieure sind die eigenver-
antwortliche und unabhängige Beratung, Ent-
wicklung, Planung, Betreuung, Kontrolle und
Prüfung sowie Sachverständigentätigkeit und
Mitwirkung bei Forschungs- und Entwick-
lungsaufgaben auf dem Gebiet des Ingenieur-
wesens. Dazu gehört auch die Vertretung der
Auftraggeberschaft in mit der Vorbereitung,
Leitung, Ausführung, Überwachung und Ab-
rechnung zusammenhängenden Aufgaben,
wobei sich die Tätigkeit auf alle oder einzelne
dieser Aufgaben erstrecken kann.

(2) Eigenverantwortlich tätig ist, wer

1. die berufliche Tätigkeit als alleinige Inhabe-
rin oder alleiniger Inhaber eines Büros
selbständig auf eigene Rechnung und Ver-
antwortung ausübt oder

2. sich mit Berufsangehörigen nach § 20 oder
Angehörigen anderer freier Berufe zusam-
mengeschlossen hat und innerhalb dieses
Zusammenschlusses eine Rechtsstellung
besitzt, kraft derer sie oder er die Berufsauf-
gaben unbeeinflusst durch Rechte berufs-
fremder Dritter innerhalb oder durch Rechte
Dritter außerhalb des Zusammenschlusses
ausüben kann, wobei die Berufsangehöri-
gen nach § 20 und freie oder freischaffende
Berufsangehörige nach § 1 Absatz 1 über
die Stimmenmehrheit innerhalb dieses Zu-
sammenschlusses verfügen müssen.

(3) Unabhängig tätig ist, wer bei Ausübung der
Berufstätigkeit weder eigene Produktions-,
Handels- oder Lieferinteressen hat noch
fremde Interessen dieser Art vertritt, die unmit-
telbar oder mittelbar im Zusammenhang mit
der beruflichen Tätigkeit als Beratende Ingeni-
eurin oder Beratender Ingenieur stehen.
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§ 23 Voraussetzungen für die
Eintragung in die Liste der
Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure

(1) In die Liste der Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure ist einzutragen, wer
1. nach dem Ingenieurgesetz vom 17. Dezem-

ber 2009 (Amtsbl. I S. 1826), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 Nummer 3 des Gesetzes
vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790), in
der jeweils geltenden Fassung berechtigt
ist, die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“
oder „Ingenieur“ zu führen,

2. nach dem Erwerb der Berechtigung zur
Führung der Berufsbezeichnung nach
Nummer 1 eine entsprechende praktische
Tätigkeit von mindestens drei Jahren aus-
geübt hat,

3. den Ingenieurberuf eigenverantwortlich und
unabhängig im Sinne von § 22 Absatz 2
und 3 ausübt und

4. eine ausreichende Berufshaftpflichtversi-
cherung (§ 47 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5)
abgeschlossen hat.

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt
auch

1. in Bezug auf die Studienanforderungen,
wer einen gleichwertigen Studienabschluss
an einer ausländischen Hochschule oder an
einer sonstigen ausländischen Einrichtung
nachweisen kann,

2. in Bezug auf die Studienanforderungen und
die praktische Tätigkeit, wer vorbehaltlich
der Absätze 3 und 4

a) über einen Berufsqualifikationsnachweis
verfügt, der in einem anderen Mitglied-
staat oder einem nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten Staat
erforderlich ist, um dort die Erlaubnis
zum Führen der Berufsbezeichnung zu
erhalten, oder

b) denselben Beruf vollzeitlich ein Jahr lang
oder in einer entsprechenden Zeitdauer
in Teilzeit in den vorhergehenden zehn
Jahren in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat, der diesen
Beruf nicht reglementiert, ausgeübt hat,
sofern die antragstellende Person im Be-
sitz eines oder mehrerer Befähigungs-
oder Ausbildungsnachweise ist, die den

Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2
der Richtlinie 2005/36 EG entsprechen;
die einjährige Berufserfahrung ist nicht
erforderlich, wenn der vorgelegte Nach-
weis einen reglementierten Ausbildungs-
gang bestätigt.

Für die Anerkennung nach Satz 1 Nummer 2
müssen die übrigen Anforderungen an die Be-
fähigungs- oder Ausbildungsnachweise nach
Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sein;
dabei sind Ausbildungsgänge oder -nachweise
im Sinne der Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 12
der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.

(3) Wenn sich die Berufsqualifikation der an-
tragstellenden Person im Sinne von Artikel 14
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesentlich
von den Eintragungsvoraussetzungen nach
Absatz 1 unterscheidet, kann die antragstel-
lende Person zu Ausgleichsmaßnahmen in
Form eines höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung
verpflichtet werden, um wesentliche Abwei-
chungen in den Ausbildungsinhalten nach Ab-
satz 1 auszugleichen. Entspricht der Ausbil-
dungsnachweis dem Qualifikationsniveau des
Artikels 11 Buchstabe a der Richtlinie
2005/36/EG, hat die antragstellende Person
sowohl einen Anpassungslehrgang als auch
eine Eignungsprüfung abzulegen. In den Fällen
von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie
2005/36/EG erfolgt die Überprüfung der
Fähigkeiten der antragstellenden Person
durch Eignungsprüfung. Im Übrigen hat die
antragstellende Person die Wahl zwischen der
Teilnahme an einem Anpassungslehrgang
oder einer Eignungsprüfung.

(4) Die Ingenieurkammer prüft vor der Ent-
scheidung über die Ausgleichsmaßnahme, ob
die von der antragstellenden Person durch Be-
rufspraxis oder lebenslanges Lernen erworbe-
nen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen, die hierfür von einer einschlägigen Stelle
formell als gültig anerkannt wurden, wesentli-
che Unterschiede in den Ausbildungsinhalten
nach Absatz 1 ausgleichen. Art und Umfang
einer Ausgleichsmaßnahme sind gegenüber
der antragstellenden Person hinreichend zu
begründen; insbesondere ist die antragstel-
lende Person im Hinblick auf das Niveau der
verlangten und der vorgelegten Berufsqualifi-
kation nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG sowie die wesentlichen Unter-
schiede in den Ausbildungsinhalten, die nicht
durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen nach Satz 1 ausgeglichen werden können,
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zu informieren. Ist eine Eignungsprüfung erfor-
derlich, ist sicherzustellen, dass diese späte-
stens sechs Monate nach Unanfechtbarkeit
der Entscheidung über die Verpflichtung abge-
legt werden kann. Die Ingenieurkammer er-
stellt ein Verzeichnis der Sachgebiete, die auf-
grund eines Vergleichs zwischen der im Auf-
nahmemitgliedstaat verlangten Ausbildung
und der bisherigen Ausbildung des Antragstel-
lers von den Ausbildungsnachweisen, über die
der Antragsteller verfügt, sowie den als gültig
anerkannten Kenntnissen, Fähigkeiten und
Kompetenzen nach Satz 1 nicht abgedeckt
werden. Die Prüfung erstreckt sich auf ausge-
wählte Sachgebiete, deren Kenntnis eine we-
sentliche Voraussetzung für die Führung der
Berufsbezeichnung darstellt. Die Ingenieur-
kammer bewertet abschließend das Ergebnis
der Ausgleichsmaßnahme im Hinblick auf die
Anerkennung der Berufsqualifikation. Die Inge-
nieurkammer kann landesübergreifende Ver-
einbarungen zur Durchführung von Aus-
gleichsmaßnahmen abschließen. Die Verein-
barung bedarf der Genehmigung des Ministe-
riums für Inneres, Bauen und Sport.

(5) Ist die Eintragung in einem anderen Land
nur deshalb gelöscht worden, weil die Woh-
nung oder die berufliche Niederlassung in die-
sem Land aufgegeben wurde, ist eine antrag-
stellende Person innerhalb eines Jahres nach
Löschung aus der Liste ohne Prüfung der Be-
rufsbefähigung nach Absatz 1 in die Liste der
Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
einzutragen, sofern keine Versagungsgründe
nach § 24 vorliegen. Satz 1 findet auch An-
wendung, wenn die Eintragung in dem ande-
ren Land beibehalten wird.

(6) Die Eintragung erfolgt auf Antrag. Sie setzt
voraus, dass die antragstellende Person im
Saarland ihre Hauptwohnung oder eine Nie-
derlassung hat oder ihren Beruf überwiegend
ausübt. Dem Antrag sind die zur Beurteilung
der Eintragungsvoraussetzungen erforderli-
chen Unterlagen beizufügen. Soweit es um die
Beurteilung der in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Voraussetzungen geht, dürfen nur die
in Anhang VII Ziffer 1 Buchstabe b, d und f der
Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterlagen
und Bescheinigungen verlangt werden; Unter-
lagen und Bescheinigungen nach Anhang VII
Ziffer 1 Buchstabe d und f der Richtlinie
2005/36/EG dürfen nicht älter als drei Monate
sein. Die Ingenieurkammer bestätigt der an-
tragstellenden Person binnen eines Monats
den Eingang der Unterlagen und teilt ihr gege-

benenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Das
Verfahren kann elektronisch geführt werden.
Im Fall begründeter Zweifel und soweit unbe-
dingt geboten, können später beglaubigte Ko-
pien verlangt werden; die Aufforderung zur
Vorlage von beglaubigten Kopien gilt nicht als
Aufforderung zur Vervollständigung der Unter-
lagen. Über den Antrag ist innerhalb kürzester
Frist, spätestens jedoch innerhalb von drei
Monaten nach Vorlage der vollständigen Un-
terlagen zu entscheiden; in den Fällen des Ab-
satzes 2 kann die Frist um einen Monat verlän-
gert werden.

(7) Das Verfahren kann mit Ausnahme der
Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach
Absatz 4 über eine einheitliche Stelle im Sinne
des Gesetzes über den Einheitlichen An-
sprechpartner für das Saarland abgewickelt
werden.

(8) Über die Eintragung wird eine Urkunde
ausgestellt, die bei der Löschung zurückzuge-
ben ist.

§ 24 Versagung der Eintragung
(1) Die Eintragung in die Liste der Beratenden
Ingenieurinnen und Ingenieure ist zu versagen,
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich er-
gibt, dass die antragstellende Person nicht die
für den jeweiligen Beruf erforderliche Zuverläs-
sigkeit besitzt.

(2) Die Eintragung ist auch während des von
dem Ehrenausschuss gemäß § 52 Absatz 1
Satz 2 festgesetzten Zeitraums zu versagen.

§ 25 Löschung der Eintragung
(1) Die Eintragung in die Liste der Beratenden
Ingenieurinnen und Ingenieure ist zu löschen,
wenn
1. die eingetragene Person dies beantragt,
2. die eingetragene Person verstorben ist,
3. die eingetragene Person ihre Hauptwoh-

nung oder ihre Niederlassung im Saarland
aufgibt,

4. in einem Ehrenverfahren rechtskräftig auf
Löschung der Eintragung erkannt worden
ist,

5. nach der Eintragung Tatsachen eintreten
oder bekannt werden, die im Eintragungs-
verfahren nach § 24 zu einer Versagung der
Eintragung führen müssten,
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6. sich nachträglich herausstellt, dass die Ein-

tragungsvoraussetzungen nicht vorlagen
und auch zum Zeitpunkt der Entscheidung
über die Löschung nicht vorliegen oder

7. die eingetragene Person nicht mehr eigen-
verantwortlich und unabhängig tätig ist.

(2) Die Eintragung kann gelöscht werden,
wenn keine ausreichende Berufshaftpflichtver-
sicherung (§ 47 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5)
mehr vorliegt.

§ 26 Liste der Stadtplanerinnen
und -planer

In die Liste der Stadtplanerinnen und Stadtpla-
ner wird eingetragen, wer
1. ein der Fachrichtung Stadtplanung entspre-

chendes Studium mit einer mindestens
vierjährigen Regelstudienzeit an einer deut-
schen Hochschule gemäß den in der An-
lage 1 enthaltenen Leitlinien zu den Ausbil-
dungsinhalten erfolgreich abgeschlossen
hat und

2. danach eine mindestens zweijährige prakti-
sche Tätigkeit in der Fachrichtung Stadt-
planung ausgeübt hat; dabei sind die für
die spätere Berufsausübung nach Maß-
gabe der Verordnung nach § 57 Nummer 2
erforderlichen Fortbildungsmaßnahmen
wahrzunehmen.

§ 4 Absatz 1 Satz 5, Absatz 3 bis 9, § 5 und
§ 6 gelten entsprechend.

Abschnitt 2

Gesellschaften

§ 27 Gesellschaften
(1) Die Berufsbezeichnung nach § 20 Absatz 1
darf im Namen einer Partnerschaftsgesell-
schaft oder in der Firma einer Kapitalgesell-
schaft geführt werden, wenn die Gesellschaft
in ein besonderes Verzeichnis bei der Ingeni-
eurkammer (Gesellschaftsverzeichnis) oder in
ein entsprechendes Verzeichnis bei einer Inge-
nieurkammer eines anderen Landes eingetra-
gen oder nach § 28 hierzu berechtigt ist. Mit
der Eintragung wird die Gesellschaft nicht Mit-
glied der Ingenieurkammer. Abweichend von
Satz 1 darf die Berufsbezeichnung nach § 20
Absatz 1 im Falle des Absatzes 2 Nummer 2
Buchstabe b ohne Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis bei der Ingenieurkammer

geführt werden, wenn die Berufsbezeichnun-
gen nach § 1 Absatz 1 und der Zusatz nach
§ 1 Absatz 2 im Namen oder in der Firma der
Gesellschaft an vorderster Stelle stehen und
die Gesellschaft in das Gesellschaftsverzeich-
nis bei der Architektenkammer (§ 7) eingetra-
gen ist.

(2) Die Gesellschaft ist auf Antrag in das Ge-
sellschaftsverzeichnis einzutragen, wenn sie
ihren Sitz im Saarland hat, das Bestehen einer
ausreichenden Haftpflichtversicherung nach-
weist und der Gesellschaftsvertrag oder die
Satzung regelt, dass

1. a) im Falle von Nummer 2 Buchstabe a
Gegenstand des Unternehmens die
ausschließliche Wahrnehmung der Be-
rufsaufgaben nach § 22 ist, oder

b) im Falle von Nummer 2 Buchstabe b ein
wesentlicher Gegenstand des Unter-
nehmens die Wahrnehmung der Berufs-
aufgaben nach § 22 ist,

2. a) die Berufsangehörigen nach § 20 mehr
als die Hälfte des Kapitals und der
Stimmanteile innehaben und die weite-
ren Anteile von natürlichen Personen
gehalten werden, die aufgrund ihrer
Berufsausbildung zum Erreichen des
Unternehmenszwecks beitragen kön-
nen; die Berufszugehörigkeit der Gesell-
schafterinnen und Gesellschafter, die
mindestens ein Viertel des Kapitals und
der Stimmanteile an der Gesellschaft in-
nehaben, ist in geeigneter Weise kennt-
lich zu machen, oder

b) die Berufsangehörigen nach § 20 und
freie oder freischaffende Berufsan-
gehörige nach § 1 jeweils die Hälfte des
Kapitals und der Stimmanteile inneha-
ben,

3. a) im Falle von Nummer 2 Buchstabe a die
zur Geschäftsführung befugten Perso-
nen mehrheitlich Berufsangehörige nach
§ 20 sind und gewährleistet ist, dass die
Gesellschaft verantwortlich von Berufs-
angehörigen geführt wird, oder

b) im Falle von Nummer 2 Buchstabe b die
Gesellschaft gemeinschaftlich durch Be-
rufsangehörige nach § 20 und freie oder
freischaffende Berufsangehörige nach
§ 1 vertreten wird,

4. Kapitalanteile nicht für Rechnung Dritter ge-
halten und Stimmrechte nicht für Dritte oder
von Dritten ausgeübt werden dürfen,
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5. bei Aktiengesellschaften und Kommandit-

gesellschaften auf Aktien die Aktien auf
Namen lauten,

6. die Übertragung von Kapital- und Ge-
schäftsanteilen an die Zustimmung aller
Gesellschafterinnen und Gesellschafter ge-
bunden ist und

7. die für die Berufsangehörigen nach § 20
geltenden Berufspflichten von der Gesell-
schaft beachtet werden.

(3) § 7 Absatz 3 bis 6 gilt entsprechend.

§ 28 Auswärtige Gesellschaften
Gesellschaften, die in der Bundesrepublik
Deutschland nicht in einem Gesellschaftsver-
zeichnis eingetragen sind (auswärtige Gesell-
schaften), dürfen in ihrer Firma oder ihrem
Namen die in § 20 Absatz 1 genannte Berufs-
bezeichnung, Wortverbindungen damit oder
ähnliche Bezeichnungen sowie ihre fremd-
sprachlichen Übersetzungen führen, wenn
sie nach dem Recht ihres Herkunftsstaates
befugt sind, diese oder eine vergleichbare
Berufsbezeichnung in ihrer Firma oder ihrem
Namen zu führen. Die Gesellschaften haben
das erstmalige Erbringen von Leistungen
vorher der Ingenieurkammer anzuzeigen. Die
Ingenieurkammer untersagt diesen Gesell-
schaften das Führen der Berufsbezeichnung,
wenn sie auf Verlangen nicht nachweisen,
dass

1. sie oder ihre Gesellschafterinnen, Gesell-
schafter, gesetzliche Vertreterinnen und
Vertreter die betreffende Tätigkeit nach
dem Recht des Herkunftsstaates der Ge-
sellschaft rechtmäßig ausüben und

2. der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung
die Voraussetzungen gemäß § 27 Absatz 2
Nummer 1 bis 7 erfüllt und eine Berufshaft-
pflichtversicherung gemäß § 7 Absatz 3 be-
steht.

§ 21 Absatz 5 gilt entsprechend.

Abschnitt 3

Bauvorlageberechtigte,
Tragwerksplanerinnen und
-planer, Brandschutzplanerinnen
und -planer

§ 29 Liste der Bauvorlageberech-
tigten, Voraussetzungen
für die Eintragung in die
Liste nach § 66 Absatz 2
Nummer 2 der Landesbau-
ordnung

(1) In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist
auf Antrag einzutragen, wer
1. einen berufsqualifizierenden Hochschulab-

schluss eines Studiums der Fachrichtung
Bauingenieurwesen gemäß den in der An-
lage 2 geregelten Leitlinien an einer deut-
schen Hochschule nachweist und

2. danach mindestens zwei Jahre auf dem
Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden
praktisch tätig gewesen ist.

Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforder-
lichen Unterlagen beizufügen. Das Verfahren
kann über eine einheitliche Stelle im Sinne des
Gesetzes über den Einheitlichen Ansprech-
partner für das Saarland abgewickelt werden.
Es gelten die Bestimmungen zum Verfahren
über die einheitliche Stelle nach den §§ 71a
bis 71e des Saarländischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes vom 15. Dezember 1976
(Amtsbl. S. 1151), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 26. August 2020 (Amtsbl. I S. 1058),
in der jeweils geltenden Fassung, und die
Bestimmungen des § 42a des Saarländischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Ge-
nehmigungsfiktion mit der Maßgabe, dass die
Fristverlängerung nach § 42a Absatz 2 Satz 3
des Saarländischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes einen Monat nicht überschreiten darf.
§ 24 und § 25 mit Ausnahme des Absatzes 1
Nummer 3 und 7 gelten entsprechend.

(2) Auf Antrag ist in die Liste der Bauvorlage-
berechtigten einzutragen, wer über einen aus-
wärtigen Hochschulabschluss verfügt, der den
in Absatz 1 Nummer 1 genannten Anforderun-
gen gleichwertig ist, und die Anforderung des
Absatzes 1 Nummer 2 erfüllt.

(3) Eine antragstellende Person wird in die
Liste nach Absatz 1 auch eingetragen, wenn
1. sie in Bezug auf die Studienanforderungen

einen Ausbildungsnachweis nach Artikel 11
Richtlinie 2005/36/EG besitzt, soweit diese
in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem diesem durch Abkom-
men gleichgestellten Staat erforderlich sind,
um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis
zur Aufnahme und Ausübung dieses Beru-
fes zu erhalten,
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2. der Ausbildungsnachweis den Anforderun-

gen nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 der
Richtlinie 2005/36/EG genügt und

3. die berufspraktische Tätigkeit mit den An-
forderungen nach § 29 Absatz 1 Nummer 2
vergleichbar ist.

Satz 1 gilt auch für eine antragstellende Per-
son, die nachweist, dass sie

1. diesen Beruf ein Jahr lang vollzeitbeschäf-
tigt oder während einer entsprechenden
Gesamtdauer in Teilzeit während der vor-
hergehenden zehn Jahre in Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder einem gleich-
gestellten Staat ausgeübt hat, sofern der
Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht
reglementiert ist,

2. im Besitz eines Befähigungs- oder Ausbil-
dungsnachweises ist, der den Anforderun-
gen nach Artikel 13 Absatz 2 Satz 2 der
Richtlinie 2005/36/EG genügt und

3. keine wesentlichen Unterschiede gemäß
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bestehen.

(4) Einer Eintragung nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 bedarf es nicht, wenn die antragstel-
lende Person aufgrund einer Regelung eines
anderen Landes bauvorlageberechtigt ist.

(5) § 17 des Berufsqualifikationsgesetzes Saar-
land vom 16. Oktober 2012 (Amtsbl. I S. 437),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Oktober
2021 (Amtsbl. I S. 2432), in der jeweils gelten-
den Fassung, ist entsprechend anzuwenden.

§ 29a Eintragungsverfahren
für Antragstellende nach
§ 29 Absatz 3

(1) Für die Form des Antrags auf Eintragung,
die einzureichenden Unterlagen sowie das
diesbezügliche Verfahren sind die §§ 12 und
13 des Berufsqualifikationsfeststellungsgeset-
zes Saarland entsprechend anzuwenden.

(2) Antragstellende haben Unterlagen nach Ar-
tikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in
Verbindung mit deren Anhang VII Nummer 1
Buchstabe a und b Satz 1 sowie auf Anforde-
rung nach Anhang VII Nummer 1 Buchstabe b
Satz 2 dieser Richtlinie vorzulegen. Geben die
Antragstellenden an, hierzu nicht in der Lage
zu sein, wendet sich die Ingenieurkammer zur
Beschaffung der erforderlichen Unterlagen an
die Kontaktstelle, die zuständige Behörde
oder eine Ausbildungsstelle. Bei Ausbildungs-
nachweisen gemäß Artikel 50 Absatz 3 der

Richtlinie 2005/36/EG kann die Ingenieurkam-
mer bei berechtigten Zweifeln von der zustän-
digen Stelle des Ausstellungsstaates die Über-
prüfung der Kriterien gemäß Artikel 50 Absatz
3 Buchstabe a bis c der Richtlinie 2005/36/EG
verlangen. Waren die Antragstellenden bereits
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem gleichgestellten Staat
tätig, kann die Ingenieurkammer im Fall be-
rechtigter Zweifel von der im Herkunftsstaat
zuständigen Behörde eine Bestätigung der
Tatsache verlangen, dass die Ausübung die-
ses Berufes durch die Antragstellenden nicht
aufgrund schwerwiegenden standeswidrigen
Verhaltens oder einer Verurteilung wegen straf-
barer Handlungen untersagt worden ist. Im
Übrigen finden die Vorschriften des Artikels 50
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbin-
dung mit deren Anhang VII Nummer 1 Buch-
stabe d, e, f und g Anwendung. Die auf Verlan-
gen übermittelten Unterlagen und Bescheini-
gungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als
drei Monate sein. Der Informationsaustausch
erfolgt über das Binnenmarkt-Informationssy-
stem (IMI).

(3) Über die Eintragung in die Liste nach § 29
Absatz 1 ist eine Bescheinigung auszustellen.

Die Liste enthält folgende Angaben:

1. Zeitpunkt der Eintragung,

2. Familienname, Geburtsname und Vornamen,

3. Geburtsdatum, Geburtsort und Geschlecht,

4. akademische Grade und Titel und

5. ladungsfähige Adresse.

Die Liste enthält darüber hinaus Angaben über
die Staatsangehörigkeit der Antragstellenden
und den Staat, in dem sie ihre Berufsqualifika-
tion erworben haben. Wesentliche Änderungen
gegenüber der nach Satz 2 bescheinigten Si-
tuation haben die Antragstellenden der Ingeni-
eurkammer unverzüglich mitzuteilen. Die für die
Löschung aus Listen geltenden Regelungen der
Ingenieurkammer gelten auch für diese Liste.

(4) Kann eine Eintragung in die Liste nicht er-
folgen, weil die Antragstellenden die Voraus-
setzungen des § 29 Absatz 3 nicht erfüllen, ist
dies durch Bescheid im Sinne von § 10 des
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes
Saarland festzustellen.

§ 29b Ausgleichsmaßnahmen
(1) Antragstellende, die nicht in die Liste nach
§ 29 Absatz 2 und 3 eingetragen werden kön-
nen, weil sie aufgrund von wesentlichen Unter-
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schieden nicht über eine gleichwertige Berufs-
qualifikation verfügen, und die über einen Aus-
bildungsnachweis verfügen, der dem Berufs-
qualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchsta-
ben b, c, d oder e der Richtlinie 2005/36/EG
entspricht, können einen höchstens dreijähri-
gen Anpassungslehrgang absolvieren oder
eine Eignungsprüfung ablegen. Beantragt eine
Inhaberin oder ein Inhaber einer Berufsqualifi-
kation gemäß Artikel 11 Buchstabe a die Aner-
kennung seiner Berufsqualifikationen und ist
die erforderliche Berufsqualifikation unter Arti-
kel 11 Buchstabe d eingestuft, so kann die
Ingenieurkammer sowohl einen Anpassungs-
lehrgang als auch eine Eignungsprüfung vor-
schreiben.

(2) Die Einzelheiten zur Durchführung von Aus-
gleichsmaßnahmen legt das Ministerium für
Inneres, Bauen und Sport durch Rechtsver-
ordnung nach § 57 Nummer 3 fest.

(3) Die Ingenieurkammer kann mit anderen zu-
ständigen Stellen innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland landesübergreifende Verein-
barungen zur Durchführung von Ausgleichs-
maßnahmen schließen. Die Vereinbarung be-
darf der Genehmigung des Ministeriums für
Inneres, Bauen und Sport.

§ 29c Vorübergehende und
gelegentliche Dienst-
leistungserbringung von
bauvorlageberechtigten
Ingenieurinnen und Ingeni-
euren, Anzeigeverfahren

(1) Ein Dienstleister, der nach Maßgabe der
Absätze 2 und 3 zur vorübergehenden und
gelegentlichen Erstellung von Bauvorlagen be-
rechtigt ist, ist von der Ingenieurkammer in ein
entsprechendes Verzeichnis einzutragen.

(2) Ein Dienstleister nach Absatz 1 hat das
erstmalige Erbringen von Dienstleistungen
zuvor der Ingenieurkammer in Textform anzu-
zeigen. Einer Anzeige nach Satz 1 bedarf es
nicht, wenn der Dienstleister bereits aufgrund
einer Regelung eines anderen Landes zur
Dienstleistungserbringung berechtigt ist. Zu-
sammen mit der Anzeige sind folgende Unter-
lagen vorzulegen:

1. ein Identitätsnachweis,

2. eine Bescheinigung, dass er in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder
einem diesem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat rechtmäßig zur Ausübung der

betreffenden Tätigkeit niedergelassen ist und
ihm die Ausübung dieser Tätigkeit zum Zeit-
punkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis,

4. in den in § 29 Absatz 3 Satz 2 genannten
Fällen ein Nachweis in beliebiger Form dar-
über, dass der Dienstleister die betreffende
Tätigkeit mindestens ein Jahr während der
vorhergehenden zehn Jahre ausgeübt hat,
sofern der Beruf im Niederlassungsmit-
gliedstaat nicht reglementiert ist,

5. ein Nachweis über eine ausreichende Be-
rufshaftpflichtversicherung (§ 47 Absatz 1
Satz 2 Nummer 5).

§§ 12 und 13 des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes Saarland sind entsprechend
anzuwenden.

(3) Die Vorlage der Meldung nach Absatz 2 be-
rechtigt den Dienstleister zur Erstellung von
Bauvorlagen. Der Ingenieurkammer steht es
frei, die Unterlagen nach Absatz 2 Satz 3
nachzuprüfen. Die Erstellung von Bauvorlagen
ist dem Dienstleister zu untersagen, wenn der
Dienstleister nicht zur Ausübung desselben
Berufs rechtmäßig in einem Mitgliedstaat nie-
dergelassen ist, ihm die Ausübung dieser
Tätigkeit nach der Anzeige untersagt wird oder
die Voraussetzungen des § 29 Absatz 3 Satz 2
nicht erfüllt. In diesem Fall ist dem Dienstleister
die Möglichkeit einzuräumen, Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen durch einen
Anpassungslehrgang zu erwerben oder durch
eine Eignungsprüfung nachzuweisen. Ist der
Dienstleister zur Ausübung desselben Berufs
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat niedergelas-
sen oder erfüllt er die Voraussetzungen des
§ 29 Absatz 3 Satz 2, so darf ihm die Erstel-
lung von Bauvorlagen nicht aufgrund seiner
Berufsqualifikation beschränkt werden. Für die
Bestimmung desselben Berufs im Sinne die-
ses Absatzes gilt das gestufte System des
§ 66 der Landesbauordnung.

(4) Das Recht zur Führung der Berufsbezeich-
nung des Niederlassungsstaats nach Artikel 7
Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG bleibt un-
berührt. Die Berufsbezeichnung ist dann so zu
führen, dass keine Verwechslung mit einer in-
ländischen Berufsbezeichnung möglich ist.

(5) Auswärtige bauvorlageberechtigte Ingeni-
eurinnen und Ingenieure haben die Berufs-
pflichten zu beachten. Sie sind hierfür wie Mit-
glieder der Ingenieurkammer zu behandeln.
Die Ingenieurkammer stellt über die Eintragung
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in das Verzeichnis nach Absatz 1 Satz 1 eine
auf fünf Jahre befristete Bescheinigung aus,
die auf Antrag verlängert werden kann.

(6) § 17 des Berufsqualifikationsgesetzes Saar-
land ist entsprechend anzuwenden.

§ 30 Bauvorlageberechtigung
nach § 66 Absatz 3
Nummer 1 und Absatz 5
der Landesbauordnung

Dem Antrag zur Eintragung in das Verzeichnis
nach § 66 Absatz 5 der Landesbauordnung
sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterla-
gen beizufügen.

(2) Nach § 66 Absatz 3 Nummer 1 der Lan-
desbauordnung Bauvorlageberechtigte haben
die Berufspflichten zu beachten.

§ 31 Liste der Tragwerksplane-
rinnen und -planer

(1) In die Liste der Tragwerksplanerinnen und -
planer ist auf Antrag einzutragen, wer
1. einen berufsqualifizierenden Hochschulab-

schluss eines Studiums der Fachrichtung
Architektur gemäß den in der Anlage 1 ge-
regelten Leitlinien zu Ausbildungsinhalten,
Hochbau (Artikel 49 Absatz 1 der Richtlinie
2005/36/EG) oder Bauingenieurwesen
gemäß den in der Anlage 2 geregelten Leit-
linien zu Ausbildungsinhalten erworben hat
und

2. danach mindestens drei Jahre in der Trag-
werksplanung praktisch tätig gewesen ist.

(2) Wenn die antragstellende Person in einem
anderen Land in eine entsprechende Liste ein-
getragen ist oder war und die Löschung der
Eintragung nicht aus den Gründen des § 25
Absatz 1 Nummer 6 erfolgte, findet eine Prü-
fung der Anforderungen nach Absatz 1 nicht
statt, soweit für die Eintragung in dem anderen
Land mindestens die Anforderungen nach Ab-
satz 1 zu erfüllen waren.

(3) Dem Antrag sind die zur Beurteilung erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen. Das Verfah-
ren kann über eine einheitliche Stelle im Sinne
des Gesetzes über den Einheitlichen An-
sprechpartner für das Saarland abgewickelt
werden. Es gelten die Bestimmungen zum
Verfahren über die einheitliche Stelle nach den
§§ 71a bis 71e des Saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und die Bestimmun-
gen des § 42a des Saarländischen Verwal-

tungsverfahrensgesetzes über die Genehmi-
gungsfiktion mit der Maßgabe, dass die Frist-
verlängerung nach § 42a Absatz 2 Satz 3 des
Saarländischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes einen Monat nicht überschreiten darf.

(4) §§ 24, 25 mit Ausnahme des Absatzes 1
Nummer 3 und 7 gelten entsprechend.

§ 32 Auswärtige Tragwerks-
planerinnen und -planer

(1) Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staat zur Erstellung von
Standsicherheitsnachweisen niedergelassen
sind (auswärtige Tragwerksplanerinnen und
-planer), sind im Saarland ohne Eintragung in
die Liste nach § 31 zur Erstellung von Stand-
sicherheitsnachweisen berechtigt, wenn
1. sie eine vergleichbare Berechtigung besit-

zen und
2. a) sie für den Erwerb der Berechtigung

dem § 31 Absatz 1 Nummer 1 und 2
vergleichbare Anforderungen erfüllen
mussten oder

b) ihnen die Ingenieurkammer bescheinigt
hat, dass sie die Voraussetzungen des
§ 31 Absatz 1 Nummer 1 und 2 erfüllen,
oder eine andere deutsche Architekten-
oder Ingenieurkammer eine entspre-
chende Bescheinigung erteilt hat.

(2) Auswärtige Tragwerksplanerinnen und -
planer nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a
haben das erstmalige Tätigwerden als Trag-
werksplanerin oder -planer vorher der Ingeni-
eurkammer anzuzeigen und dabei
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in

einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten Staat
rechtmäßig zur Erstellung von Standsicher-
heitsnachweisen niedergelassen sind und
ihnen die Ausübung dieser Tätigkeit im Zeit-
punkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist,
und

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Nie-
derlassungsstaat für die Berechtigung zur
Erstellung von Standsicherheitsnachweisen
mindestens die Voraussetzungen des § 31
Absatz 1 Nummer 1 und 2 erfüllen mus-
sten, vorzulegen.

Die Ingenieurkammer hat ihnen auf Antrag zu
bestätigen, dass die Anzeige erfolgt ist. Die
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Anzeige ist nicht erforderlich, wenn bereits in
einem anderen Land eine Anzeige erfolgt ist.
Das Anzeigeverfahren kann über eine einheitli-
che Stelle im Sinne des Gesetzes über den
Einheitlichen Ansprechpartner für das Saar-
land abgewickelt werden.

(3) Die Bescheinigung nach Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe b wird von der Ingenieurkammer
auf Antrag erteilt. § 31 Absatz 3 gilt entspre-
chend. Auswärtige Tragwerksplanerinnen und
Tragwerksplaner haben die Berufspflichten zu
beachten.

(4) Auswärtige Tragwerksplanerinnen und -
planer, die der Ingenieurkammer ihr Tätigwer-
den nach Absatz 2 angezeigt haben oder
denen die Ingenieurkammer die Bescheini-
gung nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b
erteilt hat, sind in einem entsprechenden Ver-
zeichnis (Verzeichnis der auswärtigen Trag-
werksplanerinnen und -planer) zu führen. Die
Ingenieurkammer kann das Tätigwerden als
Tragwerksplanerin oder -planer untersagen
und die Eintragung in dem Verzeichnis der
auswärtigen Tragwerksplanerinnen und -pla-
ner löschen, wenn die Voraussetzungen des
Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

§ 33 Liste der Brandschutz-
planerinnen und -planer

(1) In die Liste der Brandschutzplanerinnen
und -planer ist auf Antrag einzutragen, wer

1. nach der Rechtsverordnung auf Grund des
§ 86 Absatz 3 der Landesbauordnung vom
18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
13. Juli 2016 (Amtsbl. I S. 714), in der
jeweils geltenden Fassung berechtigt ist,
Brandschutznachweise bauaufsichtlich zu
prüfen oder zu bescheinigen, oder

2. a) ein Studium in einem Studiengang mit
Schwerpunkt baulicher und technischer
Brandschutz an einer deutschen Hoch-
schule oder ein gleichwertiges Studium
an einer ausländischen Hochschule er-
folgreich abgeschlossen hat oder

b) die Ausbildung für mindestens den ge-
hobenen feuerwehrtechnischen Dienst
erfolgreich abgeschlossen hat

und danach mindestens zwei Jahre auf dem
Gebiet der brandschutztechnischen Planung
und Ausführung von Gebäuden oder deren
Prüfung praktisch tätig gewesen ist oder

3. einen berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss eines Studiums der Fachrichtung

Architektur gemäß den in der Anlage 1 ge-
regelten Leitlinien zu Ausbildungsinhalten,
Hochbau (Artikel 49 Absatz 1 der Richtlinie
2005/36/EG) oder Bauingenieurwesen
gemäß den in der Anlage 2 geregelten Leit-
linien zu Ausbildungsinhalten erworben hat
und danach mindestens zwei Jahre auf
dem Gebiet der brandschutztechnischen
Planung und Ausführung von Gebäuden
oder deren Prüfung praktisch tätig gewe-
sen ist und die erforderlichen Kenntnisse
des Brandschutzes nach Maßgabe der
Rechtsverordnung nach § 57 Nummer 1
nachgewiesen hat.

(2) Wenn die antragstellende Person in einem
anderen Land in eine entsprechende Liste ein-
getragen ist oder war und die Löschung der
Eintragung nicht aus den Gründen des § 25
Absatz 1 Nummer 6 erfolgte, findet eine Prü-
fung der Anforderungen nach Absatz 1 nicht
statt, soweit für die Eintragung in dem anderen
Land mindestens die Anforderungen nach Ab-
satz 1 zu erfüllen waren.

(3) Dem Antrag sind die zur Beurteilung erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen. Das Verfah-
ren kann über eine einheitliche Stelle im Sinne
des Gesetzes über den Einheitlichen An-
sprechpartner für das Saarland abgewickelt
werden. Es gelten die Bestimmungen zum
Verfahren über die einheitliche Stelle nach den
§§ 71a bis 71e des Saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und die Bestimmun-
gen des § 42a des Saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes über die Genehmi-
gungsfiktion mit der Maßgabe, dass die Frist-
verlängerung nach § 42a Absatz 2 Satz 3 des
Saarländischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes einen Monat nicht überschreiten darf.

(4) §§ 24, 25 mit Ausnahme des Absatzes 1
Nummer 3 und 7 gelten entsprechend.

§ 34 Auswärtige Brandschutz-
planerinnen und -planer

(1) Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staat zur Erstellung von
Brandschutznachweisen niedergelassen sind
(auswärtige Brandschutzplanerinnen und -pla-
ner), sind im Saarland ohne Eintragung in die
Liste nach § 33 zur Erstellung von Brand-
schutznachweisen berechtigt, wenn

1. sie nach der Rechtsverordnung auf Grund
des § 86 Absatz 3 der Landesbauordnung
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berechtigt sind, Brandschutznachweise
bauaufsichtlich zu prüfen oder zu beschei-
nigen oder

2. sie eine der Berechtigung zur Erstellung von
Brandschutznachweisen vergleichbare Be-
rechtigung besitzen und
a) sie für den Erwerb der Berechtigung

dem § 33 Absatz 1 Nummer 2 oder 3
vergleichbare Anforderungen erfüllen
mussten oder

b) ihnen die Ingenieurkammer bescheinigt
hat, dass sie die Voraussetzungen des
§ 33 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 erfüllen,
oder eine andere deutsche Architekten-
oder Ingenieurkammer eine entspre-
chende Bescheinigung erteilt hat.

(2) Auswärtige Brandschutzplanerinnen und
-planer nach Absatz 1 Nummer 1 und Num-
mer 2 Buchstabe a haben das erstmalige
Tätigwerden als Brandschutzplanerin oder
-planer vorher der Ingenieurkammer anzuzei-
gen. Auswärtige Brandschutzplanerinnen und
-planer nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a
haben dabei
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem nach dem Recht der Europä-
ischen Union gleichgestellten Staat recht-
mäßig zur Erstellung von Brandschutznach-
weisen niedergelassen sind und ihnen die
Ausübung dieser Tätigkeit im Zeitpunkt der
Vorlage der Bescheinigung nicht, auch
nicht vorübergehend, untersagt ist, und

2. einen Nachweis darüber, dass sie im
Niederlassungsstaat für die Berechtigung
zur Erstellung von Brandschutznachweisen
mindestens die Voraussetzungen des § 33
Absatz 1 Nummer 2 oder 3 erfüllen mussten,

vorzulegen. § 32 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend. Die Bescheinigung nach Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe b wird von der Ingeni-
eurkammer auf Antrag erteilt. § 31 Absatz 3
gilt entsprechend. Auswärtige Brandschutz-
planerinnen und Brandschutzplaner haben die
Berufspflichten zu beachten.

(3) Auswärtige Brandschutzplanerinnen und
-planer, die der Ingenieurkammer ihr Tätig-
werden nach Absatz 2 angezeigt haben oder
denen die Ingenieurkammer die Bescheini-
gung nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b
erteilt hat, sind in einem entsprechenden Ver-
zeichnis (Verzeichnis der auswärtigen Brand-
schutzplanerinnen und -planer) zu führen. Die
Ingenieurkammer kann das Tätigwerden als

Brandschutzplanerin oder -planer untersagen
und die Eintragung in dem Verzeichnis der aus-
wärtigen Brandschutzplanerinnen und -planer
löschen, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht erfüllt sind.

Abschnitt 4

Ingenieurkammer

§ 35 Ingenieurkammer des
Saarlandes

(1) Die Ingenieurkammer des Saarlandes ist
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit
Sitz in Saarbrücken. Sie führt ein Dienstsiegel.

(2) Gegen Entscheidungen der Ingenieurkam-
mer und ihrer Ausschüsse findet ein Vorver-
fahren nach den §§ 68 ff. der Verwaltungsge-
richtsordnung nicht statt.

§ 36 Mitgliedschaft
(1) Der Ingenieurkammer gehören als Pflicht-
mitglieder an
1. alle in die Liste der Beratenden Ingenieurin-

nen und Ingenieure eingetragenen Personen,
2. alle in die Liste der Bauvorlageberechtigten

eingetragenen Personen, die im Saarland bei
selbständiger Berufsausübung eine Nieder-
lassung, sonst ihre Hauptwohnung haben,

3. alle in die Liste der Tragwerkplanerinnen
und -planer eingetragenen Personen, die
im Saarland bei selbständiger Berufsaus-
übung eine Niederlassung, sonst ihre
Hauptwohnung haben und nicht Mitglieder
der Architektenkammer sind,

4. alle in die Liste der Brandschutzplanerinnen
und -planer nach § 33 eingetragenen Per-
sonen, die im Saarland bei selbständiger
Berufsausübung eine Niederlassung, sonst
ihre Hauptwohnung haben und nicht Mit-
glieder der Architektenkammer sind,

5. alle in die Liste der Stadtplanerinnen und
-planer eingetragenen Personen,

6. alle in das Verzeichnis der auswärtigen Trag-
werksplanerinnen und -planer, das Ver-
zeichnis der auswärtigen Brandschutzplane-
rinnen und -planer eingetragenen Personen,
die im Saarland eine Niederlassung haben,

7. alle in das Verzeichnis nach § 66 Absatz 5
der Landesbauordnung eingetragenen Per-
sonen, die im Saarland eine Niederlassung,
sonst ihre Hauptwohnung haben.
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(2) Auf ihren Antrag sind als freiwillige Mit-
glieder Personen aufzunehmen, die nach dem
Ingenieurgesetz zur Führung der Berufs-
bezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
berechtigt sind und im Saarland einen Wohn-
sitz, eine Niederlassung oder ihre überwie-
gende Beschäftigung haben. Für die Versa-
gung der Aufnahme gilt § 24 entsprechend.

(3) Auf ihren Antrag sind als Juniormitglieder
Studierende einer technischen oder naturwis-
senschaftlichen Fachrichtung aufzunehmen,
die im Saarland ihre Hauptwohnung oder ihren
Studienort haben. Juniormitglieder sind nicht
wahlberechtigt und haben in der Mitgliederver-
sammlung weder Antrags- noch Stimmrecht.

(4) Mitglied ist, wer im Mitgliederverzeichnis
eingetragen ist.

(5) Die Mitgliedschaft endet mit der Löschung
der Eintragung im Mitgliederverzeichnis. Die
Eintragung im Mitgliederverzeichnis ist zu
löschen, wenn
1. die Voraussetzungen der Mitgliedschaft

nach Absatz 1, 2 oder 3 nicht mehr beste-
hen,

2. ein freiwilliges Mitglied oder ein Juniormit-
glied gegenüber der Kammer seinen Aus-
tritt erklärt hat,

3. ein freiwilliges Mitglied nach § 52 Absatz 1
Satz 1 Nummer 7 ausgeschlossen worden
ist.

Die Eintragung eines freiwilligen Mitglieds oder
eines Juniormitglieds kann gelöscht werden,
wenn das Mitglied mehr als einen Mitgliedsbei-
trag nicht oder nicht fristgerecht entrichtet hat.

(6) Über die Aufnahme freiwilliger Mitglieder
und Juniormitglieder und die Versagung der
Aufnahme nach Absatz 2 entscheidet der Vor-
stand der Kammer. Einzelheiten regelt die
Hauptsatzung.

§ 37 Aufgaben der
Ingenieurkammer

(1) Aufgaben der Ingenieurkammer sind
1. die Ingenieurtätigkeit zum Schutz und im

Interesse der Allgemeinheit, insbesondere
des wissenschaftlich-technischen Fort-
schritts sowie der Umwelt und der Baukul-
tur zu fördern,

2. die beruflichen Belange der Gesamtheit
der Mitglieder zu vertreten,

3. die Liste der Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure, das Auswärtigenverzeich-

nis nach § 21 Absatz 3 Satz 1, das Gesell-
schaftsverzeichnis nach § 27 Absatz 1
Satz 1, die Liste der Bauvorlageberechtig-
ten, das Verzeichnis nach § 66 Absatz 5
der Landesbauordnung, das Verzeichnis
nach § 29c Absatz 1, die Liste der Trag-
werksplanerinnen und -planer, das Ver-
zeichnis der auswärtigen Tragwerksplane-
rinnen und -planer, die Liste der Brand-
schutzplanerinnen und -planer, das Ver-
zeichnis der auswärtigen Brandschutzpla-
nerinnen und -planer, die Liste der Stadt-
planerinnen und -planer und das Mitglie-
derverzeichnis zu führen sowie die für die
Berufsausübung notwendigen Bescheini-
gungen zu erteilen,

4. die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung zu fördern,

5. die Behörden und Gerichte durch Vor-
schläge und Stellungnahmen oder in son-
stiger Weise zu unterstützen,

6. auf die Beilegung von Streitigkeiten, die
sich aus der Berufsausübung zwischen
Mitgliedern oder zwischen diesen und
Dritten ergeben, hinzuwirken,

7. die Berufsangehörigen in Fragen der
Berufsausübung zu beraten,

8. die Einhaltung der Obliegenheiten nach
§ 46 und der Berufspflichten nach § 47 zu
überwachen,

9. die Ausloberinnen und Auslober bei der
Durchführung von Wettbewerben zu un-
terstützen,

10. die Zusammenarbeit mit der Architekten-
kammer des Saarlandes, den Ingenieur-
kammern anderer Bundesländer und den
Berufsverbänden zu pflegen und zu för-
dern.

(2) § 10 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 38 Organe der Ingenieurkammer
(1) Die Organe der Ingenieurkammer sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.

(2) § 12 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 39 Mitgliederversammlung
Der Mitgliederversammlung der Ingenieurkam-
mer gehören alle Mitglieder der Ingenieurkam-
mer an. § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 7
und Absatz 2 bis 8 gelten entsprechend.
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§ 40 Vorstand
(1) Der Vorstand der Ingenieurkammer wird
von der Mitgliederversammlung für die Dauer
von fünf Jahren gewählt. Er besteht aus der
Präsidentin oder dem Präsidenten und der
Vizepräsidentin (Stellvertreterin) oder dem
Vizepräsidenten (Stellvertreter) sowie einer in
der Hauptsatzung zu bestimmenden Zahl
weiterer Vorstandsmitglieder. Mindestens die
Hälfte der Vorstandsmitglieder sowie die Prä-
sidentin oder der Präsident müssen Pflichtmit-
glieder sein, von denen wiederum mindestens
die Hälfte in die Liste der Beratenden Ingenieu-
rinnen und Ingenieure eingetragen sein muss.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Kam-
mer. Er kann eine Geschäftsführerin oder
einen Geschäftsführer bestellen, die für die
Geschäfte der laufenden Verwaltung zustän-
dig sind.

(3) § 14 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 41 Satzungen
Die Ingenieurkammer kann zur Regelung ihrer
Angelegenheiten Satzungen erlassen. § 15 Ab-
satz 1 Satz 2, Absatz 2 bis 4 gilt entspre-
chend. Die Hauptsatzung kann die Zusam-
menfassung von Fachrichtungen zu Fach-
gruppen vorsehen.

§ 42 Finanzwesen der
Ingenieurkammer

Für das Finanzwesen der Ingenieurkammer gilt
§ 16 entsprechend.

§ 43 Listenführung, Daten-
schutz, Auskünfte,
Verschwiegenheit

(1) Die Ingenieurkammer führt
1. das Mitgliederverzeichnis und die Liste der

Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
getrennt nach Fachrichtungen alphabe-
tisch,

2. das Auswärtigenverzeichnis und die Liste der
Stadtplanerinnen und -planer alphabetisch,

3. die Liste der Bauvorlageberechtigten ge-
trennt nach Mitgliedern der Ingenieurkam-
mer und Nichtmitgliedern alphabetisch,

4. die Liste der Tragwerksplanerinnen und -pla-
ner getrennt nach Mitgliedern der Ingenieur-
kammer, Mitgliedern der Architektenkam-
mer und Nichtmitgliedern alphabetisch,

5. die Liste der Brandschutzplanerinnen und
-planer getrennt nach Mitgliedern der Inge-
nieurkammer und Nichtmitgliedern alpha-
betisch,

6. das Verzeichnis der auswärtigen Tragwerks-
planerinnen und -planer und das Verzeichnis
der auswärtigen Brandschutzplanerinnen
und -planer jeweils getrennt nach Perso-
nen, die der Ingenieurkammer das erstma-
lige Tätigwerden nach § 32 Absatz 2 oder
§ 34 Absatz 2 angezeigt haben und nach
Personen, denen die Ingenieurkammer die
Bescheinigung nach § 32 Absatz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b oder § 34 Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe b erteilt hat, alpha-
betisch,

7. das Verzeichnis nach § 66 Absatz 5 der
Landesbauordnung getrennt nach Mitglie-
dern der Ingenieurkammer und Nichtmit-
gliedern alphabetisch,

8. das Verzeichnis nach § 29c Absatz 1 alpha-
betisch.

(2) Die Ingenieurkammer darf personenbezo-
gene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz oder
anderen Gesetzen oder nach Vorschriften auf
Grund dieses Gesetzes oder anderer Gesetze
erforderlich ist. Zu diesem Zweck dürfen über
1. Mitglieder der Ingenieurkammer,
2. Vorstände, Geschäftsführerinnen, Geschäfts-

führer, Abwicklerinnen, Abwickler, Liquida-
torinnen und Liquidatoren von Gesellschaf-
ten nach § 27 ,

3. Sachverständige (§ 37 Absatz 2, § 10 Ab-
satz 3 Nummer 1),

4. Personen, die einen Eintragungsantrag ge-
stellt haben,

5. Personen, die die Erbringung einer Dienst-
leistung angezeigt haben,

6. Personen, die unbefugt die geschützte Be-
rufsbezeichnung nach § 20 führen,

insbesondere folgende Daten verarbeitet wer-
den:

a) Mitgliedsnummer,

b) Familienname, Geburtsname, Vornamen,
Geschlecht und akademische Grade,

c) Geburtsdatum und Geburtsort,

d) Anschriften der Hauptwohnung, der Nieder-
lassung, des Dienst- oder Beschäftigungs-
ortes, weitere Kontaktdaten,

e) Fachrichtung und Tätigkeitsart wie frei oder
freischaffend, selbstständig, gewerblich,
angestellt, beamtet,
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f) Berufsausbildung und bisherige praktische

Tätigkeit,

g) Tätigkeit als Sachverständige oder Sach-
verständiger,

h) Staatsangehörigkeit und Herkunftsstaat,

i) Berechtigung und, soweit erforderlich, die
Dauer der Ausübung der Tätigkeit im jewei-
ligen Herkunftsstaat,

j) Verletzung von Obliegenheiten und Berufs-
pflichten, Maßnahmen in einem Ehrenver-
fahren,

k) Versagungs- und Löschungsgründe,

l) Eintragungen und Dienstleistungsanzeigen
bei anderen Architekten- und Ingenieur-
kammern,

m) personenbezogene Daten im Zusammen-
hang mit den Richtlinien 2005/36/EG und
2006/123/EG .

Die in Satz 2 Buchstabe b, d und e genannten
Daten sowie die für die Eintragung nach den
§§ 21, 23, 26, 29 bis 34 jeweils maßgebliche
Angabe zu Absatz 2 Satz 2 Buchstabe h sind
in die jeweilige Liste oder das jeweilige
Verzeichnis einzutragen. Mit Einwilligung der
betroffenen Person dürfen weitere Daten, ins-
besondere Interessens- und Tätigkeitsschwer-
punkte, verarbeitet und in die jeweilige Liste
oder das jeweilige Verzeichnis aufgenommen
werden.

(3) Jeder hat bei Darlegung eines berechtigten
Interesses das Recht auf Auskunft aus den
von der Ingenieurkammer geführten Listen
und Verzeichnissen. Die in den Listen und
Verzeichnissen enthaltenen Angaben dürfen
von der Ingenieurkammer veröffentlicht oder
an andere zum Zwecke der Veröffentlichung
übermittelt werden, sofern die Betroffenen
nicht widersprechen. Die Betroffenen sind
über die beabsichtigte Veröffentlichung sowie
über deren Zweck und Inhalt zu unterrichten.
Veröffentlichungen in elektronischer Form sind
nur mit Einwilligung der Betroffenen zulässig.

(4) Die Ingenieurkammer ist berechtigt, nach
Maßgabe des Saarländischen Datenschutzge-
setzes Daten an Behörden in Deutschland und
in anderen Staaten zu übermitteln. Auf Anfrage
der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder eines nach
dem Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten Staates ist die Ingenieurkammer nach
Maßgabe des Rechtes der Europäischen
Union zur Datenübermittlung verpflichtet. Mit
Einwilligung der oder des Betroffenen dürfen

Daten auch an Dritte übermittelt werden. In
Fällen des § 115 des Versicherungsvertrags-
gesetzes ist die Ingenieurkammer verpflichtet,
Dritten Auskünfte über die bestehende Berufs-
haftpflichtversicherung zu erteilen.

(5) Mit der Löschung aus den von der Ingeni-
eurkammer geführten Listen und Verzeichnis-
sen sind sogleich sämtliche bei der Ingenieur-
kammer über die betroffene Person gespei-
cherten Daten zu sperren. Angaben über Maß-
nahmen in einem Ehrenverfahren sind in jedem
Fall nach fünf Jahren ab deren Verhängung zu
sperren. Die gesperrten Daten dürfen nur noch
verarbeitet werden, wenn dies zur Behebung
einer bestehenden Beweisnot, aus sonstigen
im überwiegenden Interesse der Ingenieurkam-
mer oder im rechtlichen Interesse einer oder
eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich
ist oder die betroffene Person eingewilligt hat.

(6) Bei der Ingenieurkammer gespeicherte
Daten sind zu löschen, wenn sie zur recht-
mäßigen Erfüllung der von der Ingenieurkam-
mer wahrzunehmenden Aufgaben nicht mehr
erforderlich sind und durch die Löschung
schutzwürdige Belange der betroffenen Per-
son nicht beeinträchtigt werden. Im Fall einer
derartigen Beeinträchtigung sind die entspre-
chenden Daten nach Absatz 5 zu sperren.
Rügen nach § 48 und Verweise nach § 52
Absatz 1 und 2 werden nach Ablauf von zwei
Jahren gelöscht, wenn die betroffene Person
sich innerhalb dieses Zeitraums keiner weite-
ren Berufspflichtverletzung schuldig gemacht
hat. Fünf Jahre nach der Löschung nach § 25,
§ 26 Satz 2 und § 6 oder § 27 Absatz 3 und
§ 7 Absatz 5 sind sämtliche bei der Ingenieur-
kammer gespeicherten Daten der betroffenen
Person zu löschen, sofern diese nicht die wei-
tere Speicherung beantragt. Die Ingenieur-
kammer ist verpflichtet, die betroffene Person
auf diese Möglichkeit hinzuweisen.

(7) Hinsichtlich der Pflicht zur Verschwiegen-
heit gilt § 17 Absatz 7 entsprechend.

Abschnitt 5

Eintragungsausschuss,
Schlichtungsausschuss

§ 44 Eintragungsausschuss
(1) Die Ingenieurkammer bildet einen Eintra-
gungsausschuss. Der Eintragungsausschuss
entscheidet
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1. über die Eintragung in die in § 37 Absatz 1

Nummer 3 genannten Listen und das Ver-
zeichnis nach § 66 Absatz 5 der Landes-
bauordnung, einschließlich der Auferlegung
von Ausgleichsmaßnahmen nach § 23 Ab-
satz 3, § 26 Satz 2, § 4 Absatz 4, § 29b,
das Auswärtigenverzeichnis und das Ge-
sellschaftsverzeichnis; für die Eintragung in
das Auswärtigenverzeichnis gilt dies nur,
wenn Zweifel an dem Vorliegen der Voraus-
setzungen nach § 21 Absatz 2 oder 3 be-
stehen,

2. über die Erteilung der Bescheinigungen nach
§ 32 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und
§ 34 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b,

3. über die Untersagung nach § 29c Absatz 3
Satz 3,

4. über die Untersagung nach § 21 Absatz 5,
§ 28 Satz 3, § 32 Absatz 4 Satz 2 oder § 34
Absatz 3 Satz 2, wenn Zweifel an dem Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 21 Ab-
satz 5, § 28 Satz 3, § 32 Absatz 4 Satz 2
oder § 34 Absatz 3 Satz 2 bestehen,

6. über die Löschung einer Eintragung in den
Fällen des § 25 Absatz 1 Nummer 5 bis 7
und Absatz 2 sowie des § 27 Absatz 3 und
des § 7 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 und 4.

(2) Der Eintragungsausschuss besteht aus der
oder dem Vorsitzenden, deren oder dessen
Vertreterin oder Vertreter und der erforderlichen
Zahl von Beisitzenden. Die oder der Vorsit-
zende und ihre oder seine Vertreterin oder ihr
oder sein Vertreter müssen die Befähigung zum
Richteramt haben oder die Voraussetzungen
des § 110 Satz 1 des Deutschen Richterge-
setzes erfüllen. Die Beisitzenden müssen Mit-
glieder der Ingenieurkammer sein. Die Mitglie-
der des Eintragungsausschusses dürfen weder
dem Vorstand der Ingenieurkammer noch
einem Berufsgericht der Ingenieurkammer an-
gehören, noch Bedienstete der Ingenieurkam-
mer oder Angehörige der Aufsichtsbehörde, die
mit der Aufsicht über die Ingenieurkammer be-
fasst sind, sein. Die Mitglieder des Eintragungs-
ausschusses sind ehrenamtlich tätig.

(3) Die Mitglieder des Eintragungsausschusses
werden für die Dauer von fünf Jahren vom Vor-
stand der Ingenieurkammer bestellt.

(4) Über Eintragungen in die Liste der Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure, in das Aus-
wärtigenverzeichnis und in das Gesellschafts-
verzeichnis und über deren Löschung sowie
über Untersagungen nach § 21 Absatz 5 oder
§ 28 Satz 3 entscheidet der Eintragungsaus-

schuss in der Besetzung mit der oder dem
Vorsitzenden und zwei Beisitzenden, die in die
Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Inge-
nieure eingetragen sein müssen. Eine Bei-
sitzende oder ein Beisitzender muss der Fach-
richtung der die Eintragung in die Liste der Be-
ratenden Ingenieurinnen und Ingenieure bean-
tragenden Person angehören.

(5) Über
1. Eintragungen in die Liste der Stadtplanerin-

nen und -planer und deren Löschung,
2. Eintragungen in die Liste der Bauvorlagebe-

rechtigten und deren Löschung,
3. Eintragungen in das Verzeichnis nach § 66

Absatz 5 der Landesbauordnung und
deren Löschung,

4. Eintragungen in die Liste der Tragwerkspla-
nerinnen und -planer und deren Löschung,
die Erteilung von Bescheinigungen nach §
32 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und
Untersagungen nach § 32 Absatz 4 Satz 2,

5. Eintragungen in die Liste der Brandschutz-
planerinnen und -planer und deren Lö-
schung, die Erteilung von Bescheinigungen
nach § 34 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe
b und Untersagungen nach § 34 Absatz 3
Satz 2

entscheidet der Eintragungsausschuss in der
Besetzung mit der oder dem Vorsitzenden und
zwei Beisitzenden, die außer in den Fällen der
Nummer 3 in die jeweilige Liste eingetragen
sein müssen.

(6) Die oder der Vorsitzende bestimmt vor Be-
ginn eines jeden Geschäftsjahres für dessen
Dauer die Reihenfolge, in der die Beisitzenden
zu den Sitzungen zugezogen werden, unter
Berücksichtigung ihrer Fachrichtung.

(7) § 18 Absatz 7 bis 9 gilt entsprechend.

§ 45 Schlichtungsausschuss
Die Ingenieurkammer bildet einen Schlich-
tungsausschuss. § 19 gilt entsprechend.

Obliegenheiten,
Berufspflichten, Ahndung von
Berufspflichtverletzungen

§ 46 Obliegenheiten

TEIL 3
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(1) Den Mitgliedern obliegt es, der jeweiligen
Kammer
1. unverzüglich Änderungen in Bezug auf die

Angaben nach § 17 Absatz 2 Satz 2 Buch-
stabe a bis i oder § 43 Absatz 2 Satz 2
Buchstabe a bis i mitzuteilen,

2. unverzüglich Angaben im Zusammenhang
mit der Pflichtteilnahme oder der freiwilligen
Teilnahme an einer satzungsgemäßen Ver-
sorgungseinrichtung und im Zusammen-
hang mit einer Befreiung davon zu machen,

3. unverzüglich Änderungen der satzungs-
gemäßen Voraussetzungen zur Beitrags-
bemessung und Beitragsfestsetzung mitzu-
teilen,

4. zu Beginn eines jeden Kalenderjahres und
im Übrigen auf Anfrage Auskunft über den
Bestand, die Höhe und einen Ausschluss
von Wagnissen einer nach diesem Gesetz
geforderten Berufshaftpflichtversicherung,
über die Gründe ihres Nichtbestehens und
über die Erfüllung von Obliegenheiten ge-
genüber dem Versicherungsunternehmen
zu geben.

(2) Den in ein Gesellschaftsverzeichnis einge-
tragenen Gesellschaften obliegt es, der jewei-
ligen Kammer unverzüglich Änderungen der
Eintragung im Handelsregister oder Partner-
schaftsregister anzuzeigen. Im Übrigen gilt
Absatz 1 Nummer 1 und 4 entsprechend.

(3) Bei einer schweren oder wiederholten
schuldhaften Verletzung einer Obliegenheit
kann ein Zwangsgeld im Einzelfall bis zu 5 000
Euro, bei Gesellschaften bis zu 10 000 Euro
festgesetzt werden. Das Zwangsgeld fließt der
jeweiligen Kammer zu.

§ 47 Berufspflichten
(1) Die Kammermitglieder, ausgenommen die
Juniormitglieder, und die in einem Gesell-
schaftsverzeichnis nach diesem Gesetz einge-
tragenen Gesellschaften sind verpflichtet,
ihren Beruf gewissenhaft und unter Beachtung
des Rechts auszuüben, dem ihnen im Zusam-
menhang mit dem Beruf entgegengebrachten
Vertrauen zu entsprechen und alles zu unter-
lassen, was dem Ansehen des Berufsstandes
schaden könnte. Sie sind insbesondere ver-
pflichtet,
1. bei der Ausübung des Berufs darauf zu

achten, dass die für die Berufsausübung
geltenden Rechtsvorschriften und techni-
schen Regeln beachtet werden,

2. die berechtigten Interessen der Auftrag-
geberschaft und deren Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse zu wahren,

3. sich beruflich fortzubilden und die berufli-
che Fortbildung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu fördern,

4. als „frei“ oder „freischaffend“ eingetragene
Berufsangehörige nach § 1, als Berufsan-
gehörige nach § 20 oder als Gesellschaften
ihre Unabhängigkeit und Eigenverantwort-
lichkeit zu wahren,

5. als Berufsangehörige die eigenverantwort-
liche Berufsausübung ausreichend gegen
Haftpflichtgefahren zu versichern. Die Min-
destdeckungssumme beträgt je Versiche-
rungsfall 200 000 Euro für Sach- und Ver-
mögensschäden und 1 Million Euro für Per-
sonenschäden, die mindestens zweimal im

Versicherungsjahr zur Verfügung stehen
muss. Haftungsausschlüsse sind den Auf-
traggeberinnen und Auftraggebern unver-
züglich zu offenbaren. Das Bestehen eines
ausreichenden Versicherungsschutzes
kann auch durch die Bescheinigung eines
in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem nach dem
Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten Staat niedergelassenen Versiche-
rungsunternehmens nachgewiesen werden,
wenn aus ihr hervorgeht, dass die Versi-
cherung in Bezug auf Deckungsbedingun-
gen und -umfang gleichwertig ist,

6. anpreisende Werbung zu unterlassen,

7. sich an Wettbewerben nur zu beteiligen,
wenn durch die Verfahrensbedingungen
ein lauterer Leistungsvergleich sicherge-
stellt ist und in ausgewogener Weise den
Belangen von Ausloberinnen und Aus-
lobern sowie Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern Rechnung getragen wird,

8. in Ausübung des Berufs keine Vorteile von
Dritten, die nicht Auftraggeberschaft sind,
zu fordern oder anzunehmen,

9. die Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure vom 10. Juli 2013 (BGBl. I
S. 2276) in der jeweils geltenden Fassung
zu beachten,

10. das geistige Eigentum anderer zu achten
und als Kammermitglieder Entwürfe und
Bauvorlagen nur selbst zu erstellen oder
anzuerkennen, wenn sie unter ihrer Lei-
tung gefertigt wurden,
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11. sich gegenüber Berufsangehörigen, ande-

ren Gesellschaften, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern sowie in der Zusammenarbeit
mit Angehörigen anderer Berufe kollegial
zu verhalten.

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhal-
ten ist eine Berufspflichtverletzung, wenn es
nach den Umständen des Einzelfalls in beson-
derem Maß geeignet ist, Achtung und Ver-
trauen in einer für die Ausübung der Berufs-
tätigkeit oder für das Ansehen des Berufsstan-
des bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.
Der Aufsicht der Kammern, dem Rügerecht
des Vorstands (§ 48) und dem Ehrenverfahren
(§ 50) unterliegen nicht politische, wissen-
schaftliche und künstlerische oder religiöse
Ansichten und Handlungen, die amtliche
Tätigkeit der Mitglieder, die im öffentlichen
Dienst stehen, sowie die berufliche Tätigkeit
von Mitgliedern oder Gesellschaften, soweit
sie als Beliehene öffentliche Aufgaben wahr-
nehmen.

(3) Für auswärtige Dienstleistende, die eine
Berufsbezeichnung mit oder ohne Zusatz
nach diesem Gesetz führen, und für auswär-
tige Gesellschaften, die in ihrer Firma oder
ihrem Namen eine Berufsbezeichnung mit
oder ohne Zusatz nach diesem Gesetz führen,
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(4) Die Kammern können Richtlinien zu den
Berufspflichten herausgeben.

§ 48 Rügerecht des Vorstands
(1) Der Vorstand der Architektenkammer kann
das Verhalten von Mitgliedern der Architekten-
kammer, auswärtigen Dienstleistenden im
Sinne von § 2, Gesellschaften, die in das
Gesellschaftsverzeichnis nach § 7 Absatz 1
Satz 1 eingetragen sind, und auswärtigen Ge-
sellschaften nach § 8, durch das diese ihre
Berufspflichten verletzt haben, rügen, wenn
die Schuld gering ist und ein Antrag auf Einlei-
tung eines Ehrenverfahrens nicht erforderlich
erscheint. Der Vorstand der Ingenieurkammer
kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1
das Verhalten von Mitgliedern der Ingenieur-
kammer, auswärtigen Dienstleistenden im
Sinne von § 21, Gesellschaften, die in das
Gesellschaftsverzeichnis nach § 27 Absatz 1
Satz 1 eingetragen sind, und auswärtigen Ge-
sellschaften nach § 28 sowie von Personen
rügen, die in die Liste der bauvorlageberech-
tigten Ingenieurinnen und Ingenieure, in die
Liste der Tragwerksplanerinnen und -planer
oder in die Liste der Brandschutzplanerinnen

und -planer eingetragen und nicht Mitglied
einer deutschen Architekten- oder Ingenieur-
kammer sind.

(2) Das Rügerecht erlischt, sobald das Ehren-
verfahren gegen die betroffene Person oder
Gesellschaft eingeleitet ist. § 52 Absatz 3 gilt
entsprechend.

(3) Bevor die Rüge erteilt wird, ist die betrof-
fene Person oder Gesellschaft zu hören.

(4) Der Bescheid, durch den das Verhalten
gerügt wird, ist zu begründen. Er ist der betrof-
fenen Person oder Gesellschaft mit Rechtsbe-
helfsbelehrung zuzustellen. Eine Zweitschrift
des Bescheids ist der Aufsichtsbehörde zu
übersenden.

(5) Gegen den Bescheid kann die betroffene
Person oder Gesellschaft innerhalb eines Mo-
nats nach der Zustellung bei dem Vorstand
Einspruch erheben. Über den Einspruch ent-
scheidet der Vorstand. Absatz 4 ist entspre-
chend anzuwenden. Wird der Einspruch zu-
rückgewiesen, so kann binnen eines Monats
nach der Zustellung beim Ehrenausschuss die
Einleitung eines Ehrenverfahrens beantragt
werden.

(6) Die Erteilung einer Rüge steht der Einleitung
des Ehrenverfahrens wegen desselben Verhal-
tens nicht entgegen. Jedoch kann der Vor-
stand die Einleitung des Ehrenverfahrens nur
noch beantragen, wenn nach Erteilung der
Rüge neue Tatsachen oder Beweismittel be-
kannt geworden sind, die die Berufspflichtver-
letzung als durch eine Rüge nicht genügend
geahndet erscheinen lassen. Der Antrag kann
nur innerhalb eines Jahres nach Erteilung der
Rüge gestellt werden. Die Rüge wird mit
Rechtskraft der Entscheidung des Ehrenaus-
schusses gegenstandlos. Hält der Ehrenaus-
schuss die Durchführung eines Ehrenverfah-
rens nur wegen Geringfügigkeit der erhobenen
Beschuldigung nicht für erforderlich oder stellt
er wegen der Geringfügigkeit der Berufs-
pflichtverletzung das Verfahren ein, so hat er in
seinem Beschluss die Rüge aufrecht zu erhal-
ten, wenn die Nachprüfung ergibt, dass sie zu
Recht erteilt wurde.

§ 49 Ehrenausschuss
(1) Die Architektenkammer des Saarlandes
und die Ingenieurkammer des Saarlandes bil-
den jeweils einen Ehrenausschuss. Der Ehren-
ausschuss besteht aus der oder dem Vor-
sitzenden, deren oder dessen Vertreterin oder
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Vertreter und der erforderlichen Zahl von Bei-
sitzenden. Die oder der Vorsitzende und deren
oder dessen Vertreterin oder Vertreter müssen
die Befähigung zum Richteramt haben. Die
Beisitzenden müssen Mitglieder der jeweiligen
Kammer sein. Die Mitglieder des Ehrenaus-
schusses dürfen weder dem Vorstand, dem
Eintragungsausschuss oder dem Schlich-
tungsausschuss der jeweiligen Kammer an-
gehören noch Bedienstete der jeweiligen
Kammer oder Angehörige der Aufsichts-
behörde, die mit der Aufsicht über die jeweilige
Kammer befasst sind, sein.

(2) Die Mitglieder des Ehrenausschusses der
Architektenkammer werden von der Mitglie-
derversammlung für die Dauer von vier Jahren
gewählt; die Mitglieder des Ehrenausschusses
der Ingenieurkammer werden von der Mitglie-
derversammlung für die Dauer von fünf Jahren
gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Ehrenausschuss entscheidet in der Be-
setzung mit der oder dem Vorsitzenden und
zwei Beisitzenden. Mindestens eine Beisit-
zende oder ein Beisitzender muss in der Liste
eingetragen sein, in die auch die oder der
Betroffene eingetragen ist. Die oder der Vor-
sitzende bestimmt vor Beginn eines jeden Ge-
schäftsjahres für dessen Dauer die Reihen-
folge, in der die Beisitzenden zu den Sitzungen
herangezogen werden.

(4) In gerichtlichen Verfahren, die Entscheidun-
gen des Ehrenausschusses betreffen, wird die
Kammer durch die oder den Vorsitzenden des
Ehrenausschusses vertreten.

§ 50 Ehrenverfahren
(1) Die schuldhafte Verletzung von Berufs-
pflichten wird in einem förmlichen Ehrenver-
fahren vor dem Ehrenausschuss geahndet.

(2) Den Antrag auf Einleitung eines Ehrenver-
fahrens kann stellen:
1. die betroffene Person oder Gesellschaft

gegen sich selbst,
2. der Vorstand der jeweiligen Kammer,
3. die Aufsichtsbehörde.

§ 51 Verhältnis zum
Strafverfahren und zum
Disziplinarverfahren

(1) Ist gegen die betroffene Person wegen
desselben Sachverhalts die öffentliche Klage
im strafgerichtlichen Verfahren erhoben, so

kann ein Ehrenverfahren zwar eröffnet werden,
es muss jedoch bis zur Beendigung des straf-
gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden.
Ebenso muss ein bereits eingeleitetes Ehren-
verfahren ausgesetzt werden, wenn während
seines Laufes die öffentliche Klage erhoben
wird. Das Ehrenverfahren kann fortgesetzt
werden, wenn im strafgerichtlichen Verfahren
aus Gründen nicht verhandelt wird, die in der
betroffenen Person liegen. Die tatsächlichen
Feststellungen des Urteils im strafgerichtlichen
Verfahren sind für das Ehrenverfahren bin-
dend.

(2) Ist die betroffene Person im strafgerichtli-
chen Verfahren rechtskräftig freigesprochen
worden, so kann wegen des Sachverhalts, der
Gegenstand der strafgerichtlichen Untersu-
chung war, ein Ehrenverfahren nur eingeleitet
oder fortgesetzt werden, wenn dieser Sach-
verhalt, ohne den Tatbestand eines Strafge-
setzes zu erfüllen, eine Verletzung der Berufs-
pflichten darstellt.

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 finden
entsprechende Anwendung, wenn gegen die
beschuldigte Person ein Disziplinarverfahren
eingeleitet ist.

§ 52 Maßnahmen
im Ehrenverfahren

(1) Im Ehrenverfahren kann erkannt werden auf
1. Verweis,
2. Geldbuße bis 30 000 Euro,
3. Verlust der Fähigkeit, Ämter in der jeweili-

gen Kammer zu bekleiden,
4. die Aberkennung des Wahlrechts und der

Wählbarkeit zu den Organen der jeweiligen
Kammer, ihren Ausschüssen und Einrichtun-
gen für eine Dauer von bis zu fünf Jahren,

5. Löschung der Eintragung aus der jeweiligen
Liste,

6. Löschung der Eintragung aus dem jeweili-
gen Auswärtigenverzeichnis und Verbot, im
Saarland die Berufsbezeichnung nach § 1
Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 zu führen oder
nach § 2 Absatz 2, § 66 Absatz 3 Nummer 1
der Landesbauordnung oder § 29c als
Bauvorlageberechtigte oder Bauvorlagebe-
rechtigter tätig zu werden,

7. Ausschluss eines freiwilligen Mitglieds aus
der Ingenieurkammer.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 5 bis 7 be-
stimmt der Ehrenausschuss einen Zeitraum
von mindestens drei und von höchstens sie-



96

SAIG
ben Jahren, innerhalb dessen eine erneute
Eintragung oder Aufnahme zu versagen ist.
Auf eine Maßnahme nach den Nummern 1, 3
oder 4 kann neben einer Maßnahme nach
Nummer 2 erkannt werden. Eine Maßnahme
nach Nummer 4 schließt die Folgen einer Maß-
nahme nach Nummer 3 in sich ein.

(2) Gegenüber Gesellschaften kann der Ehren-
ausschuss erkennen auf
1. Verweis,
2. Geldbuße bis 60 000 Euro,
3. Löschung der Eintragung aus dem jeweili-

gen Gesellschaftsverzeichnis,
4. Verbot gegenüber einer auswärtigen Ge-

sellschaft, die Berufsbezeichnung nach § 2
Absatz 1 oder § 21 Absatz 1 zu führen.

(3) Sind seit einer Berufspflichtverletzung
mehr als fünf Jahre verstrichen, so sind Maß-
nahmen im Ehrenverfahren nicht mehr zuläs-
sig. Verstößt die Tat auch gegen ein Straf-
gesetz, so endet die Frist nicht vor der
Verjährung der Strafverfolgung. Ist vor Ablauf
der Frist ein Ehrenverfahren oder wegen des-
selben Sachverhalts ein Strafverfahren oder
ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden,
so ist die Frist für die Dauer des Verfahrens
gehemmt. Für den Beginn, das Ruhen und
die Unterbrechung der Verjährung gelten die
§§ 78a bis 78c des Strafgesetzbuchs ent-
sprechend.

(4) Hat ein Gericht oder eine Behörde wegen
desselben Verhaltens bereits eine Strafe,
Geldbuße, Disziplinarmaßnahme oder ein Ord-
nungsmittel verhängt, so ist von einer Maß-
nahme nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder
2 oder Absatz 2 Nummer 1 oder 2 abzusehen,
es sei denn, dass diese Maßnahme zusätzlich
erforderlich ist, um zur Erfüllung der Berufs-
pflichten anzuhalten und das Ansehen des Be-
rufsstandes zu wahren.

(5) Geldbußen fließen der jeweiligen Kammer zu.

Europäischer Berufsausweis,
Vorwarnmechanismus

§ 53 Europäischer Berufsausweis
(1) Der Europäische Berufsausweis ist eine
elektronische Bescheinigung entweder zum
Nachweis, dass die oder der Berufsan-
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gehörige sämtliche notwendigen Vorausset-
zungen für die vorübergehende und gelegent-
liche Erbringung von Dienstleistungen in einem
Aufnahmemitgliedstaat erfüllt oder zum Nach-
weis der Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen für die Niederlassung in einem Aufnahme-
mitgliedstaat.

(2) Das Verfahren richtet sich nach den Artikeln
4a bis 4e der Richtlinie 2005/36/EG und den
dazu erlassenen Durchführungsrechtsakten.

(3) Der Europäische Berufsausweis stellt die
Meldung nach § 2 Absatz 3 oder 4 oder § 21
Absatz 1 dar. Für die Zwecke der Niederlas-
sung begründet die Ausstellung eines Europäi-
schen Berufsausweises kein automatisches
Recht zur Führung der in § 1 Absatz 1 und § 20
Absatz 1 genannten Berufsbezeichnungen.

§ 54 Vorwarnmechanismus
(1) Die Kammern sind im Rahmen ihres
Geschäftsbereichs zuständige Stellen für ein-
und ausgehende Meldungen im Sinne des
Artikels 56a Absatz 3 der Richtlinie
2005/36/EG; dies gilt nicht, soweit durch Ge-
setz oder aufgrund eines Gesetzes abwei-
chende Zuständigkeiten bestehen. Sie unter-
richten unter Berücksichtigung von nach Arti-
kel 56a Absatz 8 der Richtlinie 2005/36/EG
erlassenen Durchführungsrechtsakten die zu-
ständigen Behörden der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union und der
nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staaten, die an das Binnen-
markt-Informationssystem (IMI) angeschlos-
sen sind, spätestens drei Tage nach Vorlie-
gen einer vollziehbaren Gerichtsentscheidung
mittels einer Warnung über das
Binnenmarktinformationssystem von der
Identität von Berufsangehörigen, die die An-
erkennung einer Berufsqualifikation nach § 2,
§ 4, § 21 oder § 23 beantragt haben und bei
denen später gerichtlich festgestellt wurde,
dass sie dabei gefälschte Berufsqualifika-
tionsnachweise verwendet haben.

(2) Das Verfahren richtet sich nach Artikel 56a
der Richtlinie 2005/36/EG und den dazu erlas-
senen Durchführungsrechtsakten. Die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten für die
Zwecke des Informationsaustauschs erfolgt im
Einklang mit den Richtlinien 95/46/EG und
2002/58/EG.

(3) Gleichzeitig mit der Übermittlung einer War-
nung hat die jeweilige Kammer die hiervon be-
troffene Person darüber zu unterrichten,
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1. dass eine Warnung erfolgt und welchen

Inhalt sie hat,
2. welchen Rechtsbehelf sie gegen die Ent-

scheidung über die Warnung einlegen
kann,

3. dass sie die Berichtigung der Warnung ver-
langen kann und

4. dass ihr im Falle einer zu Unrecht oder un-
richtig übermittelten Warnung ein Scha-
densersatzanspruch zustehen kann.

(4) Wird gegen eine Warnung ein Rechtsbehelf
eingelegt, ist über das IMI ein entsprechender
Hinweis aufzunehmen. Werden die in Absatz 1
genannten Gerichtsentscheidungen geändert,
sind die Warnungen binnen drei Tagen nach
Rechtskraft der Änderung zu löschen. Absatz
1 Satz 1 findet auf die Sätze 1 und 2 entspre-
chende Anwendung.

(5) Die zuständigen Stellen der Länder sind
von Meldungen nach Absatz 1 und Absatz 3
zu unterrichten.

Aufsicht, Ordnungswidrigkeiten

§ 55 Aufsichtsbehörde
(1) Die Aufsicht über die Architektenkammer
des Saarlandes und die Ingenieurkammer des
Saarlandes führt das Ministerium für Inneres,
Bauen und Sport. § 129 Absatz 1 und 2 und die
§§ 130 und 131 des Kommunalselbstverwal-
tungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. I S. 376), in der je-
weils geltenden Fassung gelten entsprechend.

(2) Die Aufsichtsbehörde ist zu den Sitzungen
der Mitgliederversammlung sowie auf Verlan-
gen auch zu den Sitzungen des Vorstands der
Architektenkammer und der Ingenieurkammer
einzuladen. Der Vertreterin oder dem Vertreter
der Aufsichtsbehörde ist in der Sitzung auf
Verlangen das Wort zu erteilen. Die Aufsichts-
behörde kann verlangen, dass eine Mitglieder-
versammlung oder eine Sitzung des Vorstands
unverzüglich einberufen wird.

§ 56 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer unbefugt eine
der in den §§ 1, 7 Absatz 1, §§ 20 und 27 Ab-
satz 1 genannten Berufsbezeichnungen oder
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die nach § 2 Absatz 6 oder § 21 Absatz 5 un-
tersagte Berufsbezeichnung führt oder führen
lässt oder eine Wortverbindung oder ähnliche
Bezeichnung im Sinne des § 1 Absatz 3 oder
des § 20 Absatz 2 verwendet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 10 000 Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne
des § 36 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706),
in der jeweils geltenden Fassung ist

1. die Architektenkammer des Saarlandes für
das unbefugte Führen der Berufsbezeich-
nungen nach § 1 Absatz 1 und 2 sowie § 7
Absatz 1, die unbefugte Verwendung von
Wortverbindungen nach § 1 Absatz 3 und
das Führen der nach § 2 Absatz 4 unter-
sagten Berufsbezeichnung,

2. die Ingenieurkammer des Saarlandes für
das unbefugte Führen der Berufsbezeich-
nungen nach § 20 Absatz 1 und § 27 Ab-
satz 1, die unbefugte Verwendung von
Wortverbindungen nach § 20 Absatz 2 und
das Führen der nach § 21 Absatz 5 unter-
sagten Berufsbezeichnung.

(4) Die festgesetzten Geldbußen und Verwar-
nungsgelder fließen in die Kasse der jeweiligen
Kammer. Sie hat die notwendigen Auslagen
zu tragen, die nach § 105 Absatz 2 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten zu erstatten
sind. Die Vollstreckung der Bußgeldentschei-
dung bestimmt sich unbeachtet der besonde-
ren Vorschriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten nach § 16 Absatz 4.

Ausführungs-, Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 57 Ausführungsvorschriften
Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport
wird ermächtigt, nach Anhörung der betroffe-
nen Kammer durch Rechtsverordnung Vor-
schriften über
1. die Verfahren vor den Eintragungsaus-

schüssen sowie die für die Eintragung in die
Listen und Verzeichnisse nach diesem Ge-
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setz vorzulegenden oder anzuerkennenden
Unterlagen,

2. die Inhalte der praktischen Tätigkeit nach
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 26
Satz 1 Nummer 2 einschließlich erforder-
licher Fortbildungsmaßnahmen, deren Be-
wertung sowie die Organisation, Anerken-
nung und Überwachung von im Ausland
erbrachten Teilen des Berufspraktikums,

3. die Anordnung, Durchführung und Bewer-
tung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 4
Absatz 4 und 5, § 23 Absatz 3 und 4, § 26
Satz 2 und § 29b,

4. von der Architektenkammer oder der Inge-
nieurkammer zur zweckentsprechenden
Durchführung dieses Gesetzes oder nach
dem Recht der Europäischen Union wahr-
zunehmende weitere Aufgaben,

5. den Inhalt und das Verfahren zur Ausstellung
Europäischer Berufsausweise einschließlich
der Erstellung von und des Umgangs mit
IMI-Dateien im Sinne des Artikels 4 a Ab-
satz 5 der Richtlinie 2005/36/EG ,

6. die Bestimmungen der Durchführungs-
rechtsakte ergänzende Regelungen zur
Umsetzung des Artikels 56 a der Richtlinie
2013/55/EU ,

7. Regelungen zum gemeinsamen Ausbil-
dungsrahmen sowie zu gemeinsamen Aus-
bildungsprüfungen nach den Artikeln 49a
und 49b der Richtlinie 2005/36/EG

zu erlassen.

§ 58 Einschränkung
von Grundrechten

Nach Maßgabe dieses Gesetzes wird das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung
(Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1
Absatz 1 des Grundgesetzes; Artikel 2 Satz 2
der Verfassung des Saarlandes) eingeschränkt.

§ 59 Anwendbarkeit des Berufs-
qualifikationsfeststellungs-
gesetzes

Die §§ 14 und 17 des Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes Saarland vom 16. Oktober
2012 (Amtsbl. I S. 437), geändert durch das
Gesetz vom 11. November 2015 (Amtsbl. I
S. 878), in der jeweils geltenden Fassung sind
entsprechend anzuwenden. Im Übrigen fin-
det das Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz Saarland nur Anwendung, wenn dies in
diesem Gesetz ausdrücklich angeordnet wird.

§ 60 Übergangsvorschriften
(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende
Eintragungen in die Listen und Verzeichnisse
nach diesem Gesetz behalten ihre Gültigkeit. Die
Regelungen über die Löschung aus den Listen
und Verzeichnissen bleiben unberührt.

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes laufende
Verfahren vor den Eintragungsausschüssen sind
nach den Vorschriften des Saarländischen Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetzes vom
18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822, 865), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.
Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632), abzuschließen.

(3) Solange keine Mitglieder des Eintragungs-
ausschusses der Ingenieurkammer bestellt
sind, die in die Liste der Brandschutzplanerin-
nen und -planer eingetragen sind, trifft der Ein-
tragungsausschuss die Entscheidungen nach
§ 44 Absatz 5 Nummer 4 in der Besetzung
nach § 44 Absatz 5 Nummer 2.

(4) Auf Personen, die ihr Studium vor dem 1. Ja-
nuar 2018 abgeschlossen oder begonnen
haben, finden statt
1. der in § 4 Absatz 1 definierten Anforderun-

gen an die vierjährige Studiendauer in den
Fachrichtungen Innenarchitektur und Land-
schaftsarchitektur,

2. der in den Anlagen zu diesem Gesetz defi-
nierten Ausbildungsanforderungen die Re-
gelungen des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes vom 18. Fe-
bruar 2004 (Amtsbl. S. 822, 865), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
15. Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632), Anwendung.
Auf Personen, die ihre praktische Tätigkeit
vor dem 1. Januar 2019 abgeschlossen
oder begonnen haben, finden statt der in § 4
Absatz 1 und § 26 Absatz 1 definierten An-
forderungen an die praktische Tätigkeit die
Regelungen des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes vom 18.
Februar 2004 (Amtsbl. S. 822, 865), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
15. Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632), Anwendung.

(5) Für die Dauer der Amtszeit des vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes gewählten Vorstands der
Architektenkammer gilt § 14 Absatz 1 Satz 1
des Saarländischen Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetz vom 18. Februar 2004
(Amtsblatt S. 822, 865), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli
2015 (Amtsbl. I S. 632), fort.

(6) Die Kammern wählen innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes jeweils einen
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Ehrenausschuss. Bis zur Wahl des Ehrenaus-
schusses finden die Regelungen zu den berufs-
gerichtlichen Verfahren nach dem Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammergesetz
vom 18. Februar 2004 (Amtsbl. S. 822, 865),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I S. 632), weiterhin
Anwendung. Zum Zeitpunkt der Wahl des Eh-
renausschusses bereits eingeleitete berufs-
gerichtliche Verfahren werden nach den Vor-
schriften des in Satz 2 genannten Gesetzes ab-
geschlossen. Die Vorschriften des § 5 Absatz 2,
§ 6 Absatz 1 Nummer 4, § 7 Absatz 5 Satz 1
Nummer 5, § 17 Absatz 2 Satz 2 Buchstabe j,
Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 Satz 3, § 24 Ab-
satz 2, § 25 Absatz 1 Nummer 4 und § 43 Ab-
satz 2 Satz 2 Buchstabe j, Absatz 5 Satz 2 und
Absatz 6 Satz 3 finden auch Anwendung bei
den entsprechenden Entscheidungen und Maß-
nahmen in berufsgerichtlichen Verfahren.

(7) Bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung
der Landesbauordnung und des Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammergeset-
zes vom 12. Dezember 2023 (Amtsbl. I 2024 S.
212) bestehende Eintragungen in das Verzeich-
nis der auswärtigen Bauvorlageberechtigten
und darauf beruhende Pflichtmitgliedschaften in
der Ingenieurkammer behalten ihre Gültigkeit.
Die Regelungen über die Löschung bleiben un-
berührt.

(8) Bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung
der Landesbauordnung und des Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammergeset-
zes vom 12. Dezember 2023 (Amtsbl. I 2024 S.
212) laufende Verfahren vor den Eintragungs-
ausschüssen sind nach den Vorschriften des
Saarländischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes vom 13. Juli 2016 (Amtsbl. I S.
714), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 16. Februar 2022 (Amtsbl. I S. 456),
abzuschließen.

(9) Die in der Anlage 2 bestimmten Ausbildungs-
anforderungen finden keine Anwendung auf
Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes zur Änderung der Landesbauord-
nung und des Saarländischen Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes vom 12. Dezember
2023 (Amtsbl. I 2024 S. 212) ihr Studium bereits
begonnen haben. Für diese Personen gelten die
Ausbildungsanforderungen in der bis zum In-
krafttreten des Gesetzes zur Änderung der Lan-
desbauordnung und des Saarländischen Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetzes vom 12.
Dezember 2023 (Amtsbl. I 2024 S. 212) gelten-
den Fassung.

Anlage 1
(zu § 4 Absatz 1, § 26 Satz 1, § 31 Absatz 1,
§ 33 Absatz 1)

Leitlinien zu Ausbildungsinhalten

A. Allgemeines
Im Studium müssen die theoretischen und
praktischen Aspekte der Fachrichtung ge-
messen an den jeweiligen Berufsaufgaben
nach § 3 sowie den erforderlichen beruf-
lichen Fähigkeiten und möglichen Tätigkei-
ten ausreichend zur Geltung kommen.

B. Fachrichtungen

I. Fachrichtung Architektur:
Im Rahmen eines hauptsächlich auf
Architektur ausgerichteten Studiums von
mindestens 240 Leistungspunkten (Cre-
dit Points) nach dem European Credit
Transfer and Accumulation System
(ECTS) müssen Studieninhalte entspre-
chend Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a
bis k der Richtlinie 2005/36/EG erwor-
ben werden, die insbesondere Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen in
folgenden Bereichen vermitteln:

1. Methoden und Techniken:

a) Entwerfen und Gebäudelehre,

b) Darstellung und Gestaltung,

c) Städtebau, Orts- und Regional-
planung,

d) allgemeinwissenschaftliche Grund-
lagen des Bauens, der Architektur-
theorie und der Baugeschichte,

e) Baukonstruktion,

f) Tragwerksplanung,

g) Baustoffe, Bauphysik, Gebäude-
technik,

h) Baubetrieb und Planungsmanage-
ment,

i) Planungs-, Bau-, Vertrags- und
Haftungsrecht, Normen und Richt-
linien.

2. Berufliche Tätigkeiten:

a) Beratung,

b) Objektplanung,

c) Planungsdurchführung,

d) Objektunterhaltung,

e) Projektentwicklung und -steuerung,

f) Moderation, Gutachten,
Wettbewerbe.
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II. Fachrichtung Innenarchitektur

Im Rahmen eines hauptsächlich auf In-
nenarchitektur ausgerichteten Studiums
von mindestens 240 Leistungspunkten
(Credit Points) nach dem European Cre-
dit Transfer and Accumulation System
(ECTS) müssen Studieninhalte erworben
werden, die insbesondere Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen in folgen-
den Bereichen vermitteln:
1. Methoden und Techniken:

a) Entwerfen,
b) Darstellung und Gestaltung,
c) allgemeinwissenschaftliche Grund-

lagen des Bauens, der Architektur-
theorie und der Baugeschichte,

d) Bau- und Ausbaukonstruktion,
e) Baustoffe, Bauphysik, Gebäude-

technik,
f) Baubetrieb und Planungsmanage-

ment,
g) Planungs-, Bau-, Vertrags- und

Haftungsrecht, Normen und Richt-
linien.

2. Berufliche Tätigkeiten:
a) Beratung,
b) Objektplanung,
c) Planungsdurchführung,
d) Objektunterhaltung,
e) Projektentwicklung und -steuerung,
f) Moderation, Gutachten, Wettbe-

werbe.

III. Fachrichtung Landschaftsarchitektur
Im Rahmen eines hauptsächlich auf
Landschaftsarchitektur ausgerichteten
Studiums von mindestens 240 Leis-
tungspunkten (Credit Points) nach dem
European Credit Transfer and Accumula-
tion System (ECTS) müssen Studien-
inhalte erworben werden, die insbeson-
dere Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen in folgenden Bereichen vermitteln:

1. Methoden und Techniken:
a) Planung und Entwerfen,
b) Darstellung und Gestaltung,
c) Landschafts- und Regional-

planung, Städtebau,
d) allgemeinwissenschaftliche

Grundlagen der Gartenbaukunst,
Gartendenkmalpflege, Soziologie
und Architekturtheorie,

e) Ingenieurwissenschaften und
Technik,

f) Landschaftsbau, Baukonstruktion
im Freiraum,

g) Naturwissenschaften,
h) Baubetrieb und Planungsmanage-

ment,
i) Planungs-, Bau-, Vertrags- und

Haftungsrecht, Normen und Richt-
linien.

2. Berufliche Tätigkeiten:
a) Beratung,
b) formelle und informelle Planung,
c) Machbarkeitsstudien,
d) Freiraumplanungen einschließlich

der Überwachung der Ausführung
und Pflege,

e) Landschaftsplanung, Naturschutz,
Kompensation,

f) Gartendenkmalpflege,
g) Projektsteuerung,
h) Moderation, Gutachten, Wettbe-

werbe.

IV. Fachrichtung Stadtplanung
Im Rahmen eines hauptsächlich auf
Stadtplanung ausgerichteten Studiums
von mindestens 240 Leistungspunkten
(Credit Points) nach dem European Cre-
dit Transfer and Accumulation System
(ECTS) müssen Studieninhalte erworben
werden, die insbesondere Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen in folgen-
den Bereichen vermitteln:

1. Methoden und Techniken:
a) stadtplanerische Projektarbeit und

städtebauliches Entwerfen,
b) Städtebau, Stadtgestaltung, Ge-

bäudelehre und Siedlungswesen,
c) Theorie und Geschichte der kom-

munalen und regionalen Bau- und
Stadtentwicklung,

d) technische Grundlagen,
e) ökologische Grundlagen,
f) sozialwissenschaftliche und

ökonomische Grundlagen,
g) rechtliche Grundlagen, Instru-

mente und Verfahren,
h) Methoden und Techniken der

Darstellung,
i) Prozessgestaltung und Manage-

ment.
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3. Studienfächer, die spezifische Kenntnisse

des konstruktiven Ingenieurbaus vermitteln:
insbesondere Baustatik, Massivbau (Beton-,
Stahlbeton- und Mauerwerksbau), Stahl-
und Metallbau, Holzbau, Verbundbau,
Glasbau und Kunststoffe, Brückenbau,

4. Studienfächer, die vertiefte Kenntnisse in
bauingenieurspezifischen Spezialbereichen
vermitteln: insbesondere Wasserwirtschaft,
Wasserbau, Siedlungswasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft und Altlasten, Verkehrspla-
nung, öffentliche Verkehrssysteme und Ver-
kehrswege (Straße, Schiene) Straßenwe-
sen,

5. Studienfächer, die vertiefte Kenntnisse des
Baumanagements vermitteln: insbesondere
Bauprojektmanagement, Bauprozessma-
nagement und Baubetriebswirtschaft, Bau-
planungsmanagement,

6. Studieninhalte, die weitere allgemeine Grund-
lagen vermitteln: insbesondere Baurecht
(Planungsrecht, Ordnungsrecht, Zivilrecht
(Verträge, Haftung)), Bauen im Bestand,
Ökologie, Fremdsprachen (Fachwortschatz)
und technische Gebäudeausrüstung.

Der Anteil der Studienfächer in den Nummern
1 bis 4 muss dabei mindestens 110 ECTS-
Punkte betragen.

2. Berufliche Tätigkeiten:
a) Beratung,
b) formelle und informelle

(kommunale) Planung,
c) Management,
d) Stadtforschung,
e) Projektsteuerung,
f) Moderation, Gutachten,

Wettbewerbe.

Anlage 2
(zu § 29 Absatz 1, § 31 Absatz 1, § 33 Absatz 1)

Leitlinien zu Ausbildungsinhalten

Allgemeines

Die theoretischen und praktischen Inhalte des
Studiums müssen auf die umfassenden Beruf-
saufgaben sowie auf die beruflichen Fähigkei-
ten und Tätigkeiten von Bauingenieurinnen
und Bauingenieuren ausgerichtet sein. Die
Tätigkeit von Bauingenieurinnen und Bauinge-
nieuren umfasst im Wesentlichen die Planung,
den Entwurf, die Konstruktion, die Aus-
führung, die Instandhaltung, den Betrieb und
den Rückbau von Gebäuden und baulichen
Anlagen jeder Art, insbesondere in den Berei-
chen des Hoch-, Verkehrs-, Tief- und Wasser-
baus.

Inhaltliche Anforderungen an das Studium des
Bauingenieurwesens

Im Rahmen eines hauptsächlich auf das
Bauingenieurwesen ausgerichteten Studien-
gangs mit der Bezeichnung „Bauingenieurwe-
sen“ oder entsprechenden Studiengängen mit
mindestens drei Studienjahren (entspricht 180
ECTS-Leistungspunkten) müssen mindestens
135 ECTS-Leistungspunkte in Studienfächern
erworben werden, die dem Bauwesen zuge-
ordnet werden können. Hierzu gehören:

1. Studienfächer, die ein fundiertes Grund-
lagenwissen im thematisch-naturwissen-
schaftlichen Bereich vermitteln: insbeson-
dere Höhere Mathematik, Technische Me-
chanik, Bauphysik, Bauchemie und Bau-
stoffkunde sowie Technisches Darstellen,

2. Studienfächer, die allgemeine fachspezifi-
sche Grundlagen des Bauingenieurwesens
vermitteln: insbesondere Baukonstruktion/
Objektplanung Gebäude, Tragwerkslehre-
planung, Bauinformatik/ Geoinformatik, Di-
gitales Bauen, numerische Modellierung,
Geotechnik, Bodenmechanik und Geodä-
sie,
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Auf Grund des § 57 Nummer 1 bis 3 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes vom 13. Juli 2016 (Amtsbl. I S. 714),
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13.
Juni 2018 (Amtsbl. I S. 632), verordnet das Mini-
sterium für Inneres, Bauen und Sport nach An-
hörung der Architektenkammer des Saarlandes
und der Ingenieurkammer des Saarlandes:

Praktische Tätigkeit der
Absolventinnen und Absolventen
vor Eintragung in die Architekten-
liste oder die Liste der Stadt-
planerinnen und Stadtplaner

§ 1 Inhalt und Umfang
der praktischen Tätigkeit

(1) Die praktische Tätigkeit dient dem Erwerb
von Erfahrungen sowie der Vertiefung theoreti-
scher und praktischer Kenntnisse, Fähigkeiten
und Kompetenzen in den Berufsaufgaben der
betreffenden Fachrichtung nach § 3 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes. Die Absolventinnen und Absolventen
sollen befähigt werden, ihren Beruf eigenverant-
wortlich auszuüben. Die praktische Tätigkeit hat
auf den während des Studiums in der betreffen-
den Fachrichtung erworbenen Kenntnissen,
Fähigkeiten und Kompetenzen aufzubauen.
(2) Die praktische Tätigkeit muss in den we-
sentlichen Berufsaufgaben in ausgewogener
Weise abgeleistet worden sein. Dies bedeutet,
unter besonderer Beachtung der sicherheits-
technischen Aspekte und rechtlichen Rah-
menbedingungen des Vorhabens,
1. in der Fachrichtung Architektur die Ausübung

a) der gestaltenden Planung von Gebäu-
den (insbesondere Vorentwurf, Entwurf),

b) der technischen Planung von Gebäuden
(insbesondere Ausführungsplanung),

TEIL 1

c) der wirtschaftlichen Planung von Ge-
bäuden (insbesondere Vorbereitung und
Mitwirkung bei der Vergabe sowie Ko-
stenplanung) und

d) der Koordinierung und Überwachung
der Planung und Ausführung von Ge-
bäuden (insbesondere Bauüberwachung),

2. in der Fachrichtung Innenarchitektur die
Ausübung
a) der gestaltenden Planung von Innenräu-

men und der damit verbundenen bauli-
chen Änderung von Gebäuden (insbe-
sondere Vorentwurf, Entwurf),

b) der technischen Planung von Innenräu-
men und der damit verbundenen bauli-
chen Änderung von Gebäuden (insbe-
sondere Ausführungsplanung),

c) der wirtschaftlichen Planung von Innen-
räumen und der damit verbundenen
baulichen Änderung von Gebäuden (ins-
besondere Vorbereitung und Mitwirkung
bei der Vergabe sowie Kostenplanung)
und

d) der Koordinierung und Überwachung
der Planung und Ausführung von Innen-
räumen und der damit verbundenen
baulichen Änderung von Gebäuden (ins-
besondere Bauüberwachung),

3. in der Fachrichtung Landschaftsarchitektur
die Ausübung
a) der gestaltenden Planung von Freian-

lagen und Gärten (insbesondere Vorent-
wurf, Entwurf),

b) der technischen Planung von Freianla-
gen und Gärten (insbesondere Aus-
führungsplanung),

c) der wirtschaftlichen Planung von Freian-
lagen und Gärten (insbesondere Vorbe-
reitung und Mitwirkung bei der Vergabe
sowie Kostenplanung),

d) der Koordinierung und Überwachung
der Planung und Ausführung von Freian-

Verordnung zur Durchführung des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes (DVSAIG)
vom 7. April 2020
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 28. Februar 2024
(Amtsbl. I S. 220).
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lagen und Gärten (insbesondere Bauü-
berwachung) und

e) der gestaltenden und umweltgerechten
Landschaftsplanung (beispielsweise Land-
schaftspläne, Grünordnungspläne, Land-
schaftsrahmenpläne, landschaftspflege-
rische Begleitpläne, Pflege- und Ent-
wicklungspläne, Umweltverträglichkeits-
studien),

4. in der Fachrichtung Stadtplanung die Aus-
übung der gestaltenden, technischen, wirt-
schaftlichen, umweltgerechten und sozialen
a) rahmensetzenden Planung und Konzep-

tion in der Raumordnung und Stadtpla-
nung (beispielsweise Leitbilder, Entwick-
lungskonzepte, Masterpläne, Rahmen-
pläne),

b) städtebaulichen Entwurfsplanung,
c) Raumordnungs- und Bauleitplanung (bei-

spielsweise Landesentwicklungspläne,
Regionalpläne, Flächennutzungspläne,
Bebauungspläne) und

d) Koordination, Lenkung und Betreuung
(beispielsweise Moderation von Planungs-
prozessen, Bürgerbeteiligung, Öffentlich-
keitsarbeit, Einbeziehung zu beteiligen-
der Institutionen und Fachplaner).

(3) Die praktische Tätigkeit muss mindestens
zwei Jahre lang in Vollzeit, oder in Teilzeit ent-
sprechend länger, ausgeübt werden. Sie be-
ginnt mit der tatsächlichen Aufnahme, in Fällen
des § 2 jedoch erst mit dem Zugang der voll-
ständigen Anzeige. Wurde die praktische
Tätigkeit bereits bei einer Architektenkammer
eines anderen Bundeslandes angezeigt und
begonnen, sind diese Zeiten anzurechnen.
Wurde die praktische Tätigkeit in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat begonnen, sind
diese Zeiten anzurechnen, soweit sie mit dem
Anforderungsprofil gemäß den Absätzen 1
und 2 vergleichbar sind. In einem Drittland ab-
solvierte Berufspraktika werden berücksich-
tigt. Über die Zeiten der praktischen Tätigkeit
hat die Absolventin oder der Absolvent eine
Bescheinigung vorzulegen.

§ 2 Berufspraktikum
(1) Die Aufsicht über das Berufspraktikum in
der Fachrichtung Architektur kann durch eine
Architektin oder einen Architekten (aufsicht-
führende Person) oder die Architektenkammer
erfolgen.

(2) Findet das Berufspraktikum unter Aufsicht
einer aufsichtführenden Person statt, ist der
Beginn der Tätigkeit der aufsichtführenden
Person schriftlich oder elektronisch anzuzei-
gen; der Beginn der Tätigkeit soll außerdem
der Architektenkammer vor der Aufnahme
schriftlich oder elektronisch angezeigt werden.
Soll das Berufspraktikum unter Aufsicht der
Architektenkammer erfolgen, ist der Beginn
vor der Aufnahme schriftlich oder elektronisch
anzuzeigen.

(3) Die Anzeige hat folgende Angaben zu ent-
halten:
1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen, Ge-

schlecht, akademische Grade,
2. Anschrift der Wohnung,
3. Anschrift der beruflichen Niederlassung oder

des Dienst- oder Beschäftigungsortes,
4. Datum und Ort der Geburt,
5. Angabe, ob und gegebenenfalls wo bereits

Teile des Berufspraktikums außerhalb des
Saarlandes absolviert wurden,

6. Eintragungen in Listen und Verzeichnisse
bei einer Architektenkammer eines anderen
Bundeslandes,

7. Studienabschlüsse in der betreffenden Fach-
richtung,

8. Art und Umfang der Tätigkeit und
9. gegebenenfalls Vor- und Familienname so-

wie Anschrift der aufsichtführenden Person.
Der Anzeige sind die erforderlichen Unterlagen
beizufügen. Änderungen der Angaben nach
Satz 1 hat die Absolventin oder der Absolvent
unverzüglich der Architektenkammer anzuzeigen.

(4) Die Architektenkammer bestätigt der Ab-
solventin oder dem Absolventen den Beginn
des Berufspraktikums. Sie unterrichtet die
Absolventin oder den Absolventen und gege-
benenfalls die aufsichtführende Person über
die erforderlichen Inhalte des Berufsprakti-
kums und steht der Absolventin oder dem Ab-
solventen und der aufsichtführenden Person
während der Durchführung des Berufsprakti-
kums beratend zur Seite.

(5) Die Aufsicht erfolgt durch stichprobenartige
Kontrollen über die Tätigkeit und Leistungen
der Absolventin oder des Absolventen in allen
in § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 genannten
Bereichen.
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§ 3 Fortbildung
(1) Während der praktischen Tätigkeit nach § 4
Absatz 1 und § 26 Satz 1 des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
müssen die Absolventinnen und Absolventen
Fortbildungsmaßnahmen nach Maßgabe der
Absätze 2 bis 4 im Umfang von mindestens 64
Unterrichtsstunden wahrnehmen. Eine Unter-
richtsstunde beträgt mindestens 45 Minuten.
(2) Absolventinnen und Absolventen der Fach-
richtung Architektur, Innenarchitektur und Land-
schaftsarchitektur müssen Fortbildungsmaß-
nahmen auf den Gebieten
1. der Kostenplanung und der Wirtschaftlich-

keit des Planens und Bauens,
2. der Ausschreibung, Vergabe und Abrech-

nung, Koordination und Überwachung und
3. des öffentlichen und privaten Baurechts

und des öffentlichen Baunebenrechts
wahrnehmen.
(3) Absolventinnen und Absolventen der Fach-
richtung Stadtplanung müssen Fortbildungs-
maßnahmen auf den Gebieten
1. der kommunalen Infrastrukturplanung,
2. des Planungs- und Projektmanagements,
3. der Organisation und Kommunikation und
4. des Planungsrechts, Umweltrechts, Bauord-

nungsrechts und Vertragsrechts
wahrnehmen.
(4) Die Fortbildungsmaßnahmen müssen in
den Fachrichtungen Architektur, Innenarchi-
tektur und Landschaftsarchitektur von einer
Architektenkammer oder deren Fortbildungs-
einrichtungen durchgeführt oder zuvor von der
Architektenkammer des Saarlandes anerkannt
werden. In der Fachrichtung Stadtplanung
müssen die Fortbildungsmaßnahmen von
einer Architekten- oder Ingenieurkammer oder
deren Fortbildungseinrichtungen durchgeführt
oder zuvor von der Architektenkammer des
Saarlandes oder der Ingenieurkammer des
Saarlandes anerkannt werden.

Allgemeine Vorschriften
für den Eintragungsausschuss
bei der Architektenkammer des
Saarlandes und den Eintragungs-
ausschuss bei der Ingenieur-
kammer des Saarlandes

§ 4 Geschäftsverteilung
Die oder der Vorsitzende des Eintragungsaus-
schusses bestimmt vor Beginn eines jeden
Geschäftsjahres für dessen Dauer, in welcher
Weise, Zusammensetzung und Reihenfolge
die Mitglieder des Ausschusses in den einzel-
nen Sitzungen mitwirken. Die Bestimmung
kann während des Geschäftsjahres nur geän-
dert werden, wenn zwingende Gründe es er-
fordern.

§ 5 Verfahren
(1) Reichen die vorgelegten Unterlagen zur
Entscheidung nicht aus, so kann der Eintra-
gungsausschuss verlangen, dass sie ergänzt,
insbesondere, dass weitere Nachweise vorge-
legt werden. Der Eintragungsausschuss kann
auch Zeuginnen, Zeugen oder Sachverstän-
dige beiziehen und das persönliche Erschei-
nen der betroffenen Person anordnen.

(2) Ein Verfahren zur Löschung ist auf Antrag
der jeweils zuständigen Kammer oder der Auf-
sichtsbehörde einzuleiten.

(3) Der Eintragungsausschuss entscheidet mit
Stimmenmehrheit. Stimmenthaltungen sind
nicht zulässig.

(4) Über die Verhandlung und Beratung ist eine
Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift ist
von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeich-
nen. Abfassung und Unterzeichnung der Nie-
derschrift können auch in elektronischer Form
erfolgen.

(5) Die Entscheidungen des Eintragungsaus-
schusses sind der antragstellenden oder der
eingetragenen Person bekannt zu geben.
Wenn sie die antragstellende oder die einge-
tragene Person belasten, sind sie mit einer
Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

TEIL 2
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Eintragungsausschuss
bei der Architektenkammer
des Saarlandes

Abschnitt 1

Eintragungsantrag

§ 6 Eintragungsantrag
(1) Der Antrag auf Eintragung in die Architek-
tenliste muss mindestens Angaben enthalten
über den Namen, die Zeit und den Ort der Ge-
burt, die Staatsangehörigkeit, die Hauptwoh-
nung, den Ort einer Niederlassung oder der
überwiegenden Beschäftigung, die Fachrich-
tung und die Tätigkeitsart der antragstellenden
Person sowie über die Zahl und die Art der
beigefügten Unterlagen. Für Anträge und
Unterlagen in einer fremden Sprache gilt § 23
des Saarländischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes vom 15. Dezember 1976 (Amtsbl.
S. 1151), zuletzt geändert Artikel 1 des Geset-
zes vom 26. August 2020 (Amtsbl. I S. 1058).

(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen:
1. ein amtliches Führungszeugnis, das nicht

älter als drei Monate sein soll; wird bei einer
oder einem Staatsangehörigen eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder
eines nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staates im Her-
kunftsstaat kein Führungszeugnis ausge-
stellt, kann es durch sonstige Zuverlässig-
keitsnachweise oder durch eine eidesstattli-
che Erklärung oder in den Staaten, in denen
es eine eidesstattliche Erklärung nicht gibt,
durch eine feierliche Erklärung ersetzt wer-
den, die die betreffende Person vor einer
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe-
hörde oder gegebenenfalls vor einer Nota-
rin oder einem Notar oder einer entspre-
chend bevollmächtigten Berufsorganisation
des Herkunftsstaates, die eine diese eides-
stattlichen oder feierlichen Erklärungen be-
stätigende Bescheinigung ausstellt, abge-
geben hat,

2. eine Erklärung, dass keine Tatsachen vorlie-
gen, die der Eintragung nach § 5 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes entgegenstehen,

3. Nachweise der Berufsqualifikation (Absatz 3).

TEIL 3 (3) Zum Nachweis der Berufsqualifikation sind
vorzulegen:
1. im Fall des § 4 Absatz 1 des Saarländi-

schen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes
a) das Abschlusszeugnis einer deutschen

Hochschule,
b) Bescheinigungen von Personen oder

Stellen, bei denen die antragstellende
Person beschäftigt oder von denen sie
beauftragt war, und eigene Arbeiten, aus
denen sich ergibt, dass die antragstel-
lende Person in der jeweiligen Fachrich-
tung über einen Zeitraum von minde-
stens zwei Jahren praktische Erfahrun-
gen gemäß § 1 erworben hat,

c) in der Fachrichtung Architektur zusätzlich
aa) Bestätigungen der berufsangehöri-

gen Personen, bei denen oder bei
deren Gesellschaften die antragstel-
lende Person beschäftigt war, dass
sie die Wahrnehmung der Berufsauf-
gaben durch die antragstellende
Person unterstützt, überwacht und
im erforderlichen Umfang korrigiert
haben,

bb) bei selbstständiger Tätigkeit Bestäti-
gungen im Sinne des Doppelbuch-
staben aa der Architektenkammer
des Saarlandes oder einer anderen
deutschen Architektenkammer,

cc) bei in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat absol-
vierten Berufspraktika Bestätigun-
gen über diese,

2. in den Fällen des § 4 Absatz 2 und 4 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes die in Anhang VII Num-
mer 1 Buchstaben b und d der Richtlinie
2005/36/EG aufgeführten Unterlagen und
Bescheinigungen. Den Ausbildungsnach-
weisen ist eine Bescheinigung der zuständi-
gen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
beizufügen, aus der hervorgeht, dass diese
Nachweise den in der Richtlinie verlangten
Nachweisen entsprechen. Die in Anhang VII
Nummer 1 Buchstabe d genannten Be-
scheinigungen dürfen nicht älter als drei
Monate sein.

(4) Ist oder war die antragstellende Person in
der entsprechenden Liste einer anderen deut-
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schen Architektenkammer eingetragen und
weist sie die Eintragung durch eine Bescheini-
gung der anderen Kammer nach, ist die Vor-
lage von Unterlagen nach Absatz 3 Nummer 1
nicht erforderlich. Im Fall der Löschung der
Eintragung ist eine Bescheinigung über die
Gründe der Löschung vorzulegen.

Abschnitt 2

Ausgleichsmaßnahmen

§ 7 Begriffsbestimmungen
(1) „Berufsqualifikationen“ sind die Qualifikatio-
nen, die durch einen Ausbildungsnachweis,
einen Befähigungsnachweis nach Artikel 11
Buchstabe a Ziffer i der Richtlinie 2005/36/EG
und/oder Berufserfahrung nachgewiesen wer-
den.

(2) „Ausbildungsnachweise“ sind Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungs-
nachweise, die von einer Behörde eines Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder
einem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat, die entsprechend
dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
benannt wurde, für den Abschluss einer über-
wiegend in der Gemeinschaft/Union absol-
vierten Berufsausbildung ausgestellt werden,
sowie diesen nach Artikel 3 Absatz 3 der
Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellte Ausbil-
dungsnachweise aus Drittstaaten.

(3) „Ausgleichsmaßnahmen“ sind ein höch-
stens dreijähriger Anpassungslehrgang oder
eine Eignungsprüfung, um wesentliche Unter-
schiede in den Ausbildungsinhalten des Studi-
ums und/oder der praktischen Tätigkeit in der
betreffenden Fachrichtung auszugleichen.

(4) „Anpassungslehrgang“ ist die Ausübung
des Berufs in der beantragten Fachrichtung in
den jeweiligen Berufsaufgaben nach § 3 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes, die unter der Verantwortung
einer qualifizierten berufsangehörigen Person
erfolgt und gegebenenfalls mit einer Zusatz-
ausbildung einhergeht. Der Lehrgang ist Ge-
genstand einer Bewertung.

(5) „Eignungsprüfung“ ist eine die beruflichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen
der antragstellenden Person betreffende Prü-
fung, mit der die Fähigkeit, den angestrebten
Beruf auszuüben, beurteilt werden soll.

(6) „Lebenslanges Lernen“ umfasst jegliche
Aktivitäten der allgemeinen Bildung, berufli-
chen Bildung, nicht formalen Bildung und des
informellen Lernens während des gesamten
Lebens, aus denen sich eine Verbesserung
von Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompeten-
zen ergibt und zu denen auch Berufsethik
gehören kann.
(7) Ein „wesentlicher Unterschied/wesentliches
Defizit“ besteht
1. wenn die bisherige Ausbildung der antrag-

stellenden Person sich hinsichtlich der be-
ruflichen Tätigkeit auf Fächer bezieht, die
sich wesentlich von denen unterscheiden,
die durch die Ausbildung nach § 4 Absatz 1
Satz 1 des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes abgedeckt
werden, oder

2. wenn der von der antragstellenden Person
im Saarland angestrebte Beruf eine oder
mehrere berufliche Tätigkeiten nach § 3 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes umfasst, die im Herkunfts-
mitgliedstaat der antragstellenden Person
nicht Bestandteil des entsprechenden re-
glementierten Berufs sind, und wenn sich
die nach § 4 Absatz 1 Satz 1 des Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes geforderte Ausbildung auf Fächer
bezieht, die sich wesentlich von denen un-
terscheiden, die von dem Befähigungs-
oder Ausbildungsnachweis der antragstel-
lenden Person abgedeckt werden.

(8) „Fächer“ umfassen sämtliche Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen, die eine we-
sentliche Voraussetzung für die Ausübung des
Berufs sind.

§ 8 Verfahren
(1) Zur Durchführung der Defizitprüfung hat die
antragstellende Person folgende Unterlagen
und Bescheinigungen vorzulegen:
1. Kopien der Befähigungsnachweise oder

der Ausbildungsnachweise, die zur Auf-
nahme des entsprechenden Berufs berech-
tigen, und

2. gegebenenfalls eine Bescheinigung über
die von der antragstellenden Person erwor-
bene Berufserfahrung.

(2) Der Eintragungsausschuss kann die an-
tragstellende Person auffordern, Informationen
zu ihrer Ausbildung vorzulegen, soweit dies er-
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forderlich ist, um festzustellen, ob diese mögli-
cherweise gegenüber der geforderten Ausbil-
dung ein wesentliches Defizit aufweist. Ist die
antragstellende Person nicht in der Lage,
diese Informationen vorzulegen, so kann sich
der Eintragungsausschuss an die Kontakt-
stelle, die zuständige Behörde oder an eine
andere einschlägige Stelle des Herkunftsmit-
gliedstaates wenden.
(3) Im Übrigen gelten die Verfahrensbestim-
mungen des Saarländischen Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes.

§ 9 Bewertung der
Berufsqualifikationen

Der Eintragungsausschuss stellt zunächst fest,
welchem Niveau nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG die vorgelegte Berufsqualifikation
der antragstellenden Person entspricht (Aus-
gangsniveau). Dabei soll der Eintragungsaus-
schuss auch prüfen, ob die vorgelegte Berufs-
qualifikation der im Eintragungsantrag ange-
strebten Fachrichtung nahekommt. Sofern eine
andere Fachrichtung der Berufsqualifikation
näher kommt als die im Antrag angestrebte, soll
der Eintragungsausschuss die antragstellende
Person hierüber informieren und ihr Gelegen-
heit zur Änderung des Antrags einräumen.

§ 10 Defizitprüfung, Anordnung
von Ausgleichsmaßnahmen

(1) Der Eintragungsausschuss prüft, ob sich
die vorgelegte Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person von den Eintragungsvoraus-
setzungen in Bezug auf die Studienanforderun-
gen und die praktische Tätigkeit nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes wesentlich un-
terscheidet (Defizitprüfung).
(2) Der Vergleich der bisherigen Ausbildung
der antragstellenden Person findet hinsichtlich
der Studienanforderungen statt mit den in der
Anlage zu § 4 des Saarländischen Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes geregelten Leit-
linien zu Ausbildungsinhalten.
(3) Liegt ein wesentliches Defizit vor, prüft
der Eintragungsausschuss, ob dieses durch
Kenntnisse, Fähigkeiten oder Kompetenzen,
die die antragstellende Person durch Berufser-
fahrung oder lebenslanges Lernen erlangt hat,
ganz oder teilweise ausgeglichen wurde. Be-
rufsqualifikationen aus Berufserfahrung oder
lebenslangem Lernen werden für den Aus-

gleich eines wesentlichen Defizits nur dann an-
erkannt, wenn sie hierfür von einer einschlägi-
gen Stelle formell als gültig anerkannt wurden.
(4) Verbleibt nach der Prüfung gemäß Absatz 3
noch ein wesentliches Defizit, ist der antrag-
stellenden Person durch Beschluss eine Aus-
gleichsmaßnahme aufzuerlegen. Der Be-
schluss ist hinreichend zu begründen und der
antragstellenden Person bekannt zu geben.
Insbesondere sind mitzuteilen:
1. das Niveau der in § 4 Absatz 1 Satz 1 des

Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes verlangten Berufsqua-
lifikation und das Niveau der von der an-
tragstellenden Person vorgelegten Berufs-
qualifikation gemäß der Klassifizierung in
Artikel 11 der Richtlinie 2005/36/EG,

2. die wesentlichen Unterschiede und die
Gründe, aus denen diese Unterschiede
nicht nach Absatz 3 ausgeglichen werden
können,

3. Möglichkeiten, Art und Umfang der Aus-
gleichsmaßnahmen,

4. gegebenenfalls die Möglichkeit des Wahl-
rechts nach § 4 Absatz 4 Satz 4 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes und

5. gegebenenfalls die Frist zur Ausübung des
Wahlrechts.

§ 11 Eignungsprüfung
(1) Der Eintragungsausschuss gibt der antrag-
stellenden Person Gelegenheit, innerhalb von
sechs Monaten nach Unanfechtbarkeit der
Entscheidung zur Auferlegung einer Eignungs-
prüfung, diese abzulegen. Steht der antrag-
stellenden Person ein Wahlrecht zwischen ver-
schiedenen Ausgleichsmaßnahmen zu, ist ihr
die Gelegenheit, eine Eignungsprüfung abzu-
legen, innerhalb von sechs Monaten nach
Zugang ihrer Entscheidung, eine solche absol-
vieren zu wollen, zu gewähren.
(2) Zur Durchführung der Prüfung hat der Ein-
tragungsausschuss ein Verzeichnis der Sach-
gebiete zu erstellen, die gemäß der Defizitprü-
fung nach § 10 nicht abgedeckt werden. Die
Eignungsprüfung darf sich nur auf Sachge-
biete innerhalb des Verzeichnisses erstrecken.
Kenntnisse in diesen Sachgebieten müssen
zudem eine wesentliche Voraussetzung für die
Ausübung des Berufs im Saarland sein. Die
Prüfung kann sich auch auf die Kenntnis der
berufsständischen Regeln im Saarland, die
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sich auf die betreffenden Tätigkeiten beziehen,
erstrecken.
(3) Bei der Eignungsprüfung muss dem Um-
stand Rechnung getragen werden, dass die
antragstellende Person in ihrem Herkunftsmit-
gliedstaat oder dem Mitgliedstaat, aus dem sie
kommt, über eine berufliche Qualifikation ver-
fügt.
(4) Die Eignungsprüfung erfolgt in deutscher
Sprache. Sie kann mündlich und/oder schrift-
lich erfolgen. Mindestens eine prüfende Per-
son muss der Fachrichtung angehören, für die
die Eintragung beantragt wurde. Das Ergebnis
der Prüfung ist schriftlich oder elektronisch
niederzulegen.

§ 12 Anpassungslehrgang
(1) Die antragstellende Person hat einen An-
passungslehrgang im Rahmen des Beschlus-
ses nach § 10 Absatz 4 in eigener Verantwor-
tung durchzuführen.

(2) Der Beginn des Anpassungslehrgangs und
die qualifizierte berufsangehörige Person sind
dem Eintragungsausschuss unverzüglich an-
zuzeigen.

(3) Die qualifizierte berufsangehörige Person
hat der antragstellenden Person am Ende der
Lehrgangszeit ein Zeugnis auszustellen, das
mindestens die folgenden Angaben enthält:
1. Name, Vorname, Geburtsname der antrag-

stellenden Person,
2. Beginn und Ende des Anpassungslehr-

gangs,
3. durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit

der antragstellenden Person,
4. Unterbrechungen des Lehrgangs (z. B. Krank-

heit, Freistellung) für die Dauer von jeweils
mehr als 5 Arbeitstagen, ausgenommen
branchenüblicher Erholungsurlaub,

5. Tätigkeiten, die die antragstellende Person
während des Lehrgangs absolviert hat,
sowie Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die vermittelt wurden. Der Schwer-
punkt der Tätigkeiten muss dazu geeignet
sein, die wesentlichen Defizite auszuglei-
chen. Dem Zeugnis ist eine projektbezo-
gene Liste beizufügen und

6. Nachweise oder Bescheinigungen über den
Besuch betrieblicher oder außerbetrieb-
licher Fortbildungsveranstaltungen.

(4) Der Anpassungslehrgang kann im Rahmen
eines Praktikums, eines Anstellungsverhältnis-
ses oder einer freien Mitarbeiterschaft absol-
viert werden.
(5) Der Eintragungsausschuss kann im Rah-
men des Anpassungslehrgangs eine Zusatz-
ausbildung anordnen. Diese kann aus thema-
tisch vorgegebenen Fortbildungsveranstaltun-
gen, einem Lehrgang, einer akademischen
Teilausbildung oder ähnlichen Maßnahmen be-
stehen. Das erfolgreiche Absolvieren der Zu-
satzausbildung ist durch geeignete Bescheini-
gungen zu belegen.

§ 13 Bewertung der
Ausgleichsmaßnahmen

Der Eintragungsausschuss bewertet im Rah-
men der Entscheidung über die Eintragung
abschließend, ob die antragstellende Person
durch die Ausgleichsmaßnahme die wesent-
lichen Defizite ausgeglichen hat. Konnten
diese nicht oder nicht vollständig ausgeglichen
werden, hat der Eintragungsausschuss dieses
zu begründen.

Abschnitt 3

Auswärtige Dienstleistende,
Eintragung in das
Gesellschaftsverzeichnis,
Bescheinigungen

§ 14 Auswärtige Dienstleistende
(1) Die Anzeige für das erstmalige Erbringen
von Leistungen durch auswärtige Dienstlei-
stende im Sinne des § 2 Absatz 3 des Saarlän-
dischen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes muss mindestens Angaben enthal-
ten über den Namen, den Ort einer Niederlas-
sung, den Ort der Hauptwohnung und die
Staatsangehörigkeit der anzeigenden Person.
(2) Der Anzeige sind zudem beizufügen:
1. ein Nachweis über den Abschluss einer Be-

rufshaftpflichtversicherung; der Nachweis
kann auch durch die Bescheinigung eines
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union niedergelassenen Versiche-
rungsunternehmens nachgewiesen wer-
den, wenn aus ihr hervorgeht, dass die Ver-
sicherung in Bezug auf Deckungsbedin-
gungen und -umfang gleichwertig ist,
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2. eine Bescheinigung darüber, dass der
Dienstleister in einem Mitgliedstaat recht-
mäßig zur Ausübung der betreffenden
Tätigkeiten niedergelassen ist und dass ihm
die Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeit-
punkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist
und

3. Nachweise der Berufsqualifikation gemäß
§ 4 Absatz 1 bis 3 des Saarländischen Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetzes.

§ 15 Eintragung in das
Gesellschaftsverzeichnis

Dem Antrag auf Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis sind beizufügen:
1. der vollständige Gesellschaftsvertrag in

amtlich beglaubigter Abschrift,
2. eine Liste der Gesellschafterinnen und Ge-

sellschafter,
3. eine Liste der Geschäftsführerinnen und

Geschäftsführer,
4. ein Nachweis über das Bestehen der Be-

rufshaftpflichtversicherung.

§ 16 Bescheinigungen
(1) Dem Antrag auf Ausstellung einer Beschei-
nigung nach § 18 Absatz 2 Nummer 1 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes sind beizufügen:
1. eine Bescheinigung der Fachhochschule

oder Gesamthochschule, dass die Studien-
dauer der antragstellenden Person auf dem
Gebiet der Architektur weniger als vier
Jahre, mindestens jedoch drei Jahre betra-
gen hat,

2. zum Nachweis einer vierjährigen Berufs-
erfahrung auf dem Gebiet der Architektur
eigene Arbeiten, die eine überzeugende
Anwendung der in Artikel 46 der Richtlinie
2005/36/EG genannten Kenntnisse dar-
stellen.

(2) Dem Antrag auf Ausstellung einer Beschei-
nigung nach § 18 Absatz 2 Nummer 2 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes sind beizufügen:
1. das Prüfungszeugnis, das vor dem 1. Janu-

ar 1973 in einem Studiengang für Architek-
tur von einer deutschen Ingenieur- oder
Werkkunstschule ausgestellt wurde,

2. Pläne, die die antragstellende Person wäh-
rend mindestens sechsjähriger tatsächlich
ausgeübter Tätigkeit unter der Berufs-
bezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“
erstellt und ausgeführt hat (Artikel 49 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbin-
dung mit deren Anhang VI).

Eintragungsausschuss
bei der Ingenieurkammer des
Saarlandes

§ 17 Eintragung in die Liste der
Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure (§ 23 SAIG)

(1) Der Antrag auf Eintragung in die Liste der
Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
muss mindestens Angaben enthalten über
den Namen, die Zeit und den Ort der Geburt,
die Staatsangehörigkeit, die Hauptwohnung,
den Ort einer Niederlassung, die Fachrichtung
der antragstellenden Person sowie über die
Zahl und die Art der beigefügten Unterlagen.
§ 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen:
1. ein amtliches Führungszeugnis, das nicht

älter als drei Monate sein soll; wird bei einer
oder einem Staatsangehörigen eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder
eines nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staates im Herkunfts-
staat kein Führungszeugnis ausgestellt,
kann es durch sonstige Zuverlässigkeits-
nachweise oder durch eine eidesstattliche
Erklärung oder in den Staaten, in denen es
eine eidesstattliche Erklärung nicht gibt,
durch eine feierliche Erklärung ersetzt wer-
den, die vor einer zuständigen Justiz- oder
Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls
vor einer Notarin oder einem Notar oder
einer entsprechend bevollmächtigten Be-
rufsorganisation des Herkunftsstaates, die
eine diese aus eidesstattlichen oder feierli-
chen Erklärungen bestätigende Bescheini-
gung ausstellt, abgegeben worden ist,

2. eine Erklärung, dass keine der in § 24 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes genannten Gründe vor-
liegen, die der Eintragung entgegenstehen
können,
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3. Nachweise der Berufsqualifikation (Ab-
satz 3).

4. Nachweise über eine eigenverantwortliche
und unabhängige Berufsausübung und

5. ein Nachweis über den Abschluss einer Be-
rufshaftpflichtversicherung; der Nachweis
kann auch durch die Bescheinigung eines
in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union niedergelassenen Versiche-
rungsunternehmens nachgewiesen werden,
wenn aus ihr hervorgeht, dass die Versiche-
rung in Bezug auf Deckungsbedingungen
und -umfang gleichwertig ist.

(3) Zum Nachweis der Berufsqualifikation sind
vorzulegen:
1. im Fall des § 23 Absatz 1 des Saarländi-

schen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes
a) zum Nachweis der Berechtigung zur

Führung der Berufsbezeichnung „Ingeni-
eurin“ oder „Ingenieur“
aa) das Zeugnis über die erfolgreiche Ab-

schlussprüfung an einer der in § 1
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und
b des Ingenieurgesetzes vom 17. De-
zember 2009 (Amtsbl. I S. 1826),
zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 30. November 2016 (Amtsbl. I
S.1149), in der jeweils geltenden
Fassung genannten Einrichtungen
oder

bb) die Verleihungsurkunde in den Fällen
des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des In-
genieurgesetzes oder

cc) der Genehmigungsbescheid in den
Fällen des § 2 Absatz 1 und 5 des In-
genieurgesetzes oder

dd) die Urkunde über den an einer aus-
ländischen Hochschule erworbenen
akademischen Grad des Ingenieurs
in den Fällen des § 2 Absatz 6 des
Ingenieurgesetzes,

b) Bescheinigungen von Personen oder
Stellen, bei denen die antragstellende
Person beschäftigt oder von denen sie
beauftragt war, und eigene Arbeiten, aus
denen hervorgeht, dass die antragstel-
lende Person mindestens drei Jahre als
Ingenieurin oder Ingenieur praktisch
tätig war,

2. im Fall des § 23 Absatz 2 des Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes die in Anhang VII Nummer 1 Buch-

stabe b, d und f der Richtlinie 2005/36/EG
aufgeführten Unterlagen und Bescheinigun-
gen. Den Ausbildungsnachweisen ist eine
Bescheinigung der zuständigen Behörde
des Herkunftsmitgliedstaats beizufügen,
aus der hervorgeht, dass diese Nachweise
den in der Richtlinie verlangten Nachweisen
entsprechen. Die in Anhang VII Nummer 1
Buchstabe d und f genannten Bescheini-
gungen dürfen nicht älter als drei Monate
sein.

§ 18 Eintragung in die Liste der
Bauvorlageberechtigten
(§ 29 Absatz 1 SAIG)

(1) Für den Antrag nach § 29 Absatz 1 des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes gilt § 17 Absatz 1 entspre-
chend.
(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen:
1. die in § 17 Absatz 2 Nummer 1 und 2 ge-

nannten Unterlagen,
2. das Zeugnis über die erfolgreiche Ab-

schlussprüfung in einem Hochschulstudi-
engang der Fachrichtung Hochbau (Arti-
kel 49 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG)
oder Bauingenieurwesen,

3. Bescheinigungen von Personen oder Stel-
len, bei denen die antragstellende Person
beschäftigt oder von denen sie beauftragt
war, und eigene Arbeiten, aus denen her-
vorgeht, dass die antragstellende Person in
der Entwurfsplanung von Gebäuden über
einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren
nach Abschluss des Studiums praktisch
tätig war.

(3) Ist oder war die antragstellende Person in
der entsprechenden Liste einer anderen deut-
schen Ingenieurkammer eingetragen und weist
sie die Eintragung durch eine Bescheinigung
der anderen Kammer nach, ist die Vorlage von
Unterlagen nach Absatz 2 Nummer 2 und 3
nicht erforderlich, soweit für die Eintragung
dieselben Voraussetzungen zu erfüllen waren
wie nach § 29 Absatz 1 des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes.
Im Fall der Löschung der Eintragung ist eine
Bescheinigung über die Gründe der Löschung
vorzulegen.
(4) Ist oder war die antragstellende Person in
der entsprechenden Liste einer anderen deut-
schen Ingenieurkammer ein- getragen und
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weist sie die Eintragung durch eine Bescheini-
gung der anderen Kammer nach, ist die Vor-
lage von Unter- lagen nach Absatz 3 Nummer
1 nicht erforderlich. Im Fall der Löschung der
Eintragung ist eine Bescheinigung über die
Gründe der Löschung vorzulegen.
(5) Teil 3 Abschnitt 2 gilt entsprechend.

§ 18a Ausgleichsmaßnahmen bei
auswärtigen Bauvorlage-
berechtigten (§ 29b SAIG)

(1) Für Ausgleichsmaßnahmen nach § 29b des
Saarländischen Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes gilt Teil 3 Abschnitt 2 ent-
sprechend.

§ 18b Eintragung in das
Verzeichnis nach § 66
Absatz 5 der Landesbau-
ordnung (§ 30 SAIG)

(1) Der Antrag auf Eintragung in das Verzeich-
nis nach § 66 Absatz 5 der Landesbauord-
nung muss mindestens Angaben enthalten
über den Namen, die Zeit und den Ort der Ge-
burt, die Staatsangehörigkeit, die Hauptwoh-
nung, den Ort einer Niederlassung sowie über
die Zahl und die Art der beigefügten Unterla-
gen. § 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen:
1. ein Nachweis über einen berufsqualifizie-

renden Hochschulabschluss eines Studi-
ums der Fachrichtung Bauingenieurwesen
gemäß den in der Anlage 2 des Saarländi-
schen Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes geregelten Leitlinien an einer
deutschen Hochschule oder ein Nachweis
über einen gleichwertigen auswärtigen
Hochschulabschluss,

2. ein Nachweis über den Abschluss einer Be-
rufshaftpflichtversicherung; der Nachweis
kann auch durch die Bescheinigung eines
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union niedergelassenen Versiche-
rungsunternehmens nachgewiesen wer-
den, wenn aus ihr hervorgeht, dass die Ver-
sicherung in Bezug auf Deckungsbedin-
gungen und -umfang gleichwertig ist.

§ 19 Eintragung in die Liste
der Tragwerksplanerinnen
und -planer (§ 31 SAIG)

(1) Für den Antrag gilt § 17 Absatz 1 entspre-
chend.
(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen:
1. die in § 17 Absatz 2 Nummer 1 und 2 ge-

nannten Unterlagen,
2. das Zeugnis über die erfolgreiche Ab-

schlussprüfung in einem Hochschulstu-
diengang der Fachrichtung Architektur,
Hochbau (Artikel 49 Absatz 1 der Richtlinie
2005/36/EG) oder Bauingenieurwesen,

3. Bescheinigungen von Personen oder Stel-
len, bei denen die antragstellende Person
beschäftigt oder von denen sie beauftragt
war, und eigene Arbeiten, aus denen her-
vorgeht, dass die antragstellende Person in
der Tragwerksplanung von Gebäuden über
einen Zeitraum von mindestens drei Jahren
nach Abschluss des Studiums praktisch
tätig war.

(3) § 18 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 20 Eintragung in die Liste
der Brandschutzplanerinnen
und -planer (§ 33 SAIG)

(1) Für den Antrag gilt § 17 Absatz 1 entspre-
chend.
(2) Dem Eintragungsantrag sind die in § 17 Ab-
satz 2 Nummer 1 und 2 genannten Unterlagen
und folgende Unterlagen beizufügen:
1. in den Fällen des § 33 Absatz 1 Nummer 1

des Saarländischen Architekten- und Inge-
nieurkammergesetzes die Bescheinigung
der obersten Bauaufsichtsbehörde, dass
die antragstellende Person berechtigt ist, im
Saarland Brandschutznachweise bauauf-
sichtlich zu prüfen oder zu bescheinigen,

2. in den Fällen des § 33 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe a des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes
a) das Zeugnis über die erfolgreiche Ab-

schlussprüfung in einem Hochschulstu-
diengang mit Schwerpunkt baulicher
und technischer Brandschutz und

b) Bescheinigungen von Personen oder
Stellen, bei denen die antragstellende
Person beschäftigt oder von denen sie
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beauftragt war und eigene Arbeiten, aus
denen hervorgeht, dass die antragstel-
lende Person auf dem Gebiet der brand-
schutztechnischen Planung und Aus-
führung von Gebäuden oder deren Prü-
fung über einen Zeitraum von minde-
stens zwei Jahren nach Abschluss des
Studiums praktisch tätig war,

3. in den Fällen des § 33 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe b des Saarländischen Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes
a) den Nachweis über den erfolgreichen

Abschluss einer Ausbildung für minde-
stens den gehobenen feuerwehrtechni-
schen Dienst und

b) die in Nummer 2 Buchstabe b genann-
ten Unterlagen,

4. in den Fällen des § 33 Absatz 1 Nummer 3
des Saarländischen Architekten- und Inge-
nieurkammergesetzes
a) das Zeugnis über die erfolgreiche Ab-

schlussprüfung in einem Hochschulstu-
diengang der Fachrichtung Architektur,
Hochbau (Artikel 49 Absatz 1 der Richtli-
nie 2005/36/EG) oder Bauingenieurwe-
sen,

b) die in Nummer 2 Buchstabe b genann-
ten Bescheinigungen und

c) eine Bescheinigung über die erfolgreiche
Teilnahme an einer Fort- oder Weiterbil-
dungsmaßnahme auf den Gebieten des
baulichen und technischen Brand-
schutzes, die mindestens drei Tage um-
fasst und mit einer Prüfung abschließt.

(3) § 18 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 21 Eintragung in die Liste
der Stadtplanerinnen
und -planer (§ 26 SAIG)

(1) Für den Antrag gilt § 17 Absatz 1 entspre-
chend.

(2) Dem Antrag sind die in § 6 Absatz 3 Num-
mer 1 und 2 und in § 17 Absatz 2 Nummer 1
und 2 genannten Unterlagen beizufügen.

(3) Ist oder war die antragstellende Person in
der entsprechenden Liste eines anderen Lan-
des eingetragen und weist sie die Eintragung
durch eine Bescheinigung der listenführenden
Kammer nach, ist die Vorlage von Unterlagen
nach § 6 Absatz 3 Nummer 1 in der Regel

nicht erforderlich, soweit für die Eintragung
dieselben Voraussetzungen zu erfüllen waren
wie nach § 26 Absatz 1 des Saarländischen
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes.
Im Fall der Löschung der Eintragung ist eine
Bescheinigung über die Gründe der Löschung
vorzulegen.

(4) Teil 3 Abschnitt 2 gilt entsprechend.

§ 22 Auswärtige Dienstleistende
(§ 21 SAIG)

(1) Die Anzeige für das erstmalige Erbringen
von Leistungen durch auswärtige Dienstlei-
stende im Sinne des § 21 Absatz 2 des Saar-
ländischen Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes muss mindestens Angaben
enthalten über den Namen, den Ort einer
Niederlassung, den Ort der Hauptwohnung
und die Staatsangehörigkeit der anzeigen-
den Person.

(2) Der Anzeige sind zudem beizufügen:
1. ein Nachweis über den Abschluss einer Be-

rufshaftpflichtversicherung; der Nachweis
kann auch durch die Bescheinigung eines
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union niedergelassenen Versiche-
rungsunternehmens nachgewiesen wer-
den, wenn aus ihr hervorgeht, dass die Ver-
sicherung in Bezug auf Deckungsbedin-
gungen und -umfang gleichwertig ist,

2. eine Bescheinigung darüber, dass der
Dienstleister in einem Mitgliedstaat recht-
mäßig zur Ausübung der betreffenden
Tätigkeiten niedergelassen ist und dass ihm
die Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeit-
punkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist
und

3. Nachweise der Berufsqualifikation gemäß
§ 23 Absatz 1 und 2 des Saarländischen Ar-
chitekten- und Ingenieur- kammergesetzes.

§ 23 (weggefallen)

§ 24 Auswärtige Tragwerks-
planerinnen und -planer
(§ 32 SAIG)

(1) Die Anzeige für das erstmalige Tätigwerden
als auswärtige Tragwerksplanerin oder aus-
wärtiger Tragwerksplaner nach § 32 Absatz 2
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des Saarländischen Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes muss mindestens Anga-
ben enthalten über den Namen, die Zeit und
den Ort der Geburt sowie den Ort, an dem die
anzeigende Person zur Erstellung von Standsi-
cherheitsnachweisen niedergelassen ist. Der
Anzeige ist neben den in § 32 Absatz 2 Satz 1
des Saarländischen Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes genannten Unterlagen
eine Erklärung beizufügen, dass die anzei-
gende Person nicht in einem deutschen Ver-
zeichnis auswärtiger Tragwerksplanerinnen
und -planer eingetragen ist.

(2) Für den Antrag auf Erteilung der Bescheini-
gung nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 und Ab-
satz 3 des Saarländischen Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes gilt § 19 Absatz 1
entsprechend. Dem Antrag ist neben den in §
19 Absatz 2 Nummer 2 und 3 genannten Un-
terlagen eine Erklärung beizufügen, dass der
anzeigenden Person von keiner anderen deut-
schen Ingenieurkammer eine entsprechende
Bescheinigung erteilt worden ist.

§ 25 Auswärtige Brandschutz-
planerinnen und -planer
(§ 34 SAIG)

(1) Die Anzeige für das erstmalige Tätigwerden
als auswärtige Brandschutzplanerin oder aus-
wärtiger Brandschutzplaner nach § 34 Absatz
2 des Saarländischen Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes muss mindestens Anga-
ben enthalten über den Namen, die Zeit und
den Ort der Geburt sowie den Ort, an dem die
anzeigende Person zur Erstellung von Brand-
schutznachweisen niedergelassen ist. Der An-
zeige ist neben den in § 34 Absatz 2 Satz 2
des Saarländischen Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes genannten Unterlagen
eine Erklärung beizufügen, dass die anzei-
gende Person nicht in einem deutschen Ver-
zeichnis auswärtiger Brandschutzplanerinnen
und -planer eingetragen ist.

(2) Für den Antrag auf Erteilung der Bescheini-
gung nach § 34 Absatz 1 Nummer 2 und Ab-
satz 3 des Saarländischen Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes gilt § 20 Absatz 1
entsprechend. Dem Antrag ist neben den in §
20 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 genannten Unter-
lagen eine Erklärung abzugeben, dass der an-
zeigenden Person von keiner anderen deut-
schen Architekten- oder Ingenieurkammer
eine entsprechende Bescheinigung erteilt wor-
den ist.

§ 26 Eintragung in das
Gesellschaftsverzeichnis

Für die Eintragung in das Gesellschaftsver-
zeichnis gilt § 15 entsprechend.

Übergangsregelung,
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 27 Übergangsregelung
Für Absolventinnen und Absolventen der
Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur,
Landschaftsarchitektur und Stadtplanung,
welche die praktische Tätigkeit ab dem 1. Ja-
nuar 2019 und vor dem Inkrafttreten dieser
Verordnung begonnen haben, verringert sich
der Umfang der gemäß § 3 Absatz 1 zu erbrin-
genden Unterrichtsstunden wie folgt:
1. Absolventinnen und Absolventen, welche

die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. März 2019
begonnen haben, haben 16 Unterrichts-
stunden zu erbringen,

2. Absolventinnen und Absolventen, welche
die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. April 2019 bis zum 30. Juni 2019
begonnen haben, haben 24 Unterrichts-
stunden zu erbringen,

3. Absolventinnen und Absolventen, welche
die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. Juli 2019 bis zum 30. September
2019 begonnen haben, haben 32 Unter-
richtsstunden zu erbringen,

4. Absolventinnen und Absolventen, welche
die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. Oktober 2019 bis zum 31. Dezem-
ber 2019 begonnen haben, haben 40 Un-
terrichtsstunden zu erbringen,

5. Absolventinnen und Absolventen, welche
die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. März 2020
begonnen haben, haben 48 Unterrichts-
stunden zu erbringen und

6. Absolventinnen und Absolventen, welche
die praktische Tätigkeit in dem Zeitraum
vom 1. April 2020 bis zum 30. Juni 2020
begonnen haben, haben 56 Unterrichts-
stunden zu erbringen.

TEIL 5
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§ 28 Inkrafttreten,

Außerkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2020 in
Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung
zur Durchführung des Saarländischen Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetzes vom
18. August 2004 (Amtsbl. S. 1857), zuletzt
geändert durch die Verordnung vom 12. No-
vember 2015 (Amtsbl. I S. 888), außer Kraft.


